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„Ohne sie zieht die neue Zeit" 
Gewerkschaften in der Sackgasse? 

„Die Gewerkschaften sind nicht die Schmud­
delkinder der Nation, mit denen man sich am 
besten nicht umgibt", so der designierte Vorsit­
zende des Deutschen Gewerkschaftsbunds 
(DGB), Michael Sommer, in einem Interview 
auf die Frage nach den Berührungsängsten 
zwischen Parteien und Gewerkschaften (Die 
Zeit, 14. März 2002). Gewerkschaften als 
Schmuddelkinder - so weit würde kein Beob­
achter ernsthaft gehen. Aber dass sich die Ge­
werkschaften nicht erst seit heute in einer Ak­
zeptanzkrise befinden und ihre gesellschafts­
politische Bedeutung und Verankerung in der 
Bevölkerung seit Jahren schwindet, ist offen­
sichtlich. 
Michael Sommer sprach zum Auftakt seiner 
Kandidatur zudem ein Tabu an: Dem Arbeitge­
berlager sei es in den vergangenen Jahren 
gelungen, die Interpretationshoheit in Wirt­
schaftsfragen zu erlangen. Ihre egoistischen 
Interessen hätten sie geschickt als allgemeine 
Interessenlage ,verkauft'. Ein politischer Of­
fenbarungs-Eid, zumal vom Anteil der Gewerk­
schaften an dieser Machtkonstellation nicht 
die Rede war. Dem Erfolg der Unternehmer 
steht der strukturelle Niedergang der Gewerk­
schaften gegenüber. 
Zählten die Gewerkschaften 1991 noch 11,8 
Million Mitglieder, so sind es derzeit etwa 7,8 
Millionen. Besorgniserregend sind dabei der 
geringe Anteil jugendlicher Mitglieder und die 
gewerkschaftliche Mitgliederstruktur, die 
längst nicht mehr die Struktur der Beschäftig­
ten widerspiegelt. Der Wandel in der Arbeits­
welt (Frauenbeschäftigung, - befristete - An­
gestelltentätigkeiten, Bedeutungsverlust tra­
ditioneller' Branchen, Bedeutungszunahme 
des Dienstleistungssektors und ,neuer' Berei­
che wie etwa der Informations- und Kommuni­
kationsbranchen) hat sich in ihren Organisati­
onsbemühungen noch nicht erfolgreich nieder 

geschlagen. Die Gewerkschaften organisieren 
zu wenig Frauen, Jugendliche und Angestellte 
sowie hoch qualifizierte Beschäftigte aus ex­
pandierenden (Zukunfts-) Branchen in ihren 
Reihen. Diese Defizite gelten als schwere Hy­
pothek für die Zukunftsfähigkeit der Gewerk­
schaften und gefährden schon heute ihre ge­
sellschaftspolitische Bedeutung als Vertrete­
rin der Interessen aller Beschäftigten. 
Nicht ohne Grund also wird in Öffentlichkeit 
und Wissenschaft immer öfter die Frage nach 
der Zukunft der Gewerkschaften gestellt. Wel­
che Perspektive die Arbeitnehmervertreter 
zwischen Kampforganisation und Co-Manag-
ment haben, ist strittig. Kontrovers wird auch 
diskutiert, ob sie ihre prekäre Situation auf­
grund mangelnder Anpassungsfähigkeit und 
fehlender Innovationsbereitschaft selbst zu 
verantworten haben, oder ob sie in erster Linie 
eine unvermeidbare' Folge des sozioökono­
mischen Strukturwandels ist. Wahrscheinlich 
kommen beide Faktoren zusammen; dynami­
siert wird die Entwicklung nach unten durch 
einen unzeitgemäßen Kommunikationsstil, 
eine zementierte Funktionärskultur und eine 
mitverschuldete Isolierung im parlamentari­
schen Raum, besonders im gespannten Ver­
hältnis mit der SPD. 

,Modell Deutschland' 
Während in den 50er und 60er Jahren noch die 
Gefahr des ,Gewerkschaftsstaates' kritisiert 
wurde, macht heute eher das Urteil von der 
Rand- und Rückständigkeit der Gewerkschaf­
ten die Runde. Die Konfliktlinie zwischen 
Arbeit und Kapital schien zu einem eingeheg­
ten Bestandteil der demokratischen und sozi­
alstaatlichen Entwicklung geworden zu sein. 
Im sogenannten ,Modell Deutschland' nah­
men die Gewerkschaften als tragende Säule 
einen zentralen Platz ein. Mit den Herausfor­
derungen der anhaltend hohen Arbeitslosig­
keit, den ökonomischen wie sozialen Folge­
problemen der deutschen Einheit, der Europä-
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isierung der Politik und der Globalisierung der 
Wirtschaft ist das ,Modell Deutschland' je­
doch abgelöst worden und die sozialstaatlich 
und korporatistisch regulierte Ökonomie un­
ter Druck geraten. Tradierte Formen der staat­
lichen und verbandlichen Steuerung stoßen an 
Grenzen. Nationalstaatlich organisierte insti­
tutionelle Arrangements gelten immer weni­
ger als adäquate Antwort auf europäisierte bzw. 
globalisierte ökonomische Handlungsräume. 
Infolgedessen büßen auch Gewerkschaften an 
Handlungsspielraum ein. Doch könnte, so pa­
radox es zunächst erscheinen mag, die ,alte' 
Konfliktlinie zwischen Kapital und Arbeit im 
Zuge der Internationalisierung ökonomischer 
Prozesse als Handlungsressource für die Ge­
werkschaften wieder an Bedeutung gewinnen. 

Herausforderung Globalisierung 
Befragungen im Rahmen der IG Metall-Zu­
kunftsdebatte ergeben, dass sich Beschäftige 
vor dem Hintergrund globalisierter Wirt­
schaftsbeziehungen zwar starke Gewerkschaf­
ten wünschen, ihnen aber immer weniger zu­
getraut wird, diese Rolle auszufüllen. Die Be­
fragten sind allerdings mehrheitlich der Mei­
nung, dass die Globalisierung die Gewerk­
schaften schwächt, ihren Einfluss als betriebli­
che Interessenvertretung minimiert und ihre 
Bedeutung als gesellschaftspolitische Kraft 
relativiert. 
Globalisierung als ökonomischer Megatrend 
verändert nicht nur die Rahmenbedingungen 
gewerkschaftlichen Handelns. Sie hat längst 
auch konkrete Auswirkungen, die sich nicht 
zuletzt in der Organisationslandschaft zeigen. 
Mit dem Niedergang einst auch bei uns wich­
tiger Branchen (etwa Textil und Bekleidung) 
haben sich auch die zuständigen Gewerkschaf­
ten überlebt. Auf der anderen Seite gewinnen 
neue Bereiche an Bedeutung, nicht nur mit 
Blick auf die Zahl der Beschäftigten (etwa im 
Feld der Informationstechnologien, der neuen 
Dienstleistungen oder aber der stets vernach­

lässigten ,einfachen Arbeiter' und den soge­
nannten ,working poor'). Dieser Wandel in 
den Industriebranchen und zwischen den 
Dienstleistungssektoren zeigt sich in einer 
grundlegend veränderten Gewerksc'naftsland-
schaft. Die Megafusionen von Einzelgewerk­
schaften, die mehr und mehr zu Multibran-
chengewerkschaften werden, droht den DGB 
immer mehr überflüssig zu machen. 

Gewerkschaften ohne 
Handlungsstrategien 
Gewerkschaftliche Handlungsstrategien, die 
mehr als nur reaktiv und schadensbegrenzend 
wirken sollen, sondern Gestaltungsspielräu­
me in der Globalisierung aufzeigen, sind noch 
nicht entwickelt. Fusionen im nationalstaatli­
chen Rahmen mögen ein wichtiger und richti­
ger Schritt sein. Als Antwort machen sie aber 
nur dann Sinn, wenn die innere Heterogenität 
nicht zu neuen internen Zerreissproben führt, 
sondern zu Verhandlungsmacht nach außen 
gebündelt werden kann. Die Europäisierung 
der Gewerkschaften steckt noch in den Kin­
derschuhen. So „ist die internationale Tarifko­
ordination zahnlos, noch gibt es keine europa­
weiten Tarifverhandlungen", wie der Gewerk­
schaftskenner Jonas Viering anmerkt (Süddeut­
sche Zeitung vom 19. März 2002). Das Setzen 
auf Europäische Betriebsräte (EBR) (spezielle 
Gremien in multinationalen Unternehmen) 
scheint ein möglicher Ausweg. Sie verfügen 
jedoch über weitaus geringere Mitbestim­
mungsrechte als in Deutschland und vermö­
gen es bisher kaum, eine transnationale Iden­
tität auszubilden. Sie transportieren vielmehr 
die „politische Kultur der Heimat der jeweili­
gen Konzernmutter in die andern Länder" 
(ebenda). 

Wie für andere traditionelle Organisationen 
(Parteien, Verbände) kann eine mögliche Lö­
sungsoption lauten: Den Kontakt mit jenen 
Akteuren der Zivilgesellschaft, z.B. Nichtre­
gierungsorganisationen, zu suchen, deren Pra-
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xis vielfach von transnationalem Handeln be­
stimmt wird. Die Verbindungen zwischen eini­
gen Gewerkschaften und der globalisierungs­
kritischen Organisation Attac sind ein erster 
Schritt in diese Richtung. Auffällig ist jedoch, 
dass die organisatorische Umarmung per Rund­
brief an alle Funktionäre durch die IG Metall 
nicht im Ansatz von den anderen Gewerk­
schaften (mit Ausnahme von ver.di) geteilt 
wird. Was ist modische Begleitung, was Sub­
stanz? 
Gewerkschaften zu Beginn des 21. Jahrhun­
derts stehen vor der Herausforderung, Struktu­
ren zu schaffen, die sie attraktiv für neue - vor 
allem junge - Mitglieder machen. Um den fort­
schreitenden Einflussverlust in gesellschafts­
politischen Reformdebatten zu bremsen, müs­
sen sie inhaltliche Impulse zur politischen und 
ökonomischen Gestaltung setzen, die wahrge­
nommen und debattiert werden. 
Diese skizzenhafte Bestandsaufnahme bildet 
den Hintergrund für das vorliegende For­

schungsjournal. Es bietet, anknüpfend an das 
bereits vor zehn Jahren erschienene For­
schungsjournal „Gewerkschaften zwischen 
Morgen und Grauen" (FJ NSB 3/1992), eine 
aktuelle und kritische Analyse der Situation in 
Deutschland: Erörtert werden etwa die gesell­
schaftliche Rolle der Gewerkschaften, die or­
ganisatorischen Veränderungen der Gewerk­
schaftslandschaft nach der Dekade der Fusio­
nen und das Verhältnis der Gewerkschaften 
zur ersten rot-grünen Bundesregierung. Das 
Heft öffnet Problemhorizonte, präsentiert Zu­
kunftsentwürfe und beschreibt Trends und neue 
Handlungsfelder im Zuge veränderter politi­
scher Rahmenbedingungen. Akteure aus den 
Gewerkschaften und Beobachter aus der Wis­
senschaft präsentieren ihre Analysen. 

Warnfried Dettling erörtert in seinem einfüh­
renden Essay die Rolle und Bedeutung der 
Gewerkschaften in einer sich verändernden 
Umwelt. Dabei geht er mit den Gewerkschaf-
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ten hart ins Gericht, weil sie, nach seiner Ein­
schätzung, ihren Platz in der ,Bürgergesell­
schaft' bisher nicht einzunehmen bereit sind. 
Haben sie ihre Fähigkeit zu Gestaltung und 
Partizipation im politischen Raum eingebüßt 
und sind sie den neuen Formen demokrati­
scher Beteiligung nicht gewachsen? 
Der Beitrag von Bodo Zeuner und Mike Fichter 
informiert über den Stand der wissenschaftli­
chen Debatte. Die Autoren befinden in ihrer 
Literaturstudie, dass es durchaus Spielräume 
für die Gewerkschaften gibt. Sie zeigen fünf 
Strategiepfade auf, die eingeschlagen werden 
müssen, um unter restriktiven Bedingungen 
wieder handlungsfähig zu werden und dem 
,Belagerungszustand' sowie dem bloßen Prag­
matismus zu entkommen. Dabei geht es vor 
allem um neue Leitbilder und Visionen, um das 
eigene (nicht neu definierte) Selbstverständ­
nis als auch gesellschaftspolitisch nachhaltige 
Vertretungsmacht der Arbeitnehmerinnen. 
Der D G B kann seine Legitimation und seinen 
Einfluss gegenüber den Einzelgewerkschaf­
ten, so Hans-Joachim Schabedoth, aus der In­
teressenvertretung auf europäischer Ebene und 
als anerkannte Vertretung des Rechtsschutzes 
beziehen. Die unter dem Dach des D G B ausge­
gliederte Rechtsschutz GmbH ist größter An­
bieter der Rechtsberatung und Prozessvertre­
tung und bietet die Chance, „mit gesicherten 
Qualitätsstandards die Leistungsfähigkeit der 
Gewerkschaften auf diesem Gebiet zu stei­
gern", so Schabedoth. Ob diese bescheidene 
Rollenzuweisung an den D G B in der Zukunft 
Bestand haben kann, ist zweifelhaft. Der neue 
DGB-Vorsitzende wird sich nicht mit dem Bild 
der Servicestation begnügen wollen. 
Neben veränderten Rahmenbedingungen und 
nötigen internen Modemisierungsprozessen 
hängt die Stärke der Gewerkschaften auch vom 
Handlungsspielraum und Organisationsgrad 
ihrer Tarifpartner ab. Mit Bezug auf das Modell 
Deutschland und das Verhältnis der Tarifpar­
teien zueinander kommt Wolfgang Schroeder 

zu der interessanten, eigenwilligen These: 
Eine derzeit zu beobachtende Schwächung der 
Arbeitgeberverbände bedroht auch die Stärke 
der Gewerkschaften. 
Uber die ,neue Partnersuche' der Gewerkschaf­
ten berichtet Sabine Krüger in ihrem Beitrag. 
Einer der Befunde: NGOs gehen zu bestimmten 
Sachfragen Bündnisse mit Gewerkschaften ein, 
und auch für diese sind die ,neuen globalen 
Akteure' nicht länger die ökobewegten Spin­
ner, sondern mitunter begehrte Kooperations­
partner. Auf beiden Seiten haben Lernprozesse 
stattgefunden; man akzeptiert die andere Seite 
als Partner, setzt auf dessen Kompetenz, prakti­
ziert den Dialog und findet (wenngleich erst 
punktuell) in Netzwerken zusammen. Kann die­
se Entwicklung als eine Anpassung gesellschaft­
licher Akteure an veränderte Rahmenbedingun­
gen interpretiert werden? 
Hatten die deutschen Gewerkschaften noch 
1998 den Regierungswechsel zu Rot-Grün 
durch ihre klare Positionierung im Wahlkampf 
mit herbei geführt und der damalige SPD-Kanz­
lerkandidat Gerhard Schröder die Lösung der 
Beschäftigungskrise zu seiner wichtigsten 
Aufgabe erklärt, so macht sich inzwischen bei 
ihnen Enttäuschung über die Wirtschafts- und 
Sozialpolitik der neuen Regierung breit, weil 
sie nicht zum erhofften Abbau der Arbeitslo­
sigkeit und zu mehr sozialer Gerechtigkeit 
geführt hat. Beklagt wird, dass der Politik­
wechsel nach dem Regierungswechsel nicht 
wirklich statt gefunden hat. A m Beispiel der 
kontroversen politischen Beurteilung der ers­
ten rot-grünen Bundesregierung lässt sich auch 
verdeutlichen, dass von einem ,intakten Bünd­
nis' zwischen SPD und Gewerkschaften heute 
nicht mehr die Rede sein kann. 
Zwar gibt es noch immer viele gemeinsame 
programmatische Schnittstellen und verbin­
dende Werteorientierungen (Solidarität, sozi­
ale Gerechtigkeit, Mitbestimmung), aber in 
der aktuellen Bewertung der konkreten Tages­
politik überwiegen erhebliche Differenzen. Das 
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untergekühlte Verhältnis zwischen rot-grüner 
Bundesregierung und der IG Metall zeigen die 
beiden Texte von Heinrich Tiemann und Klaus 
Lang. Interessant ist vor allem die unterschied­
liche Wahrnehmung und Einordnung rot-grü­
ner Regierungspraxis. So liest sich der Beitrag 
von Heinrich Tiemann(Ex-IG Metall-Funktio­
när) aus dem Bundeskanzleramt wie eine reine 
Erfolgsstory rot-grüner Regierungstätigkeit für 
die Arbeitnehmerinnen, während Klaus Lang 
für die IG Metall darin nicht mehr als Stück­
werke erkennt und besonders ein gemeinsa­
mes Projekt zur Erneuerung der Arbeitsgesell­
schaft vermisst. 
Auch in der Bewertung des .Bündnisses für 
Arbeit' liegen die aus Kanzleramt und Ge­
werkschaftszentrale agierenden Akteure 
auseinander. Ähnliche Entfremdungs-Prozes­
se sind zwischen SPD und großen Einzelge­
werkschaften immer wieder sichtbar. Auf der 
Mitarbeiterebene - dem sogenannten Funktio­
närs-Mittelbau - sprechen die Gewerkschafts­
akteure unverhohlen von einer neoliberalen 
Politik von rot-grün. Umgekehrt kommentie­
ren Regierungsvertreter die Politik der Ge­
werkschaften als rückwärtsgewandt mit einem 
Innovationsgrad, der knapp über Null geht. 
Anke Hassel resümiert kenntnisreich den Pro­
zess der Bündnisverhandlungen in den ver­
gangenen vier Jahren, erläutert die markanten 
Umschwünge in den Rahmenbedingungen und 
fragt nach den Handlungsmöglichkeiten der 
Gewerkschaften im Kontext Sozialer Pakte. 
Sie eruiert, ob und für welche Branchen der 
politische Tausch in der bundesdeutschen Va­
riante des ,Bündnisses für Arbeit' zwischen 
den Parteien des Tripartismus gelingt. Kritisch 
reflektiert wird hierbei auch die eigene Verant­
wortung der deutschen Gewerkschaften für 
das Misslingen des Tauschmechanismus. Ein 
mögliches Scheitern wird auf innerorganisa­
torische Strukturen und differente Kräftever­
hältnisse zwischen Gewerkschaftsspitzen und 
Untergliederungen zurückgeführt. 

Für viele bleibt die Frage, welchen Platz Ge­
werkschaften in der Wissens- und Informati­
onsgesellschaft einnehmen können, völlig 
unklar. In der Mediengesellschaft, in der der 
Kommunikationsauftritt immer mehr über Prä­
senz und Image in der Öffentlichkeit entschei­
den, haben Gewerkschaften die Rolle des iso­
lierten Aussenseiters. Offenbar haben sie nicht 
verstanden, auf welche Ressourcen sie heute 
im politischen Meinungsstreit verzichten. Sie 
müssen sich aber mit innovativen Kommuni­
kationskonzepten und kreativer Öffentlich­
keitsarbeit in einer unüberschaubar geworde­
nen Medienlandschaft Gehör verschaffen. 
Martin Kempe zeichnet das Wollen und Wer­
den sowie die Schwierigkeiten der Zusammen­
führung und Neugestaltung der Kommunikati­
onsstrukturen und -medien in der neuen Groß­
gewerkschaft ver.di nach. Wie in anderen Ge­
werkschaften führen überkommene Organisa­
tions- und Kommunikationskulturen zu Pro­
blemen, öffentlich überhaupt wahrgenommen 
zu werden. Ver.di hatte die Chance für einen 
Neuanfang; erste Ergebnisse zeigen jedoch, 
dass der Wille allein noch nicht zu einem über­
zeugenden Ergebnis führen muss. 
Mitgliedervertretung und -rekrutierung,. die 
Gestaltung von Europäisierung und Globali­
sierung, das Knüpfen neuer Partnerschaften, 
das Geltendmachen der eigenen Stimme im 
Konzert der gesellschaftspolitischen Akteure: 
zweifellos ein umfangreicher Aufgabenkata­
log aktueller und künftiger Gewerkschaftspo­
litik. Nur wenn die Gewerkschaften diese He­
rausforderungen annehmen, konstruktiv dis­
kutieren und programmatisch umsetzen, zieht 
die Zeit nicht ohne sie, sondern können sie 
kreative Antworten auf gesellschaftliche Mo­
dernisierungsfragen geben und damit ihre Be­
deutung als betriebliche Gestaltungsmacht und 
gesellschaftliche Reformkraft stärken. 

Sabine Krüger/Peter KuleßalAnsgar Klein 
Berlin, Thomas Leif, Wiesbaden 
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Warnfried Dettling 

Gewerkschaften und Bürgergesellschaft 
Anmerkungen zu einer schwierigen Beziehung 

Die Gewerkschaften stehen wie andere In­
stitutionen, wie Parteien und Kirchen vor 
der Aufgabe, den Wandel zu verarbeiten, 
und die Zukunftsdebatte der IG Metall ist 
nur ein Beispiel dafür, dass sie diese Auf­
gabe erkannt haben. Eine kreative Anpas­
sung an die neuen Realitäten ist eine schwie­
rige Aufgabe, die man auf unterschiedliche 
Weise verfehlen kann: einmal dadurch, dass 
die Gewerkschaften sich selbst, ihren Tra­
ditionen und Strukturen treu bleiben, aber 
eines Tages nicht mehr in die Zeit und zu 
den Menschen passen. Sie werden dann 
noch eine Weile überleben im Museum der 
Industriegesellschaft, als Prunkstücke der 
industrial archeology. Wer nicht mit der Zeit 
geht, der geht mit der Zeit. Verfehlen kön­
nen die Gewerkschaften die Aufgabe einer 
kreativen Anpassung aber auch dadurch, 
dass sie sich nur noch anpassen, ihre Wer­
te vergessen und mit der Zeit beliebig und 
austauschbar werden. In beiden Fällen wür­
den immer mehr Menschen den Eindruck 
gewinnen, dass es auch ohne sie geht. 
Einstweilen können sich die Gewerkschaf­
ten noch mit dem Mythos der großen Zahl 
trösten, aber es ist ein schwacher Trost, der 
nur mehr anzeigt, dass der Niedergang auf 
einem hohen Niveau beginnt. Es sind die 
neuen Realitäten, welche die Gewerkschaf­
ten auf eine harte Probe stellen, aber ihr 
Schicksal wird sich letztendlich nicht an 
diesen neuen Realitäten 1 entscheiden, son­
dern an der Art und Weise, wie sie darauf 
reagieren. 

Neue soziale Bewegungen und die 
Grenzen des Pluralismus 

Diese Herausforderung, in eigener Sache ein 
kreatives Management des Wandels zu betrei­
ben, hat sich lange angekündigt. Vor rund drei­
ßig Jahren begann etwas Neues in die Gesell­
schaft der Bundesrepublik Deutschland einzu­
ziehen: die so genannten neuen sozialen Be­
wegungen. Sie veränderten erst die Alltags­
kultur der Gesellschaft und später auch - mit 
den Grünen - das Parteiensystem. Vor allem 
aber veränderten sie, lange übersehen, das 
Selbstverständnis und die Unschuld des Inter­
essengruppenpluralismus. Noch in den 1960er 
Jahren hat die herrschende Lehre der Politik­
wissenschaft sorgfältig unterschieden zwischen 
der Artikulation und der Aggregation von Inte­
ressen. Letzteres besorgten die politischen Par­
teien, das andere die Verbände und die Interes­
sengruppen. In diesem System des Pluralis­
mus der Verbände und Gruppen hatten die Ge­
werkschaften eine privilegierte Position. Sie 
waren zum einen ein Verband unter Verbänden 
und zum anderen nicht nur größer und mächti­
ger als andere, sondern auch durch das beson­
dere System der Arbeitsbeziehungen heraus­
gehoben und dazu noch demokratisch ange­
sehener', da sie beanspruchen konnten, nach 
außen die Interessen aller Arbeitnehmer zu ver­
treten und nach innen demokratischen Kriteri­
en zu genügen. Die Grenzen zwischen Ge­
werkschaften und Gemeinwohl waren flie­
ßend: Das sahen nicht nur sie selbst so, es 
wurde ihnen auch gerne bescheinigt, vor allem 
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von der Sozialdemokratie und auch von der 
christlich-demokratischen Arbeitnehmerschaft. 
Gerhard Schröder war der erste sozialdemo­
kratische Bundeskanzler, der einmal beiläufig 
bemerkte, die Gewerkschaften müßten lernen, 
dass sie nicht automatisch mit dem Gemein­
wohl identisch seien. 

Was sich in den neuen sozialen Bewegungen 
sichtbar zeigte, war schon vorher ein Thema in 
den Sozialwissenschaften und in der Politik. 
Ganz unterschiedliche Autoren und Politiker 
wie etwa John K . Galbraith und Claus Offe, 
Heiner Geißler und Kurt H . Biedenkopf erin­
nerten daran, dass nicht alle Interessen in der 
Gesellschaft und nicht sämtliche Bedürfnisse 
der Menschen in gleicher Weise organisierbar 
und konfliktfähig seien und deshalb Gefahr 
liefen, gar nicht, zu spät oder nicht genug be­
rücksichtigt zu werden. Für Einheitsgewerk­
schaften werfen zunehmende Disparitäten und 
Differenzierungen dieser Art besondere Fra­
gen und Probleme auf. In der Morgenfrische 
der neuen sozialen Bewegungen begannen die 
Gewerkschaften langsam alt auszusehen. 

Die Bürgergesellschaft und das 
Schweigen der Gewerkschaften 

Inzwischen hat sich das gesellschaftliche Um­
feld der Gewerkschaften weiter verändert. Es 
ist eine neue Lage entstanden, die für sie neue 
Risiken, aber auch neue Chancen birgt. Bei 
den neuen sozialen Bewegungen sind Zauber 
und Schwung des Anfangs vorbei, es zeigen 
sich vielfach ähnliche Probleme wie bei den 
etablierten Parteien und Verbänden. Was Dau­
er wil l , braucht Strukturen. Wo sich Struktu­
ren verfestigen, drohen Bürokratisierung und 
Entfremdung. Das ist die nüchterne Nachricht 
für die neuen sozialen Bewegungen, aber des­
halb noch keine gute Nachricht für die Ge­
werkschaften. Die tausend Initiativen, Netz­
werke und Selbshilfegruppen, die auf dem Bo­

den gewachsen sind, den die neuen sozialen 
Bewegungen fruchtbar gemacht haben, verbin­
den sich nun zwar nicht gerade zu einem brei­
tem Strom, aber doch zu einem gewissen kul­
turellen Trend, der in Politik und Gesellschaft 
deutlich zu beobachten ist. Man mag ihn den 
Trend zur Bürgergesellschaft nennen. Es ist 
kein Massentrend, wie Umfragen zeigen. Nur 
eine Minderheit verbindet damit konkrete, eine 
Mehrheit aber positive Vorstellungen. Wäh­
rend nun aber die politischen Parteien, die 
Wohlfahrtsverbände und selbst die Kirchen 
neugierig geworden sind und sich aktiv in die­
se Debatte einschalten, schweigen die Gewerk­
schaften, wie der Zukunftsreport der IG Me­
tall eindrücklich bestätigt. Darin ist zwar von 
der ,Vision einer solidarischen und zivilen Ge­
sellschaft' die Rede. Während aber die eine, 
die solidarische Dimension ausführlich und 
mitunter auch auf eine innovative Weise re­
flektiert wird, wird die andere Dimension nicht 
weiter aufgegriffen. Die Bürgergesellschaft ist 
bei den Gewerkschaften (noch?) nicht ange­
kommen. Woran liegt das? Zwei Vermutungen 
drängen sich auf: Es liegt an der Art und Wei­
se, wie manche Protagonisten der Bürgerge­
sellschaft dieses Konzept präsentieren, und es 
liegt an der ängstlichen, ja defensiven Hal­
tung, mit der die Gewerkschaften ihre eigene 
Zukunftsdebatte führen. 

Bürgergesellschaft: Missverständnisse 
und Grenzen 

Es sind vor allem drei Assoziationen und Be­
gründungszusammenhänge, die das Konzept 
der Bürgergesellschaft den Gewerkschaften 
verdächtig machen. Da ist einmal das Plädoy­
er, ,Bürgerarbeit statt Arbeitslosigkeit' zu för­
dern und somit die Debatte um die Bürgerge­
sellschaft in den Kontext von Vollbeschäfti­
gung, Arbeitslosigkeit und (Ende der) Arbeits­
gesellschaft zu rücken. Die Gewerkschaften 
fürchten nicht ganz zu unrecht, dass damit das 
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Tor zu jeder Art von Niedriglohnsektor aufge­
macht wird, dass unbezahlte, nicht entlohnte, 
sondern allenfalls belohnte Arbeit in Stellung 
gegen tariflich bezahlte Erwerbsarbeit gebracht 
und das Ziel ,Arbeit für alle' preisgegeben 
wird. Da ist zum anderen der Verdacht, das 
Konzept der Bürgergesellschaft stelle nur eine 
andere Form des Abbaus des Sozialstaates dar, 
eine Art Trojanisches Pferd für die Vergesell­
schaftung oder gar Privatisierung elementarer 
Risiken. Und schließlich hat eine besondere 
und nicht ganz zufällige zeitliche Koinzidenz 
die Alarmglocken läuten lassen: Die Bürger­
gesellschaft hat just in dem Augenblick be­
gonnen Karriere zu machen, als die öffentli­
chen Kassen in Bedrängnis kamen. Was der 
Staat nicht mehr kann, so der Verdacht, das 
sollten nun die Bürger machen: die Bürgerge­
sellschaft als Lückenbüßer für die Ausfaller­
scheinungen des Sozialstaates. 

Vor aller Einladung an die Gewerkschaften, 
sich dem Konzept der Bürgergesellschaft zu 
öffnen, sollten deshalb die Fronten bereinigt 
und gesagt werden, was auch von der Sache 
her geboten ist: Die Bürgergesellschaft ist kein 
anderer Weg zur Vollbeschäftigung. Sie ist kein 
Ersatz, wohl aber eine Reformperspektive für 
den Sozialstaat.2 Es gibt soziale Aufgaben, die 
auch die stärkste Bürgergesellschaft nicht über­
nehmen kann. Dazu gehören etwa der soziale 
Ausgleich zwischen Reich und Arm und eine 
verlässliche Daseinsvorsorge auf vielen Ge­
bieten. Und schließlich ist sie jedenfalls kurz­
fristig kein Mittel und Weg, um Geld zu spa­
ren, ist sie doch auf eine soziale Infrastruktur 
angewiesen, welche bereit zu stellen (analog 
der wirtschaftlichen Infrastruktur für die Wirt­
schaft) eine öffentliche Aufgabe ist. 

Wenn dies alles gesagt und geschehen ist, dann 
stellt sich allerdings für die Gewerkschaften 
die Frage, ob sie sich nicht stärker aus ihren 
eigenen Traditionslinien heraus in diese De­

batte einschalten sollten. Sozialdemokraten und 
Gewerkschaften könnten schärfer als andere 
die schwachen Stellen der Theorie und der Pra­
xis der Bürgergesellschaft thematisieren. Und 
sie könnten vor allem darauf hin wirken, dass 
die Bürgergesellschaft der Zukunft etwas an­
deres wird als die bürgerliche Gesellschaft der 
Vergangenheit mitsamt ihren eher problemati­
schen Traditionsbeständen. 

Bürgergesellschaft und bürgerliche 
Gesellschaft 

Wenn man auf die letzten zweieinhalb Jahr­
hunderte deutscher Geschichte zurückblickt, 
dann empfiehlt es sich, der Historiker Jürgen 
Kocka (2002: 15ff.) hat jüngst darauf hinge­
wiesen, zwischen drei Bedeutungen von Bür­
ger zu unterscheiden: 

• Bürger im Sinne von Stadtbürger, wie man 
sie in der europäischen Stadt seit dem ho­
hen Mittelalter kennt, also „Angehörige ei­
nes Standes, darunter Handwerker, Kauf­
leute, Honoratioren und Patrizier mit ihren 
Angehörigen. Es handelt sich um eine in 
sich differenzierte Gmppe, die von anderen 
Ständen (Bauern, Adel, Klerus), aber auch 
von der unterbürgerlichen Schicht in den 
Städten deutlich abgegrenzt war..." (Kocka). 

• Bürger im Sinne des Bürgertums (Bour­
geoisie, Middle Class), eine das 19. Jahr­
hundert prägende soziale Formation, zu der 
Wirtschafts- und Bildungsbürger zählten. 
„Was diese unterschiedlichen Gruppen eini­
germaßen zusammenhielt, war vor allem 
ihre Kultur, zu dem ein spezifisches Fami­
lienmodell, eine spezifische Lebensfüh­
rung, spezifische Werte (darunter Selbstän­
digkeit) gehörten, aber auch die Bereit­
schaft zur bewussten Selbstunterscheidung 
von anderen sozialen Gruppen, vom Adel 
und den traditionellen Eliten einerseits, dem 



10 Essay 

Volk und den Unterschichten andererseits" 
(Kocka). 

• Bürger im Sinne von Staatsbürger mit glei­
chen Rechten und Pflichten gegenüber der 
Allgemeinheit, dem großen Ganzen der Ge­
sellschaft. 

Schon diese kurze historische Rückblende 
zeigt, dass die traditionellen Formen der 
,Bürger'gesellschaft große Teile des Volkes 
ausschlossen oder sie gar als Bedrohung .bür­
gerlicher' Rechte und Privilegien angesehen -
und oft genug bekämpft hatten. Aus anderer 
Perspektive formuliert: Die Gewerkschaften 
sind im 19. Jahrhundert entstanden und später 
dann groß und stark geworden gegen eine po­
litisch, wirtschaftlich und kulturell lange Zeit 
übermächtige .bürgerliche Gesellschaft'. Die­
ser Zusammenhang wird noch deutlicher, wenn 
man in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland nach .Traditionslinien bürger­
schaftlichen Engagements'3 sucht und sie in 
der bürgerlichen Vereinskultur und in der kom­
munalen Selbstverwaltung findet. Ein großer 
Teil der Vereine, vom Turnverein über die Hei­
matvereine bis hin zu den Schützenvereinen 
waren ja Teil des konservativen Milieus 4, das 
die Gewerkschaften ausgrenzte und mit dem 
diese nichts zu tun haben wollten. Was sich in 
ihnen in den Vereinen als .bürgerliche Gesell­
schaft' präsentierte war den Gewerkschaften 
oft genug fremd und feindlich und vice versa. 
Die kommunale Selbstverwaltung wiederum 
repräsentierte oft die Honoratioren aus Wirt­
schaft und Mittelstand. Aber noch aus einem 
anderen Grund lag die kommunale Selbstver­
waltung eher im toten Winkel gewerkschaftli­
cher Aufmerksamkeit: Die Logik gewerkschaft­
licher Interessenvertretung brauchte ein macht­
volles Gegenüber mit großer Reichweite; sie 
versprach sich Erfolg von Verhandlungen mit 
staatlichen Institutionen, die im Grunde der 
gleichen Logik gehorchten wie sie selber: hie­

rarchisch aufgebaut, bürokratisch gesteuert, 
zentralistisch geführt. Der Nationalstaat passte 
zu den Gewerkschaften und diese passten zum 
Nationalstaat. 

So vermag der historische Rückblick manches 
zu erklären, und er wirft vor allem zwei Fra­
gen auf: Sind die Gewerkschaften willens und 
fähig, aktiver Teil einer Bürgergesellschaft (im 
dritten oben beschriebenen Sinne) zu werden, 
also (auch) auf demokratische Mitwirkung und 
Teilhabe außerhalb des Staates und großer Or­
ganisationen zu setzen, oder werden sie auch 
weiterhin nur einen Königsweg zu Partizipati­
on zulassen, der von ihnen gleichsam kontrol­
liert wird? Und: Wie halten es die Gewerk­
schaften mit dem machtvollen Trend, der sich 
gleichsam auf der Rückseite der Globalisie­
rung abspielt, dem Trend zu Regionalisierung, 
Dezentralisierung, kleinen Einheiten? Das po­
litische Geschehen wird sich mehr in Räume 
jenseits (Europa) und diesseits (Städte und Ge­
meinden) des Nationalstaates verlagern und 
sowohl in Europa, vor allem aber vor Ort wer­
den die Menschen mehr und mehr mitreden 
wollen. Es ist nicht zuletzt dieser Trend, wel­
cher der Idee der Bürgergesellschaft Wind in 
die Segel gibt. Werden, wollen die Gewerk­
schaften dabei sein, wenn es dämm geht, die 
besseren Traditionslinien der .Bürgergesell­
schaft' in die Zukunft hinein zu verstärken und 
die eher problematischen Traditionen der .bür­
gerlichen Gesellschaft' zu überwinden? Dann 
könnten sie auch einen Beitrag dazu leisten, 
die Defizite in der gegenwärtigen Theorie und 
Praxis der Bürgergesellschaft auszugleichen5. 

Gewerkschaften als Impulsgeber für 
die Bürgergesellschaft? 

Das soziale Gefälle und die sozialen Exklusio­
nen leben vorläufig auch in der Bürgergesell­
schaft fort. Empirische Studien zum bürger­
schaftlichen Engagement stimmen darin über-
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ein, dass jene in besonderer Weise aktiv sind, 
die in besonderer Weise über Ressourcen ver­
fügen, sei es Zeit, Geld oder Bildung, und dass 
jene draußen vor der Tür bleiben, die auch 
sonst schlecht oder gar nicht, sei es über die 
Erwerbsarbeit, sei es über Familie und Kinder, 
in die Gesellschaft integriert sind. Das bürger­
schaftliche Engagement stellt sich, zugespitzt 
formuliert, als ein Privileg der Mittelschich­
ten dar. Auch die Demokratie hat einmal so 
angefangen. Dennoch bleibt es eine zentrale 
Aufgabe, Strukturen und Angebote zu 
(er)ftnden, die auch jene erreichen, die sonst 
am Rande vergessen werden. 

Die zweite offene Flanke ist aus der Erfahrung 
mit anderen Formen partizipativer Demokratie 
bekannt: Wie kann bürgerschaftliches Engage­
ment mit den repräsentativen Formen der De­
mokratie verzahnt werden und wie lässt sich 
dabei das St. Florians Prinzip (,Verschon mein 
Haus, zünd' andere an') überwinden, dass ge­
rade durch direkte Beteiligung der Betroffe­
nen deren kurzsichtige und partikulare Inter­
essen sich durchsetzen? Und schließlich ist da 
ganz grundsätzlich das Dilemma von Beteili­
gung und Partizipation: Je mehr mitmachen, 
weil sie etwas bewegen und verändern wollen, 
umso geringer ist der ,Grenznutzen' des ein­
zelnen, um so weniger macht es einen Unter­
schied, um so größer ist der Aufwand an Zeit 
und Energie, den es braucht, um etwas zu be­
wirken, um so mehr wird eintreten, was aus 
den traditionellen' Parteien und Verbänden nur 
zu vertraut ist: Am Ende bleiben die „Zeitrei­
chen" (Ulrich Pfeiffer) in den Sitzungen übrig. 
Die ,Zeitarmen' sind längst gegangen, weil sie 
auch noch andere Dinge zu tun haben. Was als 
Bemühen um mehr gleiche Partizipation aller 
begonnen hat, das endet einmal mehr in der 
ungleichen Verteilung von Macht- und Ein­
flusschancen. Auch in der Bürgergesellschaft 
steckt der bekannte Teufel also im Detail. Nö­
tig sind ein Gespür für diese Dinge und einige 

Erfahrung mit Organisation. Lassen sich Ge­
werkschaften als Akteure denken, die in die­
sem Spiel aktiv mitspielen, um die Defizite 
der Bürgergesellschaft zu überwinden, so wie 
sie ja einmal dazu beigetragen haben, die De­
fizite der real existierenden Demokratie aus­
zugleichen? 

Die Gewerkschaften sind aus der Gesellschaft 
heraus entstanden, mit dem Ziel, die damals 
Schwachen zu stärken und deren Interessen 
kollektiv zu vertreten. Es war keine bürgerli­
che, es war eine soziale Bewegung. Ihr Erfolg 
besteht darin, zur Durchsetzung der Demokra­
tie und des Sozialstaates entscheidend beige­
tragen zu haben. Auch dank dieses Erfolges 
haben sich die Gesellschaft und die Menschen 
geändert. Die Gewerkschaften haben es heute 
mit anderen Menschen und mit einer anderen 
Gesellschaft zu tun als in den Zeiten ihrer Grün­
dung und ihres Wachstums. Ihre Mitglieder 
und jene, die kommen oder gehen, sind selbst­
bewusste Menschen in einer - im historischen 
wie weltweiten Vergleich - reichen Gesell­
schaft, die individuell überzeugt werden wol­
len und keine fertig abgepackten ,Sinnpakete' 
von wem auch immer empfangen wollen. Die 
Idee der Bürgergesellschaft ist auch Ausdruck 
dieses Wertwandels hin zu mehr Individuali­
sierung und Emanzipation. Die Gewerkschaf­
ten haben zu diesem Prozess - oft auf eine 
dialektische Weise - nicht unerheblich beige­
tragen. Wie werden sie mit seinen Folgen um­
gehen? Das ist die prinzipielle Frage. Daneben 
gibt es noch einen einfachen numerischen Sach­
verhalt: In den Gewerkschaften sind mehr Ar­
beitslose, Frauen und Alte organisiert als in 
jedem Alten-, Frauen- oder Arbeitslosenver­
band. Warum aber sind Gewerkschaften dann 
nicht auch eine machtvolle soziale Bewegung 
für die Alten, die Frauen, die Arbeitslosen, wa­
rum wirken sie und verhalten sich wie ein Kar­
tell von Erwerbsarbeit besitzender Männer zwi­
schen 30 und 55? 
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Gewerkschaften und Bürgergesellschaft: Das 
Thema dieses Beitrages wirft nicht nur die Fra­
ge auf, was Gewerkschaften von der Bürger­
gesellschaft halten, sondern wie sie sich selbst 
sehen und positionieren. Das Konzept der Bür­
gergesellschaft konfrontiert die Gewerkschaf­
ten mit der Frage, wie sie die soziale Welt 
wahrnehmen und an welchem Leitbild sie sich 
orientieren wollen. 

Der Zukunftsreport der IG Metall ist deshalb 
ein bemerkenswertes Dokument, weil er einen 
offeneren Blick auf die neuen Realitäten bringt 
als man es bisher von den Gewerkschaften ge­
wohnt war. Er kann die Debatte bis zu den 
entscheidenden Fragen voran treiben: Sehen 
sich die Gewerkschaften (auch) als Teil der 
Gesellschaft oder (vor allem) als Teil des Staa­
tes und seiner korporatistischen Strukturen? 
Stehen die Gewerkschaften - wie auf etwas 
andere Weise es die Kirchen für sich bean­
spruchen - der Gesellschaft gegenüber mit ei­
nem besonderen Zugang zum Gemeinwohl, mit 
einem besonderen Wissen, was gut ist für die 
Gesellschaft, mit einem besonderen Status? Die 
Idee der Bürgergesellschaft ist ja nicht zuletzt 
das Echo einer leisen Revolution in der Demo­
kratie, Folge einer Universalisierung demokra­
tischer Werte, eines gewachsenen Selbstbe­
wusstseins der Subjekte der Demokratie und 
einer Art Entlegitimierung der Politikerpolitik. 
Das dürfte denn auch die eigentliche Frage 
nach der Zukunft der Gewerkschaften sein, ob 
sie eine Relegitimierung in einer veränderten 
Welt schaffen oder ob der schleichende Pro­
zess der Selbst-Entlegitimierung weitergeht. So 
betrachtet liegt es in ihrem eigenen Interesse, 
Berührungsängste mit der Bürgergesellschaft 
zu überwinden. 

Warnfried Dettling lebt als freier Autor in Ber­
lin. Zuletzt ist von ihm erschienen: Die Stadt 
und ihre Bürger. Neue Wege in der kommuna­
len Sozialpolitik. Gütersloh 2001. 

Anmerkungen 

1 Die neuen Realitäten in der Lebenswelt und in 
der Arbeitswelt habe ich ausführlicher beschrie­
ben in Dettling (2001). 
2 Näheres dazu in Dettling (1998: 237ff.). 
3 Vergleiche dazu den entsprechenden Beitrag von 
Christoph Sachße (2002). 
4 Siehe dazu jetzt die brillante Studie von Frank 
Bosch (2002). 
5 Dazu vor allem der Beitrag von Kurt Beck (2000) 
in dieser Zeitschrift. 
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Michael Fichter/Bodo Zeuner 

Zukunft der Gewerkschaften 
Erkenntnisse aus einer Literaturstudie 

1 Zum Stand der Debatte 

Der folgende Beitrag soll die Breite und Viel­
falt der wissenschaftlichen Debatte zur gewerk­
schaftlichen Zukunft nachzeichnen, zugleich 
aber eine nachvollziehbare Auswahl treffen und 
Prioritäten setzen.' Wir haben für den Über­
blick Ansätze bevorzugt, in denen den Gewerk­
schaften eine eigene Handlungschance einge­
räumt wird, 

• die umfassend ausgerichtet sind, oder 

• die eine internationale und vergleichende 
Perspektive aufweisen. 

Die hier eingenommene Perspektive bedeutet 
also keineswegs, dass nationale Spezitfika ein­
geebnet werden. Vielmehr wird es erst durch 
diese Perspektive möglich, den Zusammen­
hang und den Widerstreit von globalen Ten­
denzen und nationalen institutionell und kul­
turell spezifischen Kontexten des gewerk­
schaftlichen Handelns zu erfassen. Nach Geor­
ge Ross und Andrew Martin z.B. befinden 
sich die europäischen Gewerkschaften in ei­
nem .Belagerungszustand' (1999: 368). Aber 
was bedeutet das? Richard Hyman (2001:169) 
versucht, diese allgemeine Feststellung zu dif­
ferenzieren, indem er darauf hinweist, dass 
die Krise viele Facetten mit unterschiedlichs­
ten Auswirkungen auf einzelne Gewerkschaf­
ten hat. Mit den gewachsenen Herausforde­
rungen könnten sich jedoch auch neue Hand­
lungsoptionen für die Gewerkschaften erge­
ben. Was den Gewerkschaften in einem Land 

erhebliche Probleme bereitet, ist für die Ge­
werkschaften eines anderen Landes weitaus 
weniger bedrohlich. Daraus folgt für Hyman 
die Notwendigkeit, die Probleme genauer an­
zuschauen und sie im Kontext ihrer Entste­
hung und Lösungsmöglichkeiten sowie der 
jeweiligen - zumeist nationalen - Akteurs­
konstellation zu analysieren. Wir folgen da­
her dem Ansatz eines ,kontextualisierten Ver­
gleichs' (Locke/Thelen 1995; Locke et al. 
1995), bei dem es darauf ankommt, die Trans­
formation externer, meist transnationaler He­
rausforderungen in spezifische Handlungspro­
bleme der nationalen, hier der deutschen, Ge­
werkschaften genauer in den Blick zu neh­
men. Dementsprechend haben wir die Aus­
führungen in drei Hauptabschnitte gegliedert, 
sie behandeln: 

• externe, also von den Gewerkschaften nicht 
verursachte, Herausforderungen, die über­
wiegend - aber keineswegs ausschließlich 
- ökonomisch-globaler Art sind, 

• die Verarbeitung der externen Herausforde­
rungen als interne Problemlagen der Ge­
werkschaften diese sind nach national be­
stehendem institutionellem und kulturellem 
Kontext verschieden, weisen aber auch in­
ternationale Gemeinsamkeiten auf, 

• die von den Gewerkschaften selbst hervor­
gebrachten oder ihnen von der Wissenschaft 
anempfohlenen Problemlösungen und Re­
formen auf nationaler und internationaler 
Ebene. 
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2 Externe Herausforderungen 

Fast alle Analysen gehen davon aus, dass die 
wesentlichen Herausforderungen der Gewerk­
schaften externer Herkunft, also nicht ursprüng­
lich von den Gewerkschaften selbst verursacht 
sind.2 Dabei werden den ökonomischen Struk­
turwandlungsprozessen (beschrieben mit Be­
griffen wie Globalisierung, Post-Fordismus 
oder auch ,New Economy') meist die stärks­
ten unabhängigen Kausalwirkungen zuge­
schrieben, es folgen gesellschaftliche und so-
ziokulturelle Veränderungen (Differenzierung/ 
Auflösung der Klasse, Konkurrenzverschär­
fung, Entsolidarisierung, Individualisierung), 
hinzukommen schließlich politische Umbrü­
che und Machtverschiebungen (Ende des 
Staatskommunismus, Hegemonie des Neolibe­
ralismus, Deregulierung als Programm, Sou­
veränitätsverlust der Staaten). Das Verhältnis 
zwischen diesen drei Sphären wird zwar in 
komplexeren Analysen auch als Rückkopplung 
bzw. als Interdependenz beschrieben, aber die 
Rückkopplungsschleifen fallen in den meisten 
Modellen schwächer aus als die primären, von 
der kapitalistischen Ökonomie ausgehenden 
Impulse. Es bleibt - hier folgen die neolibera­
len Modelldenker durchaus ihren marxistischen 
Antipoden - beim Primat der Ökonomie, der 
gegenüber Gesellschaft und Politik freilich eine 
.relative Autonomie' besitzen (sollte). Der Öko­
nomie gebührt das Primat nicht nur im stati­
schen Sinne einer im Zweifel ausschlaggeben­
den ,letzten Instanz', sondern mehr noch als 
Quelle und Sitz der größten dynamischen Po­
tenz: Aus der ökonomischen Sphäre kommen 
die gesellschaftsverändernden und politikum­
wälzenden Kraftströme; in dieser Sphäre wer­
den die aus Politik und Gesellschaft bezoge­
nen .Vorleistungen' in neue, die Entwicklung 
vorantreibende .Produkte' umgeformt. 

Auch wenn die meisten der Analysen zur Zu­
kunft der Gewerkschaften dieses ökonomie­

zentrierte Welt- und Gesellschaftsbild teilen, 
lassen sie sich deutlich hinsichtlich ihrer Ant­
wort auf folgende Fragen unterscheiden: 

(1) Inwieweit werden die Gewerkschaften al­
len drei Handlungsbereichen Ökonomie, 
Gesellschaft, Politik oder ausschließlich 
bzw. hauptsächlich dem Bereich Ökono­
mie zugeordnet? 

(2) Inwieweit wird eine Determiniertheit des 
Handelns der Gewerkschaften durch öko­
nomische Zwänge angenommen? 

(3) Inwieweit wird den Gewerkschaften gene­
rell Handlungsautonomie in allen drei Be­
reichen attestiert? Wie pfadabhängig sind 
sie hinsichtlich ihrer sozialen Basis, ihrer 
Organisationskultur und ihrer Einbindung 
in die Politik? 

2.1 Ökonomische Herausforderungen 

Inzwischen besteht weitgehend Einigkeit 
darüber, dass ,Globalisierung' ein Bündel rea­
ler Tendenzen auf den Finanz-, Waren- und 
Gütermärkten sowie einen Bedeutungszuwachs 
transnationaler Konzerne und einen Regulie­
rungsverlust der Nationalstaaten bzw. deren 
Umstrukturierung zu .nationalen Wettbewerbs­
staaten' bezeichnet. .Globalisierung' ist dem­
nach keinesfalls ausschließlich oder hauptsäch­
lich ein in interessengeleiteter Absicht herge­
stelltes ideologisches Konstmkt. Sehr verschie­
den fallen allerdings die Konsequenzen aus, 
die daraus für die Zukunftschancen des .deut­
schen Modells' der Regulierung der Arbeits­
beziehungen und damit für die deutschen Ge­
werkschaften gezogen werden. So etwa 
schwanken die Einschätzungen zur Zukunft 
des deutschen Korporatismus und des Flächen­
tarifvertrags zwischen Stabilitätsprognosen 
(Wallerstein et al. 1997), Ratschlägen zur .kon­
trollierten Dezentralisierung' (Schroeder 2000) 
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und Zusammenbruchszenarien (z.B. Hassel 
2001). 

Übereinstimmend wiederum wird das Ende des 
Fordismus beschrieben - also eine Ablösung 
des Großbetriebs und der standardisierten Mas­
senproduktion durch flexiblere und dezentral 
organisierte Produktionsformen sowie eine 
daraus resultierende Unterminierung traditio­
neller gewerkschaftlicher Organisierung. Das 
betrifft nicht nur die überbetriebliche Solidari­
tät, sondern auch die Chancen kollektiver Inte­
ressenvertretung in den Betrieben und Unter­
nehmen. In die gleiche Richtung von Indivi­
dualisierung und Entsolidarisierung tendieren 
die ökonomisch bedingten Veränderungen der 
Beschäftigtenstruktur: die Zunahme von indi­
vidualisierter Arbeit als Scheinselbständigkeit 
und .nichtselbständige Selbständigkeit' im IT-
Bereich und bei Gründer-Firmen, die Zunah­

me von Dienstleitungsarbeit bei Rückgang von 
Industriearbeit, die Zunahme von prekärer und 
informeller Arbeit sowie die Akzeptanz des 
hohen Sockels von Arbeitslosigkeit. 

Dissens besteht hinsichtlich der Frage, ob sich 
diese Tendenzen linear in die Zukunft verlän­
gern lassen. So werden Visionen einer .Wis­
sensgesellschaft' und einer .Neuen Ökonomie' 
beschrieben, in der zwar „Arbeit bleibt, aber 
nicht der stabile Arbeitsplatz" (Klotz 1999: 
600) und in der sich das Arbeitsverhältnis im 
Status des individualisierten .Arbeitskraftun­
ternehmers' (Voß/Pongratz 1998) auflöst. Dass 
Gegentendenzen in Form neuer Organisations­
bedürfnisse gerade der IT- und Start-Up-Be­
schäftigten sichtbar werden, spricht dafür, dass 
das Tempo der Auflösung des Arbeitnehmer­
status häufig überschätzt wird (z.B. Schmidt 
2000, Bosch et al. 2001). 



16 Michael Fichter/Bodo Zeuner 

2.2 Gesellschaftliche, soziokulturelle 
und politische Veränderungen 

Als zukunftsrelevant für die Gewerkschaften 
werden vor allem folgende Tendenzen beschrie­
ben: 

• Individualisierung, Auflösung traditioneller 
sozialer Milieus, Pluralisierung der Lebens­
stile, 

• Auflösung geschlechtsspezifischer Teilung 
der Erwerbsarbeit und Forderung nach 
Gleichstellung von Frauen, 

• Wandel der Erwerbsarbeit, .Tätigkeitsgesell­
schaft', 

• zunehmendes Gewicht ökologischen Be­
wusstseins, Wertewandel, 

• stärkere Durchmarktung/Durchkapitalisie-
rung aller sozialen Beziehungen, Prägung 
der Gesellschaft durch IuK-Medien, 

• Erosion sozialer Sicherheit. 

Den Gewerkschaften stellt sich nach weithin 
geteilter Analyse das Problem einer Neudefi­
nition ihrer Kernaufgabe: der Organisierung 
von Solidarität als Aufhebung oder Minde­
rung von Konkurrenz aller auf abhängige Ar­
beit angewiesenen Menschen. Die Debatten 
zur Zukunft der Arbeit und zur Geschlechter­
demokratie sind immer noch unzureichend 
miteinander verknüpft. Wichtige gesellschafts­
politische Kontroversen, etwa zur Ökologie, 
liefen an den Gewerkschaften vorbei oder wur­
den von ihnen mit Skepsis begleitet. Verlie­
rer- und Randgruppen des Arbeitsmarkts, etwa 
Arbeitslose, Prekarisierte, Migrant/innen, fan­
den in den Gewerkschaften oft zu wenig Raum 
für Selbstorganisation und Interessenvertre­
tung. Von einem .social movement unionism' 

(Moody 1997), also einem ständigen Enga­
gement in Basisbündnissen mit Bürgerinitia­
tiven und sozialen Bewegungen, wie er für 
Teile der US-Gewerkschaften seit 1995 Pro­
gramm ist, sind die deutschen Gewerkschaf­
ten wegen ihres hohen Grades an Institutio­
nalisierung und korporativer Einbindung 
besonders weit entfernt. 

Diese Einbindung ist im internationalen Ver­
gleich weiterhin ein hervorstechendes Spezifi-
kum der deutschen Gewerkschaften. Daran ha­
ben auch zwei wichtige Veränderungen der 
politisch-institutionellen Rahmenbedingungen 
in den 90er Jahren - die deutsche Vereinigung 
und die Hegemonie neoliberaler Ideologie und 
Deregulierungspolitik - nichts geändert. In die 
soziale und ökonomische Bewältigung der Ver­
einigungsfolgen waren die Gewerkschaften 
einerseits institutionell eingebunden, anderer­
seits erwies sich Ostdeutschland als Laborato­
rium der Deregulierung mit Rückkopplungs­
wirkungen ins westliche Kemland des .deut­
schen Modells' (Jacobi et al. 1998). Die Mit­
wirkung in Beschäftigungspakten kann für die 
Gewerkschaften in Deutschland wie anderswo 
eine institutionelle Stärkung, aber auch die Ge­
fahr des Verlusts eigener Handlungsfähigkeit 
bedeuten (Hassel/Hoffmann 1999; Schauer 
1999; Hassel in diesem Heft). 

2.3 Externe Herausforderungen: 
Zusammenfassung 

Insgesamt zeigt sich, dass die Gewerkschaf­
ten, sowohl in vergleichenden als auch in auf 
Deutschland konzentrierten Darstellungen, 
vorwiegend als ökonomische Akteure oder 
Faktoren betrachtet werden. Manche Analy­
sen sehen die Gewerkschaften ausschließlich 
als Teil des ökonomischen Systems, etwa als 
Arbeitsmarktkartelle. Aber selbst dann, wenn 
die sozialen und politischen Funktionen und 
Rollen der Gewerkschaften Berücksichtigung 
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finden, werden die ökonomischen Herausfor­
derungen und Bedrohungen der Gewerkschaf­
ten am ausführlichsten beschrieben. In den 
Problemanalysen folgen mit großem Abstand 
gesellschaftliche Wandlungsprozesse und po­
litisch-institutionelle oder politisch-kulturel­
le Veränderungen. Je mehr die Gewerkschaf­
ten auf ökonomische Rollen reduziert wer­
den, umso eingeschränkter erscheint auch ihr 
Handlungsspielraum: Es scheint kaum eine 
ökonomische Strategie zu geben, mit der die 
Gewerkschaften einen Zuwachs an Macht und 
Einfluss, einen nachhaltigen Erfolg hinsicht­
lich Umverteilung, Mitbestimmung und Wirt­
schaftsdemokratie sowie sozialer Gerechtig­
keit erreichen könnten. Alle Vorstöße der Ge­
werkschaften als ökonomische Akteure/Tarif­
parteien - z .B. Arbeitszeitverkürzung, Be­
schäftigungssicherung, Mitbestimmung im 
Betrieb und am Arbeitsplatz - scheinen von 
der am längeren Hebel sitzenden Arbeitge­
berseite abgewehrt oder flexibilisiert und um­
gebogen werden zu können. Mit dieser Pers­
pektive steht den Gewerkschaften am Ende 
nur noch der Weg des .Concession Bargai-
ning', des Standortkorporatismus und der mil­
dernden Mitwirkung beim Abbau von sozia­
len Standards und Beschäftigung offen. 

Der gewerkschaftliche Handlungsspielraum 
zeigt sich erst dann als größer, wenn die sozi­
ale und die politische Dimension des gewerk­
schaftlichen Aktionsfeldes in den Blickge­
nommen wird. Dann werden Gewerkschaf­
ten, gewissermaßen ,trotz alledem' zu .Ar­
chitekten ihres eigenen Schicksals' (Heery et 
al. 2001) - etwa im thatcheristisch geprägten 
England oder in den U S A , wo ihr Organisati­
onsgrad unter 10 Prozent liegt. Aus dieser 
Perspektive haben Gewerkschaften in ihrem 
politischen und sozialen Handeln eine Reihe 
von Optionen, die durch neue ökonomische 
Herausforderungen gefördert oder verdeutlicht 
werden, etwa jene: 

• zwischen .business unionism' und ;social 
movement unionism' (Turner et al. 2001), 

• zwischen nationaler Standortpolitik und der 
Organisierung internationaler Solidarität 
(Moody 1997), 

• oder genereller zwischen inklusiver und ex­
klusiver Solidarität, d.h. einem Selbstver­
ständnis als ökonomisch begrenzte Arbeits­
marktpartei oder als politisch-soziale Be­
wegung (z.B. Hyman 2001; Kurz-Scherf/ 
Zeuner 2001). 

Die Gewerkschaften können sich einerseits aus 
ihrer primären ökonomischen Rolle als Arbeits­
marktpartei nicht willkürlich verabschieden, 
jedoch können sie umso mehr Handlungsfrei­
heit gewinnen, je mehr sie diese Rolle in ein 
Selbstverständnis und eine Praxis als gesell­
schaftlich wirksame Kraft und als Bewegung 
mit allgemeinpolitischen Zielen und Ansprü­
chen einbetten. 

3 interne Problemlagen 

Im folgenden Abschnitt geht es vor allem um 
die Frage, wie die skizzierten externen Fakto­
ren zu akuten internen Problemen der Gewerk­
schaften werden. Auch hier folgen wir jener 
bei den externen Herausforderungen vorgenom­
menen analytischen Einteilung: Beginnend mit 
der ökonomischen Funktion der Gewerkschaf­
ten folgen die breiter gefassten gesellschaftli­
chen und politischen Rollen. 

3.1 Gewerkschaften am Arbeitsmarkt: 
Zur Regulierung der Arbeits­
beziehungen 

Es besteht Konsens darüber, dass angesichts 
des internationalen Deregulierungsdrucks und 
der Demontage sozial regulierter Nationalöko­
nomien durch global agierende Unternehmen 
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die traditionellen Arenen der Regulierung der 
Arbeitsbeziehungen untergraben werden (z.B. 
Flecker/Schulten 1999). Nach Hyman (1999) 
bleibt ,Globalisierung' widersprüchlich und 
beinhaltet auch die Chance für die Gewerk­
schaften, strategisch, also in ihrem eigenen In­
teresse, vorzugehen, aber nur dann, wenn sie 
nicht als Alibi , sondern zur Analyse interner 
Missstände benutzt wird (Kurz-Scherf/Zeuner 
2001). Mit Blick auf die europäischen Gewerk­
schaften sieht Hyman einen Teil ihrer Proble­
me als selbst verschuldet und insofern auch als 
veränderbar an: Europa sei bislang auch für 
die Gewerkschaften ein ,Elitenprojekt', dem 
die Verbindung zum Denken und Handeln der 
Mitglieder fehle (Hyman 1999: 108; Hyman 
2001: 174ff.) 

Dagegen stehen Positionen, nach denen die 
gewerkschaftliche Stärke (Turner 1998) oder 
die Ambivalenz der Interessen der Arbeitgeber 
(Thelen 2000: 163f.) zur Aufrechterhaltung des 
Regulierungssystems der Arbeitsbeziehungen 
beigetragen haben. Unabhängig davon werden 

deutliche Unterschiede in der Bindekraft des 
Flächentarifvertrages zwischen den verschie­
denen Branchen hervorgehoben. 

Gewerkschaften und Betriebsräte, die auf der 
betrieblichen Ebene kollektive Regelungen für 
die Beschäftigten auszuhandeln versuchen, wer­
den auch durch organisatorische Veränderun­
gen und neue Management-Strategien heraus­
gefordert. „Dezentralisierung von Unterneh­
mensstrukturen, diffuser werdende Branchen­
grenzen sowie das Entstehen ,neuer' Branchen 
verweisen auf einen erheblichen Anpassungs­
und Veränderungsbedarf, dem sich das Tarif­
system und damit das bundesdeutsche System 
industrieller Beziehungen insgesamt in den letz­
ten Jahren zunehmend ausgesetzt sieht." (Ell-
guth et al. 1995: 173f.) Bereits 1996 arbeiteten 
Müller-Jentsch und Sperling heraus, dass die 
Betriebsräte in erster Linie durch diese Ent­
wicklung betroffen sind und den Anforderun­
gen nur dann gerecht werden können, wenn sie 
durch gewerkschaftliche Unterstützung „ihre 
fachlichen und sozialkommunikativen Kompe­
tenzen erheblich verbessern" (1996: 45). 

Ob in dieser Lage die Handlungsfähigkeit na­
tionaler Gewerkschaften durch soziale Pakte 
gestärkt wird, wie Hassel schreibt (2000), 
scheint zumindest fraglich. Auch die These von 
Moody, der wiederum ganz anders aus der 
wachsenden Verwundbarkeit transnationaler 
Unternehmen und Produktionsketten auf ge­
stiegene internationale Kampfchancen der Ge­
werkschaften schließt (1997), bedarf noch der 
weiteren Ausarbeitung. 

Die Perspektive einer globalen Zusammenar­
beit - zumindest in Bezug auf die tarifpoliti­
sche Handlungsfähigkeit von Gewerkschaften 
- wird in der Literatur zur europäischen Inte­
gration überwiegend eher skeptisch beurteilt 
(Schulten 1998; Gollbach/Schulten 1999; Goll-
bach/Schulten 2000). Dolvik allerdings beschei-
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nigt dem Europäischen Gewerkschaftsbund in 
den letzten zehn Jahren bedeutende organisato­
rische Fortschritte und eine hohe grenzübergrei­
fende Integrationsleistung. Dennoch „blieb die 
nationale Ebene das Hauptforum der gewerk­
schaftlichen Macht und Aktion, jedoch mit zu­
nehmender Einbettung in europäische Rahmen­
werke der Zusammenarbeit" (1998: 324). 

3.2 Gewerkschaften als solidarische 
Organisations- und Vertretungs­
macht 

Bei der Analyse der gewerkschaftlichen Politik 
stellt sich heute die Frage, welche konkreten 
internen Probleme sie als Solidarorganisation 
haben und welche Organisationsstrukturen ihre 
Handlungsfähigkeit hemmen oder fördern. 

Es besteht zweifellos ein breiter Konsens darüber, 
dass die Gewerkschaften in verschiedener Hin­
sicht Handlungs- und Durchsetzungsfähigkeit ein­
gebüßt haben. Kontrovers dagegen bleiben die 
Ursachen dieser Schwächung und ihre Gewich­
tung. Problemlagen werden insbesondere auf fol­
genden Gebieten diagnostiziert: 

• Mitgliederverluste: Trotz national unterschied­
licher Tendenzen ist europaweit eine dramati­
sche Abnahme der Gewerkschaftsmitglied­
schaft bei jüngeren Arbeitnehmern festzustel­
len. In Deutschland ist der Mitgliederrück­
gang in den 90er Jahren überdurchschnittlich 
groß, was nicht nur auf die Normalisierung' 
des ostdeutschen Organisationsgrads und 
wachsende Arbeitslosigkeit, sondern auf eine 
Reihe weiterer Ursachen, darunter Tertiarisie­
rung, zurückzuführen ist (Ebbinghaus/Visser 
2000; zu Deutschland Näheres in der Parallel­
studie Frerichs/Pohl 2001). 

• Rekrutierungsprobleme: In Deutschland gel­
ten Jugendliche, Frauen und Angestellte als 
klassische ,Problemgruppen' der gewerk­

schaftlichen Rekrutierung. Beispiele aus 
Großbritannien und Schweden zeigen, dass 
eine Öffnung der Gewerkschaften für Frauen 
und Angestellte durchaus gelingen kann. In 
Deutschland scheint die Konzentration der 
organisierten Interessenvertretung auf den Typ 
des männlichen Industriearbeiters immer 
noch besonders rigide zu sein (Hassel 1999). 

• Heterogenität der Mitgliedschaft vs. Ho­
mogenität der Organisation: Angesichts zu­
nehmender Unterschiede in Interessenla­
gen, Vertretungskulturen, Erwartungen und 
Qualifikationsständen der Gewerkschafts­
mitglieder ist die erforderliche Herstellung 
von Solidarität nur diskursiv und partizi-
pativ möglich (Zoll 2000). Umstritten 
bleibt, wie sich eine Öffnung der Kommu­
nikation (z.B. Arlt 1998) mit der „notwen­
digen operativen Schließung des Apparats" 
(Zech 1996: 313) verträgt. 
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• Organisationsstruktur und Durchsetzungs­
kraft: Es besteht die Tendenz, dass Gewerk­
schaften sich auf eine „partielle Verlagerung 
der Ressourcen auf externe Garanten ihrer 
Macht" (Jäschke-Werthmann 1998; 306) ein­
gelassen haben, sei es durch den Staat, sei 
es durch die Unternehmen, denen sich die 
Gewerkschaften als Co-Manager verbunden 
fühlen. Eine andere Tendenz zielt auf den 
Umbau der Organisation zu Dienstleistungs­
unternehmen, „die allgemeinen Prinzipien 
adaptiv-ökonomischer Rationalität gehor­
chen müssen" (Streeck/Visser 1998: 2), also 
gegeneinander und gegen andere Unterneh­
men direkt auf dem Markt konkurrieren. Bei­
de Tendenzen mindern die autonome Durch­
setzungskraft im Konflikt. 

3.3 Gewerkschaften als Verhand­
lungspartner im politischen 
System 

Da der keynesianische ,Makro-Dialog' als Ver­
haltensabstimmung zwischen Staat, Tarifpar­
teien und Notenbank auf nationaler Ebene nicht 
mehr existiere und damit zugleich der .sozial­
partnerschaftliche' Kontext durch Globalisie­
rung, Deregulierung und angebotsorientierte 
Wirtschaftspolitik in Frage gestellt werde, müs­
se sich, das „sozialdemokratisch ausgerichtete 
Gewerkschaftswesen" eine neue strategische 
Basis suchen (Hyman 2001: 56). Für Hyman 
sind die Gewerkschaften weder auf der be­
trieblichen Ebene noch in nationalen Sozial­
pakten in der Lage, an die Erfolge der Vergan­
genheit anzuknüpfen. Darüber hinaus würden 
die Gewerkschaften mit Problemen konfron­
tiert, die aus ihren eigenen Erfolgen resultier­
ten: Mit zunehmender Institutionalisierung und 
Verrechtlichung konsolidierte sich - wofür 
Deutschland ein Musterbeispiel ist - eine bü­
rokratische Vertretungsweise, die zur Erosion 
von Legitimation und Mobilisierungskraft der 
Gewerkschaften beitrug; so entstand die para­

doxe Situation, dass organisatorische Konsoli­
dierung organisatorische Schwäche hervor­
brachte (Hyman 2001: 61; dazu auch Galen-
son 1994: 148). 

Während Hyman für das zivilgesellschaftliche 
Engagement der Gewerkschaften plädiert, sieht 
Ebbinghaus die Gewerkschaften mit der Tatsa­
che konfrontiert, dass der zivilgesellschaftli­
che Raum von abnehmender nationalstaatli­
cher Regulierung und dem Fehlen von Arbei­
terrechten auf internationaler Ebene charakte­
risiert ist. Da die Gewerkschaften sehr in ihren 
eigenen nationalen Entwicklungen verwurzelt 
seien, könne eine Umorientierung von den tra­
dierten Partnern und ,cleavages' nicht so schnell 
erfolgen (Ebbinghaus 1995: 88f). Bezogen auf 
das Verhältnis zwischen Gewerkschaften und 
.Arbeiterparteien' in Europa scheinen die Er­
gebnisse von Umfragen, die Armingeon (1998) 
präsentiert, solche Beharrungstendenzen zu be­
stätigen. Andere Autoren, wie Zeuner (1999; 
2000), Taylor (1993) oder Mahnkopf (2000) 
sehen dagegen in einer Neuinterpretation der 
sozialen Frage seitens der Sozialdemokratie 
eine schwere Belastungsprobe für das Bezie­
hungsmuster zwischen Gewerkschaften und 
SPD. In der Konsequenz steht die Frage im 
Raum, ob die Gewerkschaften das Verhältnis 
im Sinne einer .enduring alliance' (Mcllroy 
1998) aufrecht erhalten wollen oder ihre eige­
ne Handlungsfähigkeit auch jenseits dieser Ein­
bindung herzustellen vermögen. 

Eine solche Perspektive könnte nach Crouch 
jedoch eine Überforderung für Gewerkschaf­
ten in bestimmten Ländern (z.B. Deutschland) 
sein. Denn Gewerkschaften, die politische An­
erkennung erfahren und in nationale politische 
Institutionen trotz ihrer relativen Schwäche ein­
gebunden sind, werden ihre Organisationsglie­
derungen zur Kooperation anhalten, weil sie 
kaum Aussicht auf eine autonome Machtstel­
lung hätten (Crouch 1993: 289). 
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4 Zukunftsorientierungen, Perspek­
tiven und Handlungsoptionen 

Unter Berücksichtigung der Analysen lassen 
sich aus unserer Sicht fünf Handlungsoptio­
nen benennen. Wir haben diese selbstverständ­
lich unter der Prämisse ausgewählt, dass die 
Gewerkschaften - im Rahmen von externen 
Bedingungen sowie von gewachsenen inter­
nen Strukturen, Traditionen und Entwick­
lungspfaden - als Akteure handlungsfähig 
sind, zwischen Alternativen wählen, eigene 
Intentionen mindestens teilweise verwirkli­
chen und damit über ihre Zukunft selbst mit­
bestimmen können. 3 

Allgemein formuliert scheint uns die Lage des 
kollektiven Akteurs ,Deutsche Gewerkschaf­
ten' derzeit durch folgende Merkmale charak­
terisierbar zu sein: 

Externe Herausforderungen der Gewerkschaf­
ten haben in der gesamten vom westlichen Ka­
pitalismus .globalisierten' Welt ein Ausmaß er­
reicht, das einen Vergleich mit anderen gesell­
schaftsgeschichtlichen Umbrüchen - etwa: In­
dustrielle Revolution des 19. Jahrhunderts -
durchaus rechtfertigt. Da die Gewerkschaften 
ein Resultat der ersten industriellen Revoluti­
on waren, so wie z.B. die Zünfte ein Resultat 
und Bestandteil der vorkapitalistischen euro­
päischen Produktionsweise, ist es durchaus 
denkbar, dass sie durch den gegenwärtigen so­
zioökonomischen Umbruch zum Verschwin­
den gebracht oder in eine randständige Exis­
tenz gedrängt werden. 

Gleichwohl gibt es - aus der Perspektive eines 
hier zunächst einmal als gegeben und legitim 
vorausgesetzten Existenzerhaltungsinteresses 
des kollektiven Akteurs Gewerkschaft' - kei­
nen Anlass zu ,Fünf-vor-Zwölf -Szenarien. Die­
sen stehen nach wie vor funktionale Erforder­
nisse entgegen: Gewerkschaften werden ge­

braucht: von den abhängig Arbeitenden wegen 
der weiterbestehenden und sich verschärfen­
den Macht-Asymmetrie auf dem Arbeitsmarkt. 
Ihre Akzeptanz als nützliche Ko-Regulatoren 
und Ordnungsfaktoren der Arbeitsbeziehungen 
sowie als Partner von Staaten und Unterneh­
men beim politisch-sozialen Konfliktmanage­
ment ist vielerorts gegeben. Auch strukturell 
sind die Gewerkschaften in keinem westlichen 
Land bisher derart dezimiert, aufgelöst und 
marginalisiert, dass nicht eine Revitalisierung 
möglich wäre bzw. von ihren Aktiven ange­
strebt werden könnte. 4 

Gleichwohl gibt es keinen Grund zur Selbst­
beruhigung oder zu einem Kurs des ,Weiter 
so!' bei nur punktueller, partieller und gradu­
eller Öffnung oder Aufgabenerweiterung (bei­
spielsweise einem ,etwas mehr' an internatio­
naler Zusammenarbeit, Frauengleichstellung, 
Serviceleistungen, Flexibilisierung der Tarif­
verträge, Qualifizierung, Migrantenbetreuung 
etc.) 

Die radikalen Herausforderungen stellen die Ge­
werkschaften vor Richtungsalternativen, zwischen 
denen sie sich entscheiden müssen. Für die deut­
schen Gewerkschaften sehen wir insbesondere 
fünf im folgenden näher beschriebene Entwick­
lungs- und Handlungsoptionen. Die Entscheidung 
für eine Hauptrichtung bedeutet dabei aber nicht, 
dass die in der Gegenoption zum Ausdruck kom­
menden Probleme und Bedürfnisse damit .erle­
digt' wären; vielmehr müssten sie in die gewähl­
te Hauptrichtung aufgenommen und eingefügt 
werden. Zum Beispiel werden Gewerkschaften 
auch als soziale Bewegungen auf Vertretung in 
Institutionen Wert legen müssen, aber sie werden 
deren Kosten und Nutzen anders bewerten, als 
wenn sie sich primär als Teilhaber an Institutio­
nen verstehen. 

In diesem Sinne sehen wir die deutschen Ge­
werkschaften vor folgende Alternativen gestellt: 
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4.1 inklusive vs. exklusive Solidarität 

Jede Gewerkschaft definiert ihre Organisati­
onsgrenzen, unterscheidet also zwischen Mit­
gliedern und Nicht-Mitgliedern und schließt 
damit andere aus. Auf Seiten der abhängig Ar­
beitenden macht es einen Unterschied, ob die 
Gewerkschaft tendenziell alle - die gesamte 
Klasse - oder nur gleichgestellte und/oder 
miteinander eng verbundene Teile der abhän­
gig Arbeitenden solidarisch organisieren wi l l . 
Versteht man gewerkschaftliche Solidarität 
zunächst nur als kollektive Vereinbarung der 
Arbeitskraftanbieter zur Minderung ihrer Kon­
kurrenz, so ist beides denkbar und historisch 
auch stets vorgekommen: Zum einen die ex­
klusive Solidarität als - möglicherweise mit 
den Arbeitgebern vereinbarte - Arbeitsmarkt­
regulierung, als Ausschluss von Außenseitern 
(z.B. Frauen, Ausländern, Unqualifizierten); 
und zum anderen die inklusive Solidarität, die 
tendenziell alle Gleichbetroffenen im Kampf 
um Mindeststandards zusammenfasst - entwe­
der aus politisch-moralischer Uberzeugung 
oder aus ökonomischem Kalkül gegen Unter-
bietungskonkurrenz oder aus beiden Motiven. 

Die Globalisierung und die Arbeitgeberstrategi­
en setzen in dramatisch verschärfter Weise Grup­
pen von Beschäftigten zueinander in Konkur­
renz, unabhängig davon, ob sie voneinander weit 
entfernt agieren und einander fremd sind oder 
am gleichen Standort arbeiten. Mithin steigt der 
Bedarf an organisierter inklusiver Solidarität, 
während gleichzeitig der gemeinschaftliche Zu­
sammenhalt als Ressource für Solidarität ab­
nimmt. Erfolgreiche exklusive Solidarität kön­
nen nur noch - aber vielleicht zunehmend -
Beschäftigtengruppen mit aktuell knapper und 
dringend benötigter Qualifikation (z.B. Piloten 
mit ihrer Gewerkschaft .Cockpit') organisieren. 

Deutsche Gewerkschaften haben die Option, sich 
langfristig am Modell ,Cockpit' oder am Mo­

dell einer solidarischen - letztlich weltweit kon­
zipierten - JEinheit in Vielfalt' zu orientieren. 

Wir plädieren für die zweite Option - vor al­
lem weil uns für den sozialen Zusammenhalt 
und für die Chance sozialer Gerechtigkeit in 
unserer Gesellschaft ein politisch verstande­
nes generelles und inklusives Selbstverständ­
nis der Gewerkschaften unverzichtbar erscheint. 

Dabei sollte es durchaus möglich sein, be­
stimmte Elemente von exklusiver Solidarität, 
die auf Gmppe und Gemeinschaft und auf der 
Nutzung von kollektiven Schlüsselpositionen 
beruhen, ,aufzuheben'. In der internationalen 
Gewerkschaftsgeschichte gibt es viele Beispiele 
dafür, dass die Kampfkraft starker Gruppen 
ausdrücklich auch zum Nutzen der Schwäche­
ren eingesetzt wurde. Durch das Prinzip der 
Einheitsgewerkschaft konnten die deutschen 
Gewerkschaften Solidarität inner- und überbe­
trieblich am Arbeitsmarkt und als gesellschafts­
politisches Mandat erfolgreich organisieren. Es 
scheint uns daher auch falsch, bei der -
sicherlich erforderlichen - Neudefinition des 
gewerkschaftlichen Solidaritäts-Begriffs von 
einfachen Gegensätzen auszugehen. So etwa 
von ,Arbeitersolidarität' als ,Gleichheit' der 
Lebenslagen und einer ,modernen' Solidarität 
auf der Basis der Anerkennung der .Ungleich­
heit' und .Differenz' (so z.B. Zoll 2000). Ge­
werkschaftliche Solidarität hat schon immer 
auf der Basis von Verschiedenheit der Men­
schen (hinsichtlich ihrer politischen und reli­
giösen Überzeugungen, ihres Alters, Familien­
stands und - soweit Gewerkschaften Frauen 
nicht von vornherein ausschlossen - Ge­
schlechts, ihrer Stellung im Arbeitprozess etc.) 
existiert. Diese verschiedenen Menschen wa­
ren miteinander solidarisch, soweit sie sich in 
einem wichtigen Punkt als mit gleichen Inter­
essen ausgestattet definierten, nämlich gegen 
das Kapital auskömmliche Arbeits- und Le­
bensbedingungen zu sichern. Diese gemeinsa-
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men Interessen waren früher möglicherweise 
deutlicher erfahrbar und erkennbar, auch wenn 
sie schon im 19. Jahrhundert unterschiedlich 
deutbar waren, etwa: sozialistisch, genossen­
schaftlich, christlich. Wenn heute die Gemein­
samkeit der Interessen der abhängig Arbeiten­
den weniger augenfällig ist als für Fabrikar­
beiter vor 100 Jahren, dann folgt daraus für 
die Gewerkschaften, dass sie hinsichtlich die­
ser Gemeinsamkeit eine zusätzliche, aber 
weiterhin an Erfahrungen anknüpfende Über­
zeugungsarbeit zu leisten haben. Das Gemein­
same wäre dabei gerade aus der Differenz zu 
entwickeln: „Ungleichheiten anerkennen -
Gleichheiten der Interessen erkennen!" könnte 
eine Leitlinie für ein tendenziell inklusives Ver­
ständnis gewerkschaftlicher Solidarität sein. 

4.2 Soziale Bewegung 
vs. institutionelle Einbindung 

Dieser Gegensatz wird vor allem in den US-
Gewerkschaften diskutiert und hat dort auch 
eine Entsprechung in relativ schwachen Gewerk­
schaften und relativ starken Bürgerbewegungen. 
Eine einfache Übertragung von Basis- und Mo-
vement-Modellen auf Deutschland verbietet sich 
auch deshalb, weil die deutschen Gewerkschaf­
ten einen Grad an institutioneller Einbettung, 
Betreuung mit öffentlichen Funktionen und öf­
fentlicher Anerkennung erreicht haben, der in 
angloamerikanischen Systemen fast unvorstell­
bar erscheint. Dies wird teilweise als Einschrän­
kung von Handlungsautonomie kritisiert, 
teilweise aber auch als Vorbild für zu erkämp­
fende Rechte und Positionen betrachtet. 

Mitgliederverluste der Gewerkschaften können 
durch öffentliche Anerkennung und quasi-staat-
liche Funktionen aufgehalten oder in ihrer Wir­
kung gemindert werden: In den skandinavischen 
Staaten und Belgien etwa sind die Gewerkschaf­
ten Mit-Träger der Sozialversicherung und bin­
den deshalb Mitglieder auch als Versicherungs­

nehmer. In Deutschland allerdings ist der Orga­
nisationsgrad in den 90er Jahren trotz anerkann­
ter öffentlicher Funktionen der Gewerkschaften 
dramatisch gesunken. In USA und Großbritan­
nien, wo unter Reagan/Bush und Thatcher/Ma­
jor sowohl Mitgliederstand als auch öffentliche 
Funktion/Anerkennung auf einen Tiefstand ge­
sunken waren, hat dies zu verstärkten Bemü­
hungen um Organisationsreformen und zu De­
batten um das eigene Selbstverständnis geführt. 
Dabei ist vor allem die Mitgliederwerbung 
teilweise professionalisiert, teilweise basisori­
entiert intensiviert worden. Zugleich wurde in 
USA und Kanada versucht, den Kontakt von 
Gewerkschaften zu NGOs, insbesondere Bür­
gerrechtsbewegungen (z.B. ,Black Workers for 
Justice' in US-Südstaaten) aber auch internatio­
nalen Kampagnen (z.B. Anti-Nafta-Kampagne, 
Seattle-Proteste) auszuweiten und gleichberech­
tigt mit ihnen politische Initiativen für mehr 
soziale Gerechtigkeit, vor allem auf lokaler und 
regionaler Ebene zu entwickeln. A l l diese Akti­
vitäten des ,Back to the Roots' haben in den 
USA in bestimmten Bereichen und in Großbri­
tannien insgesamt zu einem Mitgliederzuwachs 
der Gewerkschaften geführt. 

Welche Anregungen lassen sich aus diesen Be­
funden für deutsche Gewerkschaften gewinnen? 

Zum einen sollten deutsche Gewerkschaften, 
deren Mitgliederzahlen weiterhin fallen, sich 
nicht darauf verlassen, dass ihre schrumpfen­
de Basis durch wachsende Betrauung mit öf­
fentlichen Aufgaben ersetzt werden kann. So 
wichtig ein reformiertes Betriebsverfassungs­
gesetz an sich ist, kann das Regelungspotenti­
al des Gesetzes nur durch autonom handlungs­
fähige Gewerkschaften ausgeschöpft und er­
weitert werden. Umgekehrt gibt es auch in 
Deutschland ein Potential sozialer und politi­
scher Bewegungen, etwa von Menschenrechts­
initiativen, Migrantinnen, von Arbeitslosen, von 
mit der Bildungspolitik Unzufriedenen, von 
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Dritte-Welt-Gruppen, NGOs und Verbraucher­
schutzgruppen, mit denen Gewerkschaften sich 
ohne Führungsansprüche verbünden können -
und zur Erreichung eigener Ziele auch verbün­
den müssen, etwa wenn Verbraucherboykott 
und Öffentlichkeitsarbeit erfolgversprechender 
sind als direkte Aktionen am Arbeitsplatz (dazu 
der Beitrag von Krüger in diesem Heft). 

Daher raten wir den deutschen Gewerkschaf­
ten zu einer Richtungsentscheidung für die 
Option ,soziale Bewegung'. 

Das bedeutet wiederum nicht, dass die institu­
tionelle Einbindung und die Wahrnehmung öf­
fentlicher Funktionen deshalb vernachlässigt 
oder gar aufgegeben werden sollten. Sie soll­
ten aber unter dem Gesichtspunkt einer Stär­
kung und Stützung eigener Bewegungs- und 
Verhandlungsmacht genutzt werden. Wenn sie 
dagegen Einengungen der Handlungsautono­
mie und Festlegungen auf fremde Ziele zur 
Folge haben, sollte diese Einbindung gelockert 
oder aufgegeben werden. 

4.3 lnter-/supranationale 
vs. nationale Orientierung 

Die große Mehrzahl seriöser Analysen plädiert 
dafür, dass gewerkschaftliches Handeln in der 
Zukunft international sein muss. 

In gewisser Weise ist dies ein Spezialfall des 
Themas ,exklusive/inklusive Solidarität'. Es stellt 
sich hier aber zusätzlich die Frage, inwieweit ein 
nationalstaatlich verfasster Standortkorporatis-
mus, etwa im deutschen ,Bündnis für Arbeit, Aus­
bildung und Wettbewerbsfähigkeit', gerade bei 
starken Gewerkschaftsorganisationen einer trans­
nationalen Solidarität entgegen stehen kann. 

Inklusive Solidarität ist immer auf eine M i ­
schung aus Gemeinschaftsgeist, politischer 
Moral und ökonomischem Kalkül angewiesen. 

Diese Mischung ist in Europa schon wegen 
der Unterschiede in Kultur und Sprache viel 
schwerer zu erreichen als z.B. zwischen den 
USA und Kanada. Gleichwohl haben die Ge­
werkschaften keine andere Chance als dem in­
ternationalisierten Kapital eine Internationali­
sierung ihrer eigenen Organisation entgegen­
zusetzen. 

Unsere Empfehlung ist also klar: Deutsche 
Gewerkschaften sollten sich inter- und supra­
national orientieren. 

Freilich können sie dabei ihre nationale Akti­
onsbasis nicht aufgeben, sondern durch interna­
tionale Solidarität sogar stärken. Lohndumping 
wird durch Festhalten an eigenen hohen Stan­
dards, nicht durch Einknicken, verhindert. Das 
heißt auch: Eine reine Ablehnungsstrategie bei 
der Verlagerung von Arbeitsplätzen aus Deutsch­
land in EU-Länder mit niedrigeren Löhnen ist 
ein defensiver Ansatz ohne langfristige strategi­
sche Perspektive. Gesamtwirtschaftlich und aus 
einem internationalen gewerkschaftlichen Blick­
winkel betrachtet, wäre die Abstimmung mit 
den betroffenen Beschäftigten im eigenen Land 
und den zuständigen ausländischen Gewerk­
schaften zu bevorzugen. So können gemeinsam 
solche Investitionen unterstützt werden, die dort 
zu Lohnsteigerungen führen und so das Stand-
ort-Gefälle minimieren. 

4.4 Organisation von Solidarität 
vs. Dienstleistungsunternehmen 

Den Gewerkschaften wird häufig angeraten, 
sich selbst zu einem Dienstleistungsunterneh­
men umzuwandeln. Als Modelle dienen Versi­
cherungen, Beratungsfirmen, auch persönliche 
Vermarktungsagenturen. Aus Mitgliedern sol­
len Kunden werden. Die Idee ist stets diesel­
be: Denen, die ihre Arbeitsleistung verkaufen, 
fehlt der Uberblick über die marktüblichen 
Preise für ihre Leistung - deshalb benötigen 
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sie vertrauenswürdige Agenturen, die sie in­
formieren und gut beraten. Diese Beratung 
dient der Verbesserung der Konkurrenzchan­
cen des Individuums - von Solidarität und kol­
lektiver Interessenvertretung ist diese Praxis 
noch weit entfernt. 

Gewiss ist die Beratung über geltende Min-
dest-Standards ein Fortschritt gegenüber der 
totalen Individualisierung, bei der Beschäftig­
te - ob formal abhängig oder selbständig Ar­
beitende - nicht einmal eine Ahnung davon 
haben, was der Kollege/die Kollegin nebenan 
verdient. 

Indessen werden die Mindest-Standards für alle 
Arten von wirtschaftlich abhängigen Selb­
ständigen nicht schon durch Information er­
höht, sondern, genau wie bei den Menschen 
mit Arbeitsvertrag, nur durch kollektiven 
Druck. Gewerkschaften, die nur noch Infor­
mationen über Tarifverträge verbreiten, aber 
nicht mehr selber verbindliche und einklagba­
re Tarifverträge abschließen und dafür ihre Mit­
glieder aktivieren, geben sich selbst auf. 

Unsere Empfehlung lautet daher: Gewerkschaf­
ten sollen Solidarität organisieren und nicht zu 
Dienstleistungsagenturen mutieren. 

Selbstverständlich erfordert die Organisation von 
Solidarität auch Dienstleistungen der Gewerk­
schaften für ihre Mitglieder sowie für die Be­
triebs- und Personalräte. Die Frage ist nur, ob 
die Gewerkschaft in der Bereitstellung solcher 
Dienstleistungen oder in der Organisierung von 
Solidarität ihre wichtigste Aufgabe sieht. 

4.5 Pragmatismus 
vs. Leitbilder und Visionen 

Die Handlungsoptionen der Gewerkschaften 
hängen im wesentlichen von ihrem Selbstver­
ständnis als Vertretungsmacht der Arbeitneh­

merinnen, von ihrer Funktionsfähigkeit als Or­
ganisation sowie von ihrem Mobilisierungspo­
tential ab. In den meisten Abhandlungen über 
die Zukunft der Gewerkschaften haben wir eine 
Verbindung pragmatischer und realpolitischer 
Vorgehensweisen mit Leitbildern und Visio­
nen, die den Sinn und Zusammenhang von 
Unterstützung und Beteiligung, von Handlun­
gen und Strategien begründen könnten, ver­
misst. 

Gewerkschaften sind in der alltäglichen Ausei­
nandersetzung um die Erreichung und Siche­
rung von akzeptablen Arbeitsbedingungen ver­
ankert. Das ist ihr Wirkungsfeld, ihr Metier. Sie 
werden daran gemessen, wie sie konkrete Pro­
bleme lösen wollen und durch Mobilisiemng 
und Organisation der Arbeitnehmerinnen lösen 
können. Nach unserer Einschätzung aus der L i ­
teratur hat diese Ebene von Gewerkschaftspoli­
tik, die Ebene des Pragmatismus, nicht nur die 
Oberhand gewonnen, sie ist zur alleinigen Richt­
schnur der Gewerkschaftspolitik geworden. Das 
mag dem Realismus entsprechen, der immer 
einen Teil erfolgreicher Gewerkschaftspolitik 
ausmacht. Aber mit Realismus allein bleibt die 
Gewerkschaftspolitik kraft- und ziellos, weil auf 
dieser Basis allein kein einigendes Selbstver­
ständnis formuliert und keine solidarischen Ziele 
gesetzt werden können. Gewerkschaftspolitik 
braucht auch Leitbilder und Visionen, um die 
Menschen für ihre Sache zu bewegen. Gewerk­
schaften werden danach beurteilt, welche Be-
teiligungs- und Mitentscheidungsmöglichkeiten 
sie als demokratische Organisationen bieten. Ob 
sie all die konkreten und alltäglichen Anforde­
mngen erfüllen können, liegt nicht allein in ih­
ren realpolitischen Problemlösungsfähigkeit, 
sondern auch darin, ob es ihnen gelingt, Solida­
rität einen Sinn zu geben und zu begründen. 

Der Neoliberalismus greift nicht nur die ge­
werkschaftliche Vision von Solidarität als un­
brauchbar an. Er gibt sich zudem ,anti-ideolo-
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gisch'. Dies ist jedoch nur eine geschickte Ver­
kleidung, um den ,Kampf um Ideen' (Hyman 
2001) für sich zu entscheiden. Dieser Kampf 
wird für die Gewerkschaften nicht durch Rück­
zug auf Pragmatismus, sondern nur dadurch 
zu bestehen sein, dass eigene Werte verteidigt 
und glaubhaft mit sozialen Interessen verbun­
den werden. Politische und wirtschaftliche Ge­
staltungsmacht zu erhalten und einzusetzen er­
fordert zum einen die Kraft, die eine starke 
Organisation darstellt, zum anderen die Vision 
einer Politik, die über den Tellerrand der Ta­
gespolitik hinausweist, und eben die Fähig­
keit, beides miteinander produktiv zu verbin­
den. 

Deshalb plädieren wir dafür, dass die Gewerk­
schaften ihr Gesellschafts- und Menschenbild 
offensiv vertreten und in einen Kampf um Ideen 
für Solidarität und soziale Gerechtigkeit ein­
treten. 

Michael Fichter ist promivierter Politikwissen­
schaftler und arbeitet als Dozent am Otto-Suhr-
Institut für Politikwissenschaft der F U Berlin. 

Bodo Zeuner ist Professor am Otto-Suhr-Insti-
tut für Politikwissenschaft und leitet die Ar­
beitsstelle „Nationale und Internationale Ge­
werkschaftspolitik" der F U Berlin. 

Anmerkungen 

1 Im Rahmen der Zukunftsdebatte der IG Metall 
wurden im Frühjahr 2001 mehrere Literaturstudi­
en zur Zukunft von Wirtschaft, Gesellschaft, Poli­
tik, Arbeit und Gewerkschaften, letztere von den 
Autoren zusammen mit Jochen Gester, erstellt 
(Fichter/Gester/Zeuner 2001). Auf dieser Studie 
beruht dieser Aufsatz. 
2 Seriöse Analysen, die etwa, analog zum That­
cherismus der 80er Jahre, in einer bisherigen Uber­
macht, einem Machtmissbrauch oder einem ,Ge-
werkschaftsstaat' die //aaprursachen für gegen­

wärtige Probleme der Wirtschaft, der Gesellschaft 
und der Gewerkschaften sehen, sind uns nicht be­
kannt. Auch Neoliberale, die den Gewerkschaften 
derartige Vorhaltungen machen, gehen im allge­
meinen von einem Primat der Ökonomie aus. In 
Regelkreis-Modellen von Ökonomie, Gesellschaft 
und Politik sind die Gewerkschaften, wie im fol­
genden genauer gezeigt wird, selbstverständlich 
Mitverursacher ihrer gegenwärtigen Zustandes, 
aber auch Mitgestalter ihrer eigenen Zukunft. 
3 Diese Prämisse haben wir hier nicht in metho­
disch strengem Sinne überprüft. Immerhin konn­
ten wir zeigen, dass eine umfangreiche Menge 
seriöser Literatur auf der handlungstheoretischen 
Prämisse aufbaut und dabei relevante Aspekte der 
Wirklichkeit zu erfassen vermag. 
4 Revitalization ist, wie dargelegt, ein Schlüssel­
wort der Gewerkschaften und der sozialwissen­
schaftlichen Gewerkschaftsanalyse im angelsäch­
sischen Raum. Es wäre mit ,Wiederbelebung' (ei­
nes schon fast Toten, engl, dafür: reanimatlon) 
falsch übersetzt. Es meint eher, dass geschwächte 
oder müde gewordene Akteure neue Lebenskraft 
gewinnen. 
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Sabine Krüger 

Gewerkschaften und NGOs 
Mit einer neuen Kooperationskultur aus der Sackgasse? 

Als Mittel gegen die Erstarrung und Strategie­
unfähigkeit der Gewerkschaften wird häufig 
die Rückverwandlung der Gewerkschaften in 
eine soziale Bewegung gehandelt. Gehen Ge­
werkschaften mit der neuen Zeit, wenn sie sich 
mit den neuen globalen Akteuren, den NGOs, 
verbünden? Blieben nicht seit Jahrzehnten alle 
Bündnishoffnungen Schall und Rauch? Der 
Beitrag fragt nach der Interaktion von Gewerk­
schaften und NGOs: Unter welchen Bedingun­
gen interagieren NGOs und Gewerkschaften 
im politischen Prozess? Warum sollen Bünd­
nisse zwischen den so ungleichen Partnern ent­
stehen und welche Formen können sie ausbil­
den? Wie müssen sie gestaltet werden, damit 
sie die Handlungsspielräume für beide Seiten 
erweitern und neue eröffnen können? 

1 Bündnishoffungen sind 
ein alter Hut 

Unbestritten ist die Tatsache, dass die Arbei­
terbewegung die soziale Bewegung der indus­
triellen Gesellschaft gewesen ist und sich die 
neuen sozialen Bewegungen in wesentlichen 
Elementen und dezidiert von eben dieser un­
terschieden. Der ,lange Abschied von der Ar­
beiterbewegung' - von einigen Autoren bereits 
ab 1918 datiert - endete mit ihrem endgülti­
gen Niedergang im ,Fordismus' und wurde mit 
dem Aufstieg der neuen sozialen Beewegun-
gen besiegelt (Hirsch/Roth 1986: 170ff.; Rasch­
ke 1985: 53). 

Im System der industriellen Beziehungen er­
folgte die Organisierung und Vertretung von 

Arbeitnehmerinteressen längst ohne den Rück­
halt einer sozialen Bewegung. Die Gewerk­
schaften reagierten auf die restriktiveren Hand­
lungsbedingungen mit Selektivität sozialer Si­
cherung und verzichteten weitgehend auf ge­
sellschaftspolitische Gestaltungsansprüche, die 
über graduelle Korrekturen hinausgingen. Da­
mit verzichteten sie auch auf bewegungsför-
mige Mobilisierung. Autoren wie etwa Alain 
Touraine (Touraine et al. 1987) kamen daher 
zu dem Schluss, dass bei den Gewerkschaften 
keine Anzeichen von Bewegungspolitik mehr 
zu finden seien und wiesen Visionen von einer 
Annäherung zwischen den Nachfolgern der al­
ten und den neuen sozialen Bewegungen ins 
Reich der Illusionen. Die gewerkschaftlichen 
Reaktionen gegenüber den Bewegungen oszil­
lierten in deren Anfängen zwischen den Polen 
Benutzen oder Bekämpfen. 

Spätestens seit Mitte der 1980er Jahre standen 
Allianzsysteme zwischen Gewerkschaften und 
Bewegungen zur Diskussion, keimten neue 
Bündnishoffnungen. Angesichts der verschärf­
ten Krise der ,Arbeitsgesellschaft' erhoffte man 
sich Chancen für ein miteinander, verbanden 
doch zumindest die gesellschaftsverändernden 
Elemente der politischen Utopie der alten Ar­
beiterbewegung wie soziale und wirtschaftli­
che Gerechtigkeit, Solidarität und Gleichheit 
die Gewerkschaften mit den neuen sozialen 
Bewegungen. Nicht wenige hielten damals Re-
strukturierungsschritte für denkbar, mit denen 
die Gewerkschaften der sich verschärfenden 
Krise hätten begegnen können. Sie plädierten 
mit Nachdruck dafür, dass sich die Gewerk-
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Schäften gegenüber den gesellschaftskritischen 
Bewegungen öffnen und die verlorenen Bewe­
gungselemente reaktivieren sollten (Hoffmann 
1986). Gleichwohl blieb fraglich, ob sich ge­
rade die deutschen Gewerkschaften zu einer 
neuen Protest- und Bündniskultur durchringen 
könnten (ebenda: 25). Sie hätten ihre Politik­
formen, Kommunikations- und Entscheidungs­
stile radikal verändern müssen. Aufgrund fort­
gesetzter Zweifel an diesem Wandel blieb für 
Touraine u.a. Mitte der 1980er Jahre die Frage 
nach möglichen Allianzsystemen offen. Ihrer 
Ansicht nach wurde das Verhältnis von Ge­
werkschaften und neuen sozialen Bewegun­
gen entscheidend durch ihre Zugehörigkeit zu 
völlig gegensätzlichen politischen Kulturen' 
geprägt, und beide Seiten könnten sich sowohl 
als Gegner als auch als Bündnispartner gegen­
über treten (Touraine et al. 1987: 294). Zudem 
schien ein engeres Miteinander mit der Gefahr 
verbunden, „dass alternativ-ökologische Welt­
bilder gerade das Fundament, auf dem der Klas­
senkonflikt entschärft wurde, hinterfragen" 
(Jahn 1996: 81). 

Die Realität hat gezeigt, dass die Bündnishoff­
nungen Mitte der 1980er Jahre zu optimistisch 
formuliert waren. Eine Wende der Gewerk­
schaften in Richtung Bewegung fand nicht statt. 
Gegen Ende der 1980er Jahre sollte erneut ein 
„sozialer und ökologischer Reformpakt" mit 
denen geschlossen werden „für die der Mensch 
und nicht der Markt das Maß aller Dinge ist" 
(ÖTV-Magazin 5/1987). Auch im vielbeachte­
ten Band .Jenseits der Beschlusslage" (Hoff­
mann et. al. 1990) fand sich ein eindeutig Plä­
doyer für Kooperation. Von beiden Seiten wur­
de immer wieder - mitunter in zyklischen Ab­
ständen - die Bereitschaft zum Dialog und zur 
Kooperation bekräftigt, doch was folgte daraus? 

Es ist nicht nur bei Appellen geblieben: Wäh­
rend im März 1999 35.000 ÖTVler gegen die 
Atomkonsensgespräche protestierten, schrieben 

zur gleichen Zeit Vertreter der IG B A U und 
der GdED mit Bürgerinitiativen aus der Anti-
AKW-Bewegungen und NGOs an einer ge­
meinsamen Erklärung für den Sofort-Ausstieg. 
Dies, obwohl Kollegen vom Bau in den späten 
1970ern Anti-AKW-Bewegte in Brokdorf oder 
Grohnde mit Dachlatten vom Bauplatz getrie­
ben hatten. Vertreter von Gewerkschaften for­
dern heute gemeinsam mit NGOs eine Ener­
gie- und Agrarwende, den Umbau des Ver­
kehrssystems, die Einhaltung von ,Codes of 
Conduct' (freiwillige Verhaltenskodizes) für 
Transnationale Unternehmen oder eine welt­
weite Zertifizierung von Tropenhölzern nach 
ökologischen und sozialen Kriterien. Beide Sei­
ten signalisieren in den vergangenen Jahren 
Kooperationsbereitschaft und praktizieren in 
gemeinsamen Projekten Zusammenarbeit. 
Bündnisse, die noch vor 15 Jahren undenkbar 
waren, sind entstanden. Vor allem seit Mitte 
der 90er Jahre hat sich die Zusammenarbeit 
von Gewerkschaften und NGOs deutlich in­
tensiviert' - wiewohl dies weder in der Öffent­
lichkeit noch der eigenen Mitgliedschaft 
besonders deutlich wahrgenommen wird. Dies 
hat zum Teil mit der Tatsache zu tun, dass 
Kooperation bisher nur von wenigen Experten 
und mitunter informell organisiert wird, weil 
die Zusammenarbeit mit dem Gegenüber nicht 
immer auf Akzeptanz in der eigenen Organisa­
tion stößt. Zum anderen werden Kooperati­
onsanliegen und -erfolge zu wenig in der Mit­
gliedschaft und der Öffentlichkeit kommuni­
ziert. 

Dennoch geht diese Entwicklung mit einer Ver­
änderung der Praxisformen einher: von Ad-
hoc-Allianzen und Dialogprozessen zu hand-
lungsorientierten Aktivitäten und Vernetzungen. 
Die Debatte um Nachhaltigkeit war hierfür der 
erste entscheidene Kooperationsimpuls, 
inzwischen wird der Trend v.a. von der Ausein­
andersetzung um die Folgen und Bedingungen 
der Globalisierung verstärkt. 
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2 Motive der ungleichen Partner 

Warum gehen Gewerkschaften als einer der 
Träger jenes westlichen Industrialisierungs­
modells, dessen Ressourcen- und Energiehun­
ger den Globus an die Grenzen seiner Belast­
barkeit gebracht hat, Bündnisse ein mit ihren 
Kritikern, den Umweltschützern, .unverbes­
serlichen Fortschrittsfeinden' und Aktivisten 
für die Natur und die Rechte der Ausgebeute­
ten dieser Welt? Warum haben NGOs Interes­
se an einer Kooperation mit den als konserva­
tiv und technik- wie fortschrittsgläubig be­
zeichneten Gewerkschaften? In der Tat sind 
die Partner nicht gleich: Gewerkschaften ver­
treten einen klar umrissenen Kreis von Be­
schäftigteninteressen und sind Organisations­
formen des Konflikts zwischen Lohnarbeit 
und Kapital. NGOs sind als ,Anwälte von 

Gemeinwohlinteressen' zugleich Ausdrucks­
formen horizontal-disparater Interessen und 
übergreifender Problemlagen. Im Spannungs­
feld zwischen .Menschheits- und Nachwelt­
interessen' und Arbeitsplatz- und Lohninter­
essen (inter)agieren Gewerkschaften und 
NGOs, deren traditionelle Bindungen und 
Wertorientierungen ebenso weit auseinander 
liegen wie die Formen ihrer Organisation und 
ihre Arbeitsweisen. Für Gewerkschaften als 
Repräsentanten der alten .sozialen Frage' steht 
die soziale Gerechtigkeit im Vordergrund. Für 
NGOs ist die .ökologische' und/oder .globa­
le soziale Frage' zentral. Die verschiedenen 
Interessenlagen geraten in Widerspruch, wenn 
ökologische Erfordernisse massive Eingriffe 
in die Wirtschaft, wie z.B. den Um- bzw. 
Rückbau ganzer Industriebranchen erfordern. 
Geringere Verteilungsspielräume in der sozi-
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oökonomischen Krise heizen die bestehen­
den Konflikte weiter an. 

Gewerkschaften geraten - im Unterschied zu 
den NGOs - in Konflikt zwischen Mitglied­
schafts- und Einflusslogik. 2 Bei der Wahrung 
strategischer Interaktionsfähigkeit - etwa in 
Bündnissen mit NGOs - sind sie mitunter ge­
zwungen, gegen die evidenten Schutzinteres­
sen ihrer Mitglieder ökologische Forderungen 
mitzutragen. So unterstützte die IG B A U die 
Öko-Steuer lange vor der Kampagne pro Öko-
Steuer des DNR im Wahlkampf 1998, zog sich 
jedoch damit heftige Protest aus der von ihr 
zum Teil organisierten Zementindustrie zu. Die 
hier Beschäftigten befürchteten - wie andere 
in energieintensiven Branchen - gravierende 
Wettbewerbsnachteile bei einer Besteuerung 
der Prozessenergie. Zwar sind Gewerkschaf­
ten also keineswegs nur Blockierer beim öko­
logischen Umbau. Aber sie unterstützen öko­
logisch motivierte Eingriffe nur dann, und 
längst nicht alle Gewerkschaften tun dies, wenn 
sie den Anforderungen der Mitgliedschafts- und 
Einflusslogik gleichermaßen gerecht werden 
können. So etwa lassen sich bei der Altbausa­
nierung nach ökologischen Kriterien sowohl 
Beschäftigung im arbeitsintensiven Baubereich 
als auch Klimaschutzmaßnahmen (Energie-
verbauchsreduktion) verbinden. 

NGOs sind neue Organisationsformen, die zwar 
an die Themen und Problemfelder der ,neuen 
sozialen Bewegungen' (umweit-, entwick­
lungs-, friedens- und menschenrechtspolitische 
Bewegungen) anschließen, sich aber in we­
sentlichen Merkmalen von diesen unterschei­
den. Ohne an dieser Stelle die Kontroverse um 
das Verhältnis NGOs und neue soziale Bewe­
gungen ins Feld zu führen (Walk/Brunnengrä­
ber 2000, Brunnengräber et al) , gilt für mei­
nen Beitrag zur Dechiffrierung des NGO-Be­
griffs zunächst, Interessenorganisationen wie 
Gewerkschaften auszuschließen. 3 

2.1 Nachhaltigkeit als 
Kooperationsimpuls 

NGOs spielen in der nationalen und interna­
tionalen Diskussion um Nachhaltigkeit unbe­
stritten eine prominente Rolle. Gewerkschaf­
ten werden hier weniger als relevante Akteu­
re wahrgenommen, und en gros sind sie es 
auch nicht. Ihnen wird als Status quo-Bewah-
rern von den NGOs vorgeworfen, dass sie 
noch immer an der Logik von Produktions­
ausweitung, Konsum und traditioneller Er­
werbsarbeit festhalten. Dies hat freilich mit 
politischen Rahmenbedingungen gewerk­
schaftlicher Akteure zu tun: Angesichts der 
stetigen Abnahme von Handlungsspielräumen 
ist das Wahren von Besitzständen - die Sys­
teme sozialer Sicherung und hart erkämpften 
Standards für Arbeit und Beschäftigung zu 
erhalten und zu schützen - Herausforderung 
genug. Die Beteiligung an der Debatte um 
Nachhaltigkeit zwingt die Gewerkschaften, 
auch dies im Gegensatz zu NGOs, zur Ausei­
nandersetzung mit ihrer tradierten Handlungs­
logik. Sie müssen lernen, die Widersprüche 
zwischen betriebs- bzw. branchenwirtschaft­
licher und gesamtgesellschaftlicher Rationa­
lität zu reflektieren. Dieser Prozess ist kon­
flikthaft und wird schon deshalb eher vermie­
den oder verschoben. Das Konzept Nachhal­
tigkeit bildet dennoch einen gemeinsamen 
Referenzpunkt. Mit der UN-Konferenz zu 
Umwelt und Entwicklung (UNCED) 1992 
avancierte folgendes Leitbild zur gemeinsa­
men Formel: Schutz und Erhalt der natürli­
chen Lebensgrundlagen, Gerechtigkeit, sozi­
ale Sicherung, Partizipation und Demokratie. 
Grundwerte, auf die sich alle verständigen 
können, ohne sofort in Konflikt zu geraten. 
Werden aber die Anforderungen von Nach­
haltigkeit konkreter ausbuchstabiert - etwa in 
Gestalt von Reduktionsszenarien in der Wup­
pertal-Studie (WI 1996) - dann wird deut­
lich, wie enorm der Korrekturbedarf ist und 
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wessen Interessen tangiert würden. Im Detail 
entsteht sehr schnell Dissens. Der Diskurs um 
Nachhaltigkeit ist also beides zugleich: Kon­
sens- und Konfliktdiskurs. 

Nach dem Ende der Blockkonfrontation 
schien ein Neuanfang greifbar: Quer durch 
alle gesellschaftlichen Gruppen wurden Ge­
staltungsalternativen von Wirtschaft und Ge­
sellschaft diskutiert. Partizipative und kon­
sensorientierte Dialog- und Politikformen 
avancierten in der internationalen wie auch 
nationalen Politik zum neuen Stilmittel. Die 
Vorbereitung und Begleitung der U N C E D bil­
dete für den Annäherungsprozess zwischen 
Gewerkschaften und NGOs einen ersten Kul ­
minationspunkt. In gemeinsamen Foren im 
Jahr vor und nach der U N C E D diskutierten 
Gewerkschaften und NGOs die Interdepen­
denz von Umwelt- und Entwicklungsproble­
men und die Folgen nicht-nachhaltigen Wirt­
schaftens. Aktivitäten wurden koordiniert und 
gemeinsame Forderungen formuliert (z.B. des 
D G B , B U N D , DNR, D A G zum dt. Report an 
die U N C E D ) . Im UNCED-Prozess galten die 
alten Feindseligkeiten und Widersprüche als 
überwunden. Die Anzahl der Kooperationser­
eignisse stieg gegenüber dem Zeitraum davor 
deutlich an und das Themenspektrum wurde 
erheblich erweitert. Doch trotz erheblicher 
Mobilisierungserfolge brach kurz nach der 
U N C E D das große Bündnis gesellschaftlicher 
Kräfte weitgehend auseinander. Den Ab­
schluss der Hochphase bildete der .Deutsche 
Umwelttag 1992' (DUT). Hier scheiterte die 
Strategie des ,Großen Dialogs' zwischen Wirt­
schaft, Gewerkschaften und Umweltverbän­
den. Die Konflikte mit der Industrie und in­
ternen Streitigkeiten der DUT-Trägerorgani-
sationen (DGB, Umwelt- und andere Verbän­
de) sowie nicht zuletzt das enorme Schulden­
loch nach dem Großereignis begründeten eine 
Zäsur in der Zusammenarbeit von NGOs und 
Gewerkschaften. 

Der Rückgang gemeinsamer Aktivitäten nach 
1992 hatte auch mit veränderten politischen 
Handlungsbedingungen zu tun: Ökologische 
Themen traten eindeutig „hinter wirtschaftli­
che, nationale und global-internationale Dis­
kurse zurück." (Jahn 1996: 260; Brand et al. 
1997) Infolge der gravierenden Umbrüche wie 
Vereinigung, fortschreitende Globalisierung 
und Transformation in Ost- und Mitteleuropa 
dominierte das Krisenmanagement die gewerk­
schaftliche Agenda. Dabei wurde die breite ge­
sellschaftspolitische Akzeptanz sozial-ökologi­
scher Anliegen als ,kognitive Ressource' von 
der Vereinigung dauerhaft entwertet. Im „West-
Ost-Spagat" (Mahnkopf 1992) stand die not­
wendige Restrukturierung gewerkschaftlicher 
Politik in den neuen Bundesländern einer Mo­
dernisierung und Öffnung für andere Themen 
und Akteure im Wege. Das Bemühen von Tei­
len der Gewerkschaften um Zusammenarbeit 
mit NGOs wurde so entscheidend behindert. 
Auch die NGOs blieben von den Folgen der 
sozioökonomischen Krise und dem neolibera­
len Rollback nicht verschont. Die Problemati-
sierung ökologischer Themen gelang angesichts 
wirtschaftspolitischer und sozialer Brennpunkte 
schwer. Kooperationsbeziehungen rissen zwar 
nicht völlig ab, doch erreichten sie in den fol­
genden Jahren nicht mehr jene Vielfalt und 
Intensität wie in der vorangegangenen Phase. 
Einzelpersonen aus NGOs und Gewerkschaf­
ten bemühten sich weiterhin darum, die neue 
Kultur der Verständigung am Leben zu erhal­
ten und begannen konkrete Reformvorschläge 
für einzelne Politikbereiche (Verkehr, Energie) 
auszuarbeiten. Seit 1994 gewann mit dem The­
ma Ökosteuer die Verknüpfung arbeitspoliti­
scher und ökologischer Erfordernisse maßgeb­
lich an Bedeutung. Doch erst mit dem Erschei­
nen der Wuppertal-Studie ,Zukunftsfähiges 
Deutschland' (WI 1996) wurde die Debatte 
wieder belebt. Vor allem in der Kritik an der 
Studie setzten sich auch Gewerkschaften mit 
dem Konzept Nachhaltigkeit intensiver 



34 Sabine Krüger 

auseinander. Während Gewerkschaftsvertreter 
auf die arbeits- und sozialpolitischen Blind­
stellen in der Wuppertal-Studie hinwiesen, be­
zeichneten es NGOs als originäre Aufgabe der 
Gewerkschaften, in der Nachhaltigkeitsdiskus-
sion diese Blindstellen auszufüllen 4. Die dras­
tischen Zahlen in den Wendeszenarien der Stu­
die - etwa eine Absenkung des Einsatzes fos­
siler Energieträger und nichterneuerbarer Roh­
stoffe um 80-90 Prozent bis 2050 (WI 1996: 
290ff.) - machten vor allem deutlich, dass mit 
den herkömmlichen Strategien soziale und öko­
logische Interessen nicht in Übereinstimmung 
gebracht werden können. Bei Teilen von NGOs 
und Gewerkschaften setzte sich die Erkenntnis 
durch, dass nur im Miteinander die Widersprü­
che zwischen den verschiedenen Interessenla­
gen aufgedeckt und Alternativen entwickelt 
werden können. Eine Mobilisierung für öko­
logische und globale Problemlagen - so er­
kannten NGOs im Zuge der sozioökonomi­
schen Krise - kann nur durch die Verknüpfung 
mit sozialen Themenstellungen gelingen, und 
Reformschritte sind nur mit und nicht gegen 
die Beschäftigten und ihren Organisationen zu 
realisieren. 

Nachhaltigkeit - übersetzt als Projekt der öko­
logischen Modernisierung - löste die alte Front­
stellung Ökonomie vs. Ökologie auf. 
Wenngleich noch immer mit weitgehend nor­
mativen Anspruch, hat kein anderes umwelt­
politisches Konzept bis heute die Debatten um 
Arbeit und Umwelt stärker verknüpft. NGOs 
und Gewerkschaften beschäftigen sich freilich 
in unterschiedlicher Intensität mit Nachhaltig­
keit. Beide Seiten rezipieren das Konzept se­
lektiv, heben jeweils unterschiedliche Aspekte 
stärker hervor: NGOs primär die ökologische 
und entwicklungspolitische, Gewerkschaften 
zuvorderst die soziale Dimension. Schritte auf 
dem Weg zur sozial-ökologischen Reform der 
Marktwirtschaft sind der (kleinste) gemeinsa­
mer Nenner. Während Gewerkschaften auf die 

Effizienzrevolution und die Entwicklungschan­
cen ihrer Organisationsbereiche durch ökolo­
gische Modernisierung setzen, hoffen NGOs 
auf die Ressourcenschonung. NGOs plädieren 
auch für Verbindung von Effizienz- und Suffi-
zienzrevolution, weil sie befürchten, dass mit­
telfristig jene durch die Effizienzrevolution er­
zielten Erfolge von fortgesetztem Wachstum 
zunichte gemacht werden. Gewerkschaften hin­
gegen sehen kaum einen Ausweg aus dem ,Pro-
duktivitätspakt-Dilemma'. 

Eine sozial-ökologische Modernisierung ist für 
die Gewerkschaften das Ziel, für NGOs nur 
ein Schritt auf dem Weg zu einer nachhaltigen 
Gesellschaft. Der Diskurs um Nachhaltigkeit 
liefert gleichsam erst die Koordinaten für ein 
Orientierungsfeld, indem sich Gewerkschaf­
ten und NGOs bei der Suche nach Lösungen 
bewegen. Nach dem UN-Gipfel 1992 wurde 
das Thema vornehmlich in Fachkreise abge­
drängt und erfährt erst jetzt vor ,Rio+10' in 
Johannesburg wieder politische Beachtung. 
Spätestens die Debatte um Globalisierung hat 
jene um Nachhaltigkeit verdrängt - diskursiv 
und real. 

2.2 .Allianzen der Schwachen'? 

Die Globalisierung motiviert beide Seiten -
wenn auch aus unterschiedlichen Gründen -
zur Suche nach Bündnispartnern. NGOs re­
agieren auf die Globalisierung und die Inter­
nationalisierung von Politik mit dem Auf­
bau transnationaler Netzwerke. Sie werden 
gleichsam als ein Produkt der Anpassung an 
globale Problemlagen und Politikformen er­
kannt. Mit ihrer stärkeren Einbindung in in­
ternationale Verhandlungssysteme (v.a. De­
kade der Weltkonferenzen nach Rio) verän­
dert sich ihr Politikstil gravierend: Weniger 
Protest und öffentliche Mobilisierung stehen 
im Vordergrund, sondern vielmehr staats-
bzw. institutionenzentrierte Aktionsformen, 
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,konfliktive Kooperation' bei der Reform von 
Wirtschaft und Gesellschaft sind das Motto 
der ,Globalisierungswächter ' (Walk/Brun­
nengräber 2000). NGOs sind zumindest mo­
ralisch als Vertreter von Umwelt- und Nach­
weltinteressen inzwischen „der vierte Mi t ­
spieler im Verteilungskampf' (Leipert 1995), 
ohne einen - den Gewerkschaften vergleich­
bar - privilegierten Status im System der 
Interessenvermittlung zu erhalten. Sie gehen 
deshalb und aufgrund ihres Politikverständ­
nisses vielerlei Allianzen mit staatlichen, 
marktwirtschaftlichen und anderen gesell­
schaftlichen Akteuren ein. Sie orientieren 
sich - und dies im Gegensatz zu neuen sozi­
alen Bewegungen - mit ihren Aktionsfor­
men wie auch Organisationsstrukturen deut­
lich stärker an ,verbandlichen' Handlungs­
mustern und institutionellen Verhandlungs­
systemen. Dieser intermediäre Charakter von 
NGOs ist eine entscheidende Voraussetzung 
für die Intensivierung der Kooperation mit 
den Gewerkschaften. 

Für NGOs haben sich die Handlungsspielräu­
me in der Globalisierung erweitert. Dennoch 
setzt die machtpolitisch prekäre Situation der 
NGOs ihrem Einfluss Grenzen. Bescheidene 
Erfolge in den weichen Politikfeldem Um­
welt und Entwicklung (Klima, Verschuldung, 
Biodiversität) und Ausschluss aus den ,closed 
shops' und zunehmende Repression bei Ein­
mischung in harte Politikfelder wie Weltwirt­
schaft, Handel und Finanzen markieren diese 
Grenzen. Außer über mediale Skandalisierung, 
also erhöhten öffentlichen Druck auf politi­
sche Entscheidungsträger, fehlen den NGOs 
Sanktionsmöglichkeiten bei Nichteinhaltung 
ihrer Forderungen. Streiken - wie die Ge­
werkschaften - können sie nicht, ihre Konf­
liktfähigkeit ist eingeschränkt. Diese Einfluss­
grenzen zwingen NGOs zur Suche nach Bünd­
nispartnern wie den Gewerkschaften, die auch 
in internationalen Politikarenen ihre Anlie­

gen gegenüber machtvollen Interessen unter­
stützen. 

Gewerkschaften erfahren Globalisierung 
bisher weniger als Chance, sondern viel­
mehr als ,Le id ' - unabhängig davon, ob 
und welche Chancen dieser Prozess für sie 
birgt (dazu auch Zeuner/Fichter in diesem 
Heft). Unter steigendem Wettbewerbsdruck 
sind erkämpfte Standards sozialer Sicherung 
nicht mehr ohne weiteres zu halten, die tra­
ditionellen Politikmuster der nationalen In­
teressenvertretung reichen in der globalen 
Standortdebatte nicht mehr aus. Gewerk­
schaften versuchen den Krisenprozessen 
durch eine strukturelle Veränderung ganzer 
Branchen zu begegnen, zur inneren Reform 
(und Stärkung durch Fusionen) gehört auch 
die Öffnung nach außen. So zwingt die Ero­
sion traditioneller Allianzen und Formen der 
Interessenvermittlung sowie ihre schwinden­
de Bindungsfähigkeit Gewerkschaften zur 
Suche nach neuen Bündnispartnern jenseits 
tripartistischer Konstellationen. Die Koope­
ration mit NGOs ist eine Handlungsoption 
unter restriktiven Bedingungen. 

3 Schlaglichter aus 
der Bündnispraxis 

Die Zusammenarbeit von NGOs und Gewerk­
schaften hat sich in den letzten Jahren inten­
siviert. Noch Anfang der 1990er Jahre war 
das Miteinander von Gewerkschaften und 
NGOs von zwei Aktionsformen dominiert. 
Zum einen Präsentation und Programmatik. 
Hierzu gehören Spitzengespräche und gemein­
same Erklärungen von Repräsentanten der Ak­
teursgruppen, die der Formulierung und me­
dienwirksamen Präsentation gemeinsamer Po­
sitionen dienen. Sie können unverbindlich 
bleiben und lediglich Ankündigungscharak­
ter haben (wie etwa die programmatische Er­
klärung Cooperation statt Konfrontation' 
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D G B / D N R 1992 oder das ,Bündnis für Arbeit 
und Umwelt' 1999 DNR/DGB) . Zum anderen 
Austausch- und Dialogprozesse. Sie dienen der 
gegenseitigen Information über Positionen und 
dem Ausloten gemeinsamer Handlungsperspek­
tiven. Sie sind zumeist temporär, von Themen 
der politischen Agenda bestimmt, können aber 
auch den Ausgangspunkt für weitere Vorhaben 
bilden (ein solcher Dialogprozess war z.B. der 
D U T 1992, diverse Konferenzen und Work­
shops). 

A b der zweiten Hälfte der 1990er Jahre wer­
den die gemeinsamen Aktivitäten stärker ziel-
und handlungsorientiert gestaltet. Mit den 
Inhalten der Kooperation verändern sich die 
Formen der Zusammenarbeit. Der politische 
Prozess lässt sich nicht wirksam durch Dia­
logveranstaltungen beeinflussen. Handlungs­
und politikorientierte Vorhaben erfordern 
deutlich verbindlichere und professionalisier-
te Formen der Zusammenarbeit. NGOs und 
Gewerkschaften entwickeln nun gemeinsam 
Projekte. Zumeist bilaterale verbindlichere 
Übereinkünfte in Bezug auf Ziel , Vorgehen 
und Dauer. Sie werden arbeitsteilig bestrit­
ten und sind nicht selten in europäische Vor­
haben eingebunden (z.B. ,Green Job Creati-
on Awareness Campaign'5 1995, IG B A U 
und Greenpeace ,Plus für Arbeit und Um­
welt' 1999). 

Beide Seiten kooperieren auch in Netzwerken 
und Kampagnen. Diese sind, wie Projekte, ver­
bindliche aber meist multilaterale Übereinkünf­
te in Bezug auf Ziel und Vorgehen mit einer 
größeren Zahl von Akteuren. Sie kombinieren 
verschiedene Aktionsformen (z.B. Protest, Öf-
fentlichkeits-, Medien- und Lobbyarbeit) und 
sind darauf ausgerichtet, institutionelle Struk­
turen und Abläufe sowie die öffentliche Mei­
nung zu verändern. In der Regel werden sie in 
europäische oder internationale Aktivitäten ein­
gebunden (z.B. C C C , Blumenkampagne, dt. 

FSC-Richtlinien etc.). In Kampagnen kritisie­
ren Gewerkschaften und NGOs die gängige 
Praxis, formulieren politische Forderungen und 
legen eigene Maßnahmenkataloge vor. Mit der 
Ausarbeitung von Richtlinien, Gütesiegeln oder 
Verhaltenskodizes liefern Gewerkschaften und 
NGOs Inputs für bestimmte Politikfelder. Sie 
leisten damit einen, wenn auch zumeist emp­
fehlenden, Beitrag zur Politikformulierung und 
übernehmen in dem Sinne im politischen Pro­
zess einen Teil der Abstimmungsarbeit, wie 
sie unterschiedliche Interessenlagen berück­
sichtigen. 

Die Kooperationsformen bleiben miteinander 
verbunden: Kampagnen gehen immer und zum 
Teil sogar sehr langwierige Gespräche voraus. 
Gemeinsame Projekte werden in den Spitzen 
zunächst abgestimmt, in Dialogrunden vorbe­
reitet und in gemeinsamen Erklärungen von 
den Repräsentanten der Akteursgruppen prä­
sentiert. 

Das zentrale und neue Element der Kooperati­
on ist der Wandel von Dialog- zu konkreten 
Handlungsaktivitäten. Gewerkschaften und 
NGOs: 

• fordern ordnungsrechtliche Maßnahmen auf 
dem Weg zum sozial-ökologischen Umbau 
(z.B. Öko-Steuern oder Förderprogramme 
für emeuerbare Energien), 

• entwickeln konkrete Vorschläge zur Umge­
staltung bestimmter Politikfelder (z.B. Ver­
kehr, Land- und Forstwirtschaft, Bauen und 
Wohnen) und 

• setzen sich für die Einhaltung und Stärkung 
völkerrechtlich verbindlicher globaler Stan­
dards ein (z. B . ILO-Konventionen, Rio-
Konventionen) und entwickeln gemeinsam 
neue Regelungsinstrumente (z.B. Kodizes 
und Gütesiegel). 
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Gemeinsame Projekte und Kampagnen wer­
den heute zum Teil mit Erfolg praktiziert. Netz­
werke hingegen sind explizit auf kontinuierli­
chen Austausch, gemeinsame Strategieidenti­
fikation und Politikgestaltung ausgerichtet. Die­
ser vergleichsweise junge Kooperations-Typ ist 
zugleich die anspruchsvollste Form der Zu­
sammenarbeit. Es hat in den vergangenen Jah­
ren Bemühungen gegeben, solche Netzwerke 
zu konstituieren (z.B. ,Forum NRO und Ge­
werkschaften', A G zu Codes of Conduct). 
Derzeit ist allerdings nicht abzusehen, ob und 
welche Gewerkschaften und NGOs sich lang­
fristig und verbindlich über gemeinsame Ziele 
und Handlungsschritte verständigen können. 

Überdies sollen die Ausführungen nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die Kooperation in klei­
nen Schritten und nur von bestimmten Akteu­
ren beider Seiten vorangetrieben wird. Ich nen­
ne sie Netzwerkpioniere: es sind die umwelt-
und/oder entwicklungspolitischen Experten bei­
der Seiten. Weil die Ressourcen unzureichend 
sind und der Kooperationsansatz in den meis­
ten Organisationen nicht strategisch verankert 
ist, hängt die Qualität und der Erfolg der Zu­
sammenarbeit maßgeblich vom Engagement 
einzelner Personen ab. Die kooperationswilli­
gen Akteure in Gewerkschaften und NGOs 
müssen je nach organisationspolitischer Situa­
tion und für konkrete Vorhaben immer aufs für 
neue Akzeptanz und Unterstützung werben. 

4 Bündnispotentiale 

Trotz der Einschränkungen bestehen für sozi­
al-ökologische Kooperation durchaus erhebli­
che Handlungspotentiale. Politisches Handeln 
in Kampagnen- und Netzwerken entfaltet sich 
national, europäisch und international. Es er­
möglicht die Ausweitung und Verschränkung 
der Handlungsebenen. Übergreifende Kampa­
gnen und Netzwerke eröffnen neue Gestal­
tungsspielräume und sind Ausdruck einer 

Transnationalisierung kollektiven politischen 
Handelns. Die enorme Mobilisierung der Glo­
balisierungskritiker und des Netzwerks ATTAC 
zeugen davon.6 Während NGOs in globalen 
Politikarenen agieren, gelingt dies Gewerk­
schaften in Netzwerkverbünden mit NGOs erst 
in Ansätzen. NGOs bieten also v.a. Gewerk­
schaften die Chance zur Transnationalisierung 
der Interessenvertretung und somit zur Über­
windung ihrer engen territorialen Bindung an 
nationale Räume. Die höhere gesellschaftliche 
Akzeptanz für gemeinsam vertretene Anliegen 
ist häufig ein Schlüsselmotiv für die Bildung 
von Bündnissen, sie können wechselseitig die 
Anerkennung und Glaubwürdigkeit des Ge­
genübers nutzen. Ein Miteinander verschiede­
ner Interessengruppen vermag stärkeren poli­
tischen Druck für eine soziale und ökologi­
sche Regulation der Globalisierung zu erzeu­
gen. Beide Seiten finden in Netzwerken Bünd­
nispartner für ihre Anliegen, bauen ihre Mobi­
lisierungspotentiale sowie ihren politischen 
Einfluss aus. Sie können die beiderseitig knap­
pen Ressourcen in bestimmten Politikfeldem 
und Politikarenen bündeln und von der Kom­
petenz des jeweils anderen profitieren (Gewerk­
schaften von der Kampagnenfähigkeit, dem 
Wissensmanagement und der Expertise der 
NGOs und NGOs von der Konflikt- und Orga­
nisationsfähigkeit der Gewerkschaften). 
Schließlich stellen NGOs in Bündnissen mit 
Gewerkschaften ihre Ernsthaftigkeit bei der Be­
rücksichtigung der sozialen Bedingungen ei­
nes ökologischen Umbaus unter Beweis und 
Gewerkschaften ihre Bereitschaft zur Wahr­
nehmung von Zukunftsinteressen. 

5 Erfolgsbedingungen und 
Bündnisgrenzen 

Kontinuierliche und erfolgreiche Kooperati­
on von Gewerkschaften und NGOs ist vor­
aussetzungsvoll. Beide Seiten müssen sich 
mit den spezifischen Handlungsbedingungen 
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des Gegenüber auseinandersetzen und die un­
terschiedlichen Interessenlagen sowie v.a. die 
Konflikte, die sich daraus ergeben, offen le­
gen. Das Verhältnis von Rücksicht- und Vor­
teilnahme sollte ausgewogen sein und Klar­
heit über Ziel , Handlungsprogramm und Ar­
beitsteilung bestehen. In der Zusammenar­
beit müssen die Partner von Maximalforde­
rungen abrücken, gemeinsam ,dritte' Positi­
onen formulieren und ihre Forderungen an 
bestehende Konventionen und Standards 
rückbinden. Schließlich müssen Gewerk­
schaften und NGOs bei der Zusammenarbeit 
die Konfliktfähigkeit nach innen und außen 
wahren und in einer Art ständiger Selbstre­
flexion, die möglichen Konflikte und Gefah­
ren der Vereinnahmung von außen antizipie­
ren. Freilich ein schwieriges Unterfangen und 
in der Praxis der Kooperation kann man die 
Mühen der Ebene sehr genau studieren (Krü­
ger 2001). Dennoch sind Bündnisse von 
NGOs und Gewerkschaften, wenn sie erfolg­
reich agieren und auf Dauer gestellt werden 
können, durchaus eine soziale Innovation. 
In gemeinsamen Kampagnen und Netzwer­
ken können die Handlungsperspektiven der 
Gewerkschaften erweitert und möglicher­
weise protest- und bewegungsförmige Ele­
mente in die Gewerkschaften zurückgetra­
gen werden. NGOs haben in den vergange­
nen zehn Jahren auf Dialog, Konsens und 
Kooperation gesetzt. Sie haben damit Erfol­
ge erzielt, sind aber auch an Grenzen gesto­
ßen. Heute scheint eine Re-Vitalisierung von 
Protest in Kombination mit Bündnisstrategi­
en in der Gesellschaft angesichts der fortbe­
stehenden Blockaden gegen alternative Ent­
wicklungskonzepte wieder notwendig. 

Gewerkschaften und NGOs beginnen ge­
meinsam soziale und ökologische Rahmen­
setzungen in der Globalisierung einzufor­
dern. Auch wenn sich seit den Globalisie­
rungsprotesten in Seattle 1999 eine gewisse 

Bündniseuphorie ausbreitet, ist gegenüber 
vorschnellen Hoffnungen auf die Konstitu­
ierung einer neuen ,europäischen' oder sogar 
,globalen sozialen Bewegung' Skepsis an­
gebracht. Denn die neuen Bündnisse stehen 
am Anfang. Momentan sind sie gegenüber 
den gut organisierten Interessen in Wirtschaft 
und Politik eine schwache Gegenmacht. Die 
Interessengegensätze zwischen Akteuren, die 
in die bestehenden Regime von Wirtschaft 
und Politik eingestrickt sind, sind nicht ein­
fach aufzulösen. Unbestritten verbindet das 
Motto der Initiative Attac: „Eine andere Welt 
ist möglich", doch über die Frage wie diese 
aussehen soll, bestehen unterschiedliche A n ­
sichten- auch zwischen Gewerkschaften und 
NGOs. 

Sabine Krüger ist promovierte Politikwissen­
schaftlerin und lebt in Berlin. 

Anmerkungen 

1 Die These wird durch empirische Studien zur 
Kooperationspraxis (den Anlässen, den Formen, 
der Intensität) zum Zeitraum 1990 bis 2000 belegt 
(Krüger 2001). 
2 In der Interessenvermittlung müssen Akteure 
zum einen als Repräsentanten ihrer Mitgliedschaft 
deren Interessen vertreten (Mitgliedschaftslogik) 
und im politischen Umfeld zugleich ihre strategi­
sche Interaktionsfähigkeit mit anderen Akteuren 
unter Beweis stellen (Einflusslogik). Beide Logi­
ken stehen in widersprüchlichem Verhältnis, so 
kann sich das Befolgen der Mitgliedschaftslogik 
negativ auf die Interaktionsfähigkeit auswirken und 
umgekehrt (Streeck 1987). 
3 Denn solange der Begriff noch nach der Defini­
tion der UN mit Nichtregierungsorganisationen 
offen interpretiert wird, kommt es vor, dass Ge­
werkschaften als NGOs bezeichnet werden oder 
sich selbst als solche bezeichnen. Dabei ver­
schwimmen jedoch die Konturen der Akteure und 
ihre unterschiedlichen Interessen, Handlungsbe­
dingungen und Zielsetzungen. 
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4 Die Hans-Böckler-Stiftung legte 1999 mit den 
Ergebnissen des Verbundprojekts „Arbeit & Öko­
logie" ein eigenes Strategiepapier vor, dessen Emp­
fehlungen erst in den gewerkschaftlichen Alltag 
übersetzt werden. 
5 Hier wurden in fünf europäischen Ländern Fall­
studien zu den Arbeitsplatzpotenzialen von Kl i ­
maschutzmaßnahmen in der Energie- sowie Land-
und Forstwirtschaft von jeweils einer Gewerkschaft 
und einer Umwelt-NGO erstellt. 
6 Gerade das globalisierungskritische Netzwerk 
A T T A C , dessen Basisinitiative in Frankreich 
von Gewerkschaftern mitgegründet worden war, 
wird inzwischen auch von deutschen Gewerk­
schaften unterstützt: erst schlossen sich gewerk­
schaftliche Jugendorganisationen den Forderun­
gen an, dann wurde ver.di als Organisation Mit­
glied und vor kurzem empfahl auch der IGM-
Vorstand seinen Ortsverbänden die Kooperati­
on mit A T T A C . 
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Heinrich Tiemann 

Rot-Grün und Gewerkschaften 
Altes Bündnis oder Ende einer Partnerschaft? 

Gegen Ende der letzten Legislaturperiode for­
derten SPD, Bündnis 90/Die Grünen und die 
Gewerkschaften gleichermaßen einen politi­
schen Neuanfang. ,Sozialabbau' und .Reform­
stau' waren nach 16 Jahren ebenso zu Mar­
kenzeichen der Kohl-Jahre geworden wie die 
höchste Arbeitslosigkeit, die höchste Staats­
verschuldung und die höchsten Lohnnebenkos­
ten in der Geschichte der Bundesrepublik. 

Die neoliberalen, auf der Einschränkung von 
Arbeitnehmerrechten basierenden arbeits-
markt- und wirtschaftspolitischen Rezepte von 
Union und FDP hatten versagt: Die Arbeits­
losigkeit stieg in den 90er Jahren immer wei­
ter an, in den Wintermonaten 1997/98 gab es 
mit über 4,8 Mio . registrierten Arbeitslosen 
einen traurigen Rekord. Die soziale Gerech­
tigkeit befand sich in einer Schieflage, der 
sozialen Sicherung wurde zunehmend die Ba­
sis genommen und der Lehrstellenmarkt war 
aus der Balance geraten. Der Kohl-Regierung 
fehlten nach 16 Jahren Kraft und Ideen. Dem 
Bündnis für Arbeit wurde durch einseitige 
Parteinahme die Grundlage entzogen. 
Deutschland war politisch erstarrt. Nichts we­
niger als ein ,PolitikwechseP war notwendig. 
Die treibende politische Kraft für Aufbruch 
und Erneuerung war die SPD. Die Gewerk­
schaften haben 1998 mit ihrer Kampagne „Für 
Arbeit und soziale Gerechtigkeit" erheblich 
dazu beigetragen, ein Klima der Veränderung 
und des Aufbruchs zu schaffen. Mit dem Ver­
sprechen, den Sozialabbau zu stoppen, den 
Reformstau aufzulösen und Modernisierungs-
defizite aus dem Weg zu räumen, kurz: „In­
novation und Gerechtigkeit" zu schaffen, hat 

die SPD die Bundestagswahl im September 
1998 gewonnen. 

Vergleicht man die politischen Fordemngen der 
Gewerkschaften 1998 mit dem Wahlprogramm 
der SPD bzw. mit dem Koalitionsvertrag von 
Rot-Grün, so lassen sich in vielen Bereichen 
weitreichende Ubereinstimmungen feststellen. 
Insbesondere in der Arbeitsmarkt- und Sozial­
politik war die Handschrift der SPD im rot­
grünen Koalitionsvertrag klar erkennbar. Der 
Weg eines partnerschaftlichen Miteinanders 
von Bundesregierung und Gewerkschaften war 
vorgezeichnet. Hat das ,alte Bündnis' den Pra­
xistest bestanden? Mit anderen Worten: Ist der 
von den Gewerkschaften geforderte und von 
der rot-grünen Bundesregierung versprochene 
JPolitikwechsel' eingetreten? Insbesondere ist 
zu klären, was Rot-Grün den Arbeitnehmer­
innen und Arbeitnehmern und ihren Familien 
,gebracht' hat. Neben der rein politischen Ebe­
ne, d.h. den Bereichen, in denen die Politik 
allein handeln kann und muss - dem ersten 
Teil der Bilanz - ist aber auch - in einem 
zweiten Schritt - die korporatistische Ebene 
zu berücksichtigen, jene Dialogkultur, die seit 
Jahrzehnten den Erfolg des rheinischen Kapi­
talismus' ausmacht. 

1 Politik für Arbeitnehmer 

Gerhard Schröder und die SPD hatten im Wahl­
kampf eine Reihe von Maßnahmen und Kor­
rekturen angekündigt, um ein Mehr an sozia­
ler Gerechtigkeit zu schaffen und den Weg für 
mehr Wachstum und Beschäftigung frei zu 
machen. Während die rot-grüne Bundesregie-
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rung einige Wahlversprechen umgehend nach 
Aufnahme der Regierungsgeschäfte gesetzlich 
umgesetzt hat, bedurften andere Projekte einer 
intensiven und gründlichen Vorbereitung. 

1.1 Aktivierende Arbeitsmarktpolitik 

Entwicklungen am Arbeitsmarkt können durch 
arbeitsmarktpolitische Entscheidungen beein­
flusst werden: Deshalb hat die Bundesregie­
rung - wie von der SPD vor der Wahl verspro­
chen - umgehend ein Sofortprogramm zum 
Abbau der Jugendarbeitslosigkeit (JUMP) auf­
gelegt, mit dem seit Anfang 1999 über 400.000 
Jugendliche eine Ausbildung, Qualifizierung 
oder Beschäftigung erhalten haben. Menschen 
mit Behinderungen haben durch die Kampag­
ne „50.000 Jobs für Schwerbehinderte" neue 
Chancen am Arbeitsmarkt erhalten und profi­
tieren vom neuen SGB IX sowie vom Gleich­
stellungsgesetz. 

Die arbeitsmarktpolitischen Instrumente wur­
den stärker auf eine schnellere Eingliederung 
in den ersten Arbeitsmarkt ausgerichtet. Maß­
nahmen der Arbeitsämter orientieren sich an 
etwaigen Qualifizierungsdefiziten, um im An­
schluss eine passgenaue Vermittlung zu ermög­
lichen. So hat die Bundesanstalt für Arbeit z.B. 
die Anzahl der IT-Weiterbildungen - Maßnah­
men mit besonders guter Perspektive für eine 
anschließende Eingliederung in den ersten Ar­
beitsmarkt - kurzfristig nahezu verdoppelt. Als 
Ergebnis der aktivierenden Arbeitsmarktpoli­
tik ist die Entwicklung der Langzeitarbeitslo­
sigkeit seit 1999 regelmäßig positiver verlau­
fen als die allgemeine Entwicklung. Seit Be­
ginn 2002 sind Arbeitsämter und Arbeitslose 
verpflichtet, konkrete Schritte zu vereinbaren 
(sog. Eingliederungsvereinbarungen), um Ar­
beitslosigkeit schnellstmöglich zu beenden. 
Hierzu stehen 3.000 zusätzliche Arbeitsvermitt­
ler bereit. Auf die zu Beginn des Jahres zutage 
getretenen Missstände bei den Vermittlungs-

äktivitäten der Arbeitsämter hat die Bundesre­
gierung schnell reagiert und grundlegende Re-
formschritte beschlossen: Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt werden noch stärker an den Be­
dürfnissen der Arbeitslosen ausgerichtet, denn 
ein fairer und effizienter Vermittlungswettbe­
werb hilft vor allem den Arbeitsuchenden. Im 
Sommer legt eine Kommission Vorschläge für 
eine neue Organisationsstruktur der Bundes­
anstalt für Arbeit vor. 

1.2 Steuerpolitik für Arbeitnehmer 
und Familien 

Während die konservativ-liberale Regierung die 
Bezieher kleiner und mittlerer Einkommen 
durch eine Vielzahl von Steuer- und Abgaben­
erhöhungen belastet hat (die Lohnnebenkos­
ten stiegen in den 90er Jahren kontinuierlich 
bis auf 42 Prozent an), stellte die rot-grüne 
Bundesregierung die Entlastung von Arbeit­
nehmern und Familien von Beginn an ins Zen­
trum ihrer Steuerpolitik: Das steuerfreie Exis­
tenzminimum wurde von 12.365 D M (1998) 
auf über 7.200 Euro/14.000 D M (2002) erhöht, 
der Eingangssteuersatz von 25,9 Prozent (1998) 
auf 19,9 Prozent (seit 2001) gesenkt. Zum 1. Ja­
nuar nächsten Jahres sinkt er auf 17 Prozent, 
die Senkung auf 15 Prozent (2005) ist gesetz­
lich beschlossen. Zusätzlich wurde das Kin­
dergeld dreimal, um insgesamt 37 Prozent, er­
höht (von 220 D M auf 154 Euro/301 DM), die 
Kinder- und Betreuungsfreibeträge angehoben 
und die Aufteilungsmöglichkeiten des Erzie­
hungsurlaubs zwischen Müttern und Vätern 
sowie die Möglichkeit, in dieser Zeit einer Er­
werbstätigkeit nachzugehen, verbessert. Bezie­
her kleiner und mittlerer Einkommen sowie 
Familien profitieren zudem von den Leistungs­
verbesserungen (in Höhe von über 
700 Mio . Euro) beim zuvor zehn Jahre lang 
nicht erhöhten Wohngeld. Durch Steuer- und 
familienpolitische Maßnahmen wurde eine 
vierköpfige Familie mit einem jährlichen Brut-
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toeinkommen von 30.700 Euro (60.000 DM) 
gegenüber 1998 um knapp 1.900 Euro 
(3.700 DM) entlastet. Die von Gerhard Schrö­
der vor der Wahl versprochene Entlastung von 
2.500 D M wurde deutlich übererfüllt. 

1.3 Ausbau von Arbeitnehmerrechten 

Die Belange von Arbeitnehmern und Familien 
stehen auch am Arbeitsmarkt im Zentrum rot­
grüner Politik. Wichtige Faktoren für die Mo­
tivation der Beschäftigten und damit die Leis­
tungsfähigkeit von Unternehmen sind Teilha­
be und Mitbestimmung, die Grundlage für ei­
nen fairen Interessenausgleich der Sozialpart­
ner in den Betrieben. Deshalb hat die rot-grü­
ne Bundesregierung gegen massiven und an­
haltenden Widerstand der Wirtschaft die über­
fällige Novellierung des Betriebsverfassungs­
gesetzes durchgesetzt. Ziel war es, die betrieb­
liche Wirklichkeit, die sich seit der letzten No­
velle der Regierung Brandt 1972 stark gewan­
delt hat, praxisnah und handhabbar abzubilden 
und den Sozialpartnern in den Betrieben zeit­
gemäße Gestaltungsmöglichkeiten des Mitein­
ander zu eröffnen. Obschon die Gewerkschaf­
ten bei der Novellierung der Betriebsverfas­
sung weitergehende Vorstellungen hatten (der 
D G B legte gleich zu Beginn der Legislaturpe­
riode umfangreiche Vorschläge vor), unterstütz­
ten sie die Reform der Bundesregierung. 

Auch den neuen Rechtsanspruch auf Teilzeit­
arbeit und die Abschaffung sogenannter Ket­
tenbefristungen hat die Bundesregierung ge­
gen erheblichen Widerstand der Wirtschafts­
verbände durchgesetzt. Ziel war, den Arbeit­
nehmern und ihren Familien mehr Sicherheit 
und Planbarkeit zu geben. Mit den familienpo­
litischen Entscheidungen, aber auch mit dem 
Teilzeitanspruch hat die rot-grüne Bundesre­
gierung bewiesen, dass eine bessere Verein­
barkeit von Familie und Beruf für sie weder 
folgenloses Lippenbekenntnis (wie unter Kohl) 

noch Träumerei (wie die aktuellen, unbezahl­
baren Vorstellungen der Union zu einem soge­
nannten Familiengeld), sondern zentrales Ele­
ment praktischer, an den Bedürfnissen der Men­
schen orientierter Politik ist. 

Bei der öffentlichen Auftragsvergabe im Bau-
und Nahverkehrsbereich wurde ein fairer Wett­
bewerb in den letzten Jahren zunehmend ver­
letzt: Gesetzes- und tariftreue Unternehmen 
waren gegenüber Billiglohnkonkurrenten im 
Nachteil. Deshalb hat die Bundesregierung ein 
Tarif treuegesetz auf den Weg gebracht, mit dem 
sichergestellt werden soll, dass Beschäftigte 
bei Unternehmen, die öffentliche Aufträge am 
Bau und im Nahverkehr ausführen, nicht un­
tertariflich entlohnt werden. 

1.4 Wiederherstellung 
sozialer Gerechtigkeit 

Damit sich die Arbeitnehmer auf den raschen 
Wandel der Arbeitsbedingungen ständig neu 
einlassen können, brauchen sie ein Mindest­
maß an Sicherheit. Deshalb wurde mit der Wie­
derherstellung des Kündigungsschutzes in Be­
trieben ab fünf Arbeitnehmer und der lOOpro-
zentigen Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 
schon zum l . Januar 1999 gerade jener Sozial­
abbau beseitigt, mit dem die Gewerkschaften 
im Frühjahr 1996 zum Ausstieg aus dem alten 
„Bündnis für Arbeit und zur Standortsicherung" 
gedrängt wurden. 

Das Schlechtwettergeld wurde pünktlich zum 
Herbst/Winter 1999 wieder eingeführt. Damit 
konnten zwar nicht die strukturellen und kon­
junkturellen Probleme am Bau beseitigt wer­
den, doch wurde der Anreiz verstärkt, Bauar­
beiter in der Schlechtwetterzeit weiterzube-
schäftigen. Grundlage war eine Einigung der 
Tarifvertragsparteien im Baugewerbe, die von 
den Beteiligten als „kleines Bündnis für Ar­
beit" bezeichnet wurde. Mit der Entfristung 
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des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes und der 
Einführung der Generalunternehmerhaftung 
wurde zudem der Schutz vor Lohn- und Sozi­
aldumping verbessert. 

Der Erosion der sozialen Sicherung durch zu­
nehmende Scheinselbstständigkeit und das Auf­
spalten von Normalarbeitsverhältnissen in so­
zialversicherungsfreie geringfügige Beschäfti­
gungsverhältnisse wurde - gegen erheblichen 
Widerstand von Handel, Dienstleistungsunter­
nehmen und Verlagen - Einhalt geboten. 

1.5 Beschäftigungssicherung durch 
öffentliche Investitionen 

Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur sind 
Investitionen in die Zukunft. Diesem Grund­
satz folgend hat die rot-grüne Bundesregie­
rung die Investitionen in Straße und Schiene 
auf Rekordniveau geschraubt (mit jährlich rund 
10 Mrd. Euro seit 1999). Verkehrsinfrastruk­
turinvestitionen sind der größte Investitions­
posten im Bundeshaushalt. Legt man die gän­
gige Faustformel von 12.000 bis 15.000 gesi­
cherter Arbeitsplätze je 0,5 Mrd. Euro Investi­
tionen in die Verkehrsinfrastruktur zugrunde, 
so wird deutlich, in welchem Umfang die rot­
grüne Verkehrspolitik zur Beschäftigungssiche­
rung in der Bauwirtschaft beiträgt. 

1.6 Zukunftssicherung für Bildung 
und Forschung 

Innovation, Bildung und neue Technologien 
wurden im Wahlprogramm der SPD 1998 als 
„die sozialdemokratische Antwort auf die Her­
ausforderungen des 21. Jahrhunderts" bezeich­
net. Deshalb hat die rot-grüne Bundesregie­
rung dort, wo sie zuständig ist und handeln 
kann, die Initiative ergriffen: Der Etat für B i l ­
dung und Forschung wurde wie vor der Wahl 
versprochen kontinuierlich erhöht, insgesamt 
um 16 Prozent seit 1998 - und das in einer 

Zeit notwendiger und konsequenter Haushalts­
konsolidierung. Die Aufwendungen für das 
„Meister-BAföG" wurden mehr als verdoppelt, 
damit junge Fachkräfte den Sprung in die 
Selbstständigkeit wagen. Mit der BAföG-Re-
form werden wieder mehr junge Menschen aus 
einkommensschwachen Familien die Chance 
auf ein wissenschaftliches Studium erhalten, 
nachdem ihr Anteil in den 80er und 90er Jah­
ren immer weiter gesunken ist. Gegenüber 1998 
wurden die BAföG-Ausgaben um knapp 
50 Prozent erhöht. Damit erhalten zusätzlich 
80.000 junge Menschen aus Haushalten mit 
kleinen Einkommen eine Förderung. 

1.7 Rentenreform und 
Lohnnebenkosten 

Im Wahlkampf hatte die SPD angekündigt, den 
Faktor Energie zu belasten, um den Faktor Ar­
beit zu entlasten. Das ist das der Ökosteuer 
zugrundeliegende Prinzip, das von manch ei­
nem gern verschwiegen wird. Mit den Einnah­
men aus den maßvollen und planbaren Stufen 
der Ökosteuer wurden die Lohnnebenkosten 
gesenkt - der Beitragssatz zur Rentenversi­
cherung wurde von 20,3 Prozent (1998) auf 
derzeit 19,1 Prozent verringert - und die Ren­
tenversicherung stabilisiert. 

Unabhängig von den Einnahmen für die Ren­
tenversicherung, die durch die Ökosteuer er­
zielt wurden, stand die gesetzliche Rentenver­
sicherung angesichts der demographischen Ent­
wicklung vor Finanzierungsproblemen, die eine 
grundlegende Reform des Systems notwendig 
machten. Während Blüms simple Antwort „de­
mographischer Faktor" hieß, durch den das 
Rentenniveau auf 64 Prozent gesunken wäre, 
hat die rot-grüne Bundesregierung eine zu­
kunftsweisende Reform beschlossen, die ein 
Rentenniveau von mindestens 67 Prozent lang­
fristig sichert. Dies wird erreicht, ohne die jun­
ge Generation zu überfordern. Zur gesetzli-
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chen Rentenversicherung treten die zusätzli­
chen Säulen der privaten und betrieblichen A l ­
tersvorsorge, deren Aufbau massiv vom Bund 
unterstützt wird. Bei der betrieblichen Alters­
versorgung stehen den Tarifparteien durch die 
Reform vielfältige Instrumente (neben den tra­
ditionellen Durchführungswegen auch Pensi­
onsfonds) zur Verfügung, die - gemäß einer 
Empfehlung der Partner im Bündnis für Arbeit 
- schnell genutzt wurden. In den Metall- und 
Chemie-Branchen haben Arbeitgeber und Ge­
werkschaften im letzten Herbst Einrichtungen 
zur überbetrieblichen Altersvorsorge geschaf­
fen. Insgesamt profitieren über 14 Mio. Be­
schäftigte von den gut 90 tarifvertraglichen Ver­
einbarungen zur Alterssicherung. Dass die be­
triebliche Altersvorsorge verstärkt zu einer Ge­
staltungsaufgabe gewerkschaftlicher Politik 
geworden ist, geht auch auf gemeinsame Ver­
abredungen im Bündnis für Arbeit zurück. Ver­
einzelte Unkenrufe, das Bündnis hebele die 
Tarifautonomie aus, sind inzwischen ver­
stummt. 

1.8 Aktive Gleichstellungspolitik 

Auch in der Frauenförderung hat die rot-grüne 
Bundesregierung gehandelt: Mit dem Pro­
gramm ,Frau und Beruf hat die Bundesregie­
rung ein Wahlversprechen eingelöst und gleich 
zu Beginn der Legislaturperiode eine umfas­
sende Agenda der Gleichstellungspolitik vor­
gelegt, die Schritt für Schritt abgearbeitet wird. 
Zu den umgesetzten Fördermaßnahmen gehört 
z.B. das .Gesetz zur Gleichstellung von Frau­
en und Männern in der Bundesverwaltung'. 
Für den Bereich der Privatwirtschaft haben sich 
die Wirtschaftsverbände der Bundesregierung 
gegenüber zur Frauenförderung verpflichtet. So 
sieht die Vereinbarung vom Sommer 2001 vor, 
Chancengleichheit und Familienfreundlichkeit 
in den Unternehmen zu verankern und den 
Anteil von Frauen in Führungspositionen zu 
erhöhen. Die Bundesregierung setzt auf das 

Engagement der Unternehmen und evaluiert 
die Fortschritte. Solange Erfolge zu verzeich­
nen sind, wird auf gesetzlichen Zwang ver­
zichtet. Im Unterschied zur Bundesregierung 
favorisieren die Gewerkschaften weiterhin ein 
Gesetz. 

1.9 Reformen auf breiter Front 

Weitere Projekte, mit denen die rot-grüne Bun­
desregierung den Reformstau in Deutschland 
aufgelöst hat, sind das neue integrationsför-
demde Staatsbürgerschaftsrecht, der schritt­
weise Ausstieg aus der Kernenergie unter Be­
rücksichtigung der Interessen der Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmer, das Erneuerbare-
Energien-Gesetz und das sog. „100.000 Dä­
cher-Programm. 

Allen genannten Maßnahmen der Bundesre­
gierung ist eins gemein: Sie waren politische 
Fordemngen der Gewerkschaften im Wahljahr, 
die von der rot-grünen Bundesregierung um­
gesetzt wurden. Neben der Tatsache, dass Wahl­
versprechen eingehalten wurden, lässt sich ein 
zweites Markenzeichen rot-grüner Politik aus­
machen: Arbeitnehmer und ihre Familien wur­
den ins Zentrum der politischen Arbeit gerückt. 
Insgesamt ist es der sozialdemokratisch-geführ-
ten Bundesregierung gelungen, den Zusam­
menhalt in der Gesellschaft zu stärken, Sozial­
abbau zu beseitigen und den Trend weiterer 
Umverteilung von unten nach oben umzukeh­
ren. 

2 Gemeinsame Politik im Bündnis 
für Arbeit 

Angesichts der wachsenden Komplexität der 
Wirtschafts-, Sozial- und Finanzbeziehungen 
- im nationalen Rahmen ebenso wie im Ge­
flecht der internationalen Ökonomie - kann 
ein abgestimmtes Verhalten der wirtschaftlich 
und politisch entscheidenden Akteure ein wich-
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tiger Beitrag zur Sicherung der Zukunftsfähig­
keit Deutschlands sein. Deshalb hatte Gerhard 
Schröder im Wahlkampf versprochen, Gewerk­
schaften und Wirtschaft an einen Tisch zu ho­
len und ein neues .Bündnis für Arbeit' zu ei­
nem wirtschaftlichen Reformmotor zu machen. 

1996 hatte die Kohl-Regierung das Ende des 
alten Bündnisses, das auf den 1. Vorsitzenden 
der IG Metall Klaus Zwickel zurückging, durch 
einseitige Parteinahme zugunsten der Wirt­
schaft herbeigeführt und damit die Dialogkul­
tur vor allem zwischen Gewerkschaften und 
Politik nachhaltig beschädigt. Angesichts die­
ser Ausgangslage war die schnelle Bildung des 
.Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wett­
bewerbsfähigkeit' im Dezember 1998 bereits 
der erste Erfolg. Es gibt teilweise unterschied­
liche Meinungen über die weiteren Erfolge des 
Bündnisses. So bewertet die Wirtschaft die Ab­
sprache über beschäftigungsfördemde Tarifpo­
litik, die im Januar 2000 ein Ergebnis des fünf­
ten Spitzengesprächs war, als vollen Erfolg, 
der allein im Jahr 2000 rund 600.000 neue 
Arbeitsplätze ermöglicht habe. Zwar begrüßen 
auch die Gewerkschaften den im Jahr 2000 
erreichten Beschäftigungsaufbau, doch wird die 
moderate Tarifrunde 2000 mit ihrer zweijähri­
gen Laufzeit insgesamt kritisch gesehen, da 
die Arbeitgeber z.B. beim Abbau von Über­
stunden und der Schaffung neuer Beschäfti­
gung größere Anstrengungen hätten unterneh­
men müssen. Dennoch sind Erfolge durch das 
Bündnis für Arbeit nicht von der Hand zu wei­
sen. 

2.1 Trendwende am 
Ausbildungsmarkt 

Ab Mitte der 90er Jahre gingen ausbildungs­
bereite Jugendliche zunehmend leer aus, da 
die Anzahl angebotener Ausbildungsplätze 
nicht reichte, um den Bedarf zu decken. Das 
Bündnis hat hier mit dem ,Ausbildungskon-

sens' eine Trendwende geschafft: In den Jah­
ren 2000 und 2001 überstieg die Zahl der un­
besetzten Ausbildungsstellen bundesweit die 
Zahl der noch nicht vermittelten Bewerber. 
Durch den Erfolg des Ausbildungskonsenses 
wurde auch die langjährige Debatte um eine 
Ausbildungsumlage beendet. Einen wichtigen 
Beitrag zur Reduziemng der Jugendarbeitslo­
sigkeit hat auch die IT-Offensive der Bündnis­
partner geleistet. Kurzfristig wurden die von 
der Wirtschaft zugesagten zunächst 40.000 und 
später 60.000 Ausbildungsplätze in den neuen 
IT- und Medienberufen erreicht. 

2.2 Paradigmenwechsel bei der Be­
schäftigung älterer Arbeitnehmer 

Die Erkenntnis, dass Wissen und Qualifikati­
onen die Schlüsselressourcen des neuen Jahr­
hunderts sind, ist inzwischen Allgemeingut. 
Deshalb kann es sich Deutschland immer we­
niger leisten, Qualifikationen brach liegen zu 
lassen. Das gilt insbesondere für Frauen: ih­
nen müssen bessere Chancen geboten wer­
den, um ihre hervorragenden Qualifikationen 
in den Arbeitsmarkt einzubringen. Das glei­
che gilt auch für ältere Arbeitnehmer, deren 
Fachwissen und Erfahrungen die Unterneh­
men stärker nutzen müssen. Die Erwerbsquo­
ten beider Gruppen sind in Deutschland zu 
gering. Während unsere europäischen Nach­
barn bei der Beschäftigung Älterer längst eine 
Kehrtwendung vollzogen hatten, wurde in 
Deutschland noch Ende der 90er Jahre die 
Praxis der Frühverrentung verfolgt. Das hat 
mit dazu geführt, dass heute 60 Prozent der 
Betriebe keine Mitarbeiter über 50 Jahre be­
schäftigen. Die Bündnispartner verständigten 
sich Anfang 2001 auf einen Paradigmenwech­
sel: Anstelle eines vorzeitigen Ausscheidens 
sollen Ältere länger die Chance haben, im 
Erwerbsleben zu bleiben. Als erste Folge ist 
die Arbeitslosigkeit Älterer im letzten Jahr 
überproportional gesunken. 
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2.3 Angebot und Nachfrage am Ar­
beitsmarkt zusammenführen 

Ein besonderes Problem ist der sogenannte 
,Mismatch' zwischen Arbeitsangebot und -
nachfrage, die trotz ein bis eineinhalb Mi l l io ­
nen unbesetzter Arbeitsplätze bei zugleich ho­
her Arbeitslosigkeit nicht zueinander finden. 
Deshalb haben die Bündnispartner Anfang 
2001 eine .Qualifizierungsoffensive' beschlos­
sen. Sie wird durch tarifliche und betriebliche 
Initiativen, Modernisierung von Ausbildung 
und Beruf sowie die Effektivitätssteigerung des 
arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums um­
gesetzt. Einen Beitrag zur Verbesserung der 
Qualifizierungssysteme haben die Bündnispart­
ner auch dadurch geleistet, dass seit Bündnis­
beginn insgesamt 55 Ausbildungsordnungen 
modernisiert und 18 neue Berufe geschaffen 
wurden. Früher haben sich diese Prozesse häu­
fig viele Jahre teils ergebnislos hinzogen. Des­
halb geraten die Ergebnisse schnell in den Hin­
tergrund; z.B. haben in den zehn 1999 neu 
geschaffenen Berufen bis September 2001 gut 
8.000 Jugendliche eine Ausbildung erhalten. 
Auch das ist ein Erfolg und Ausdruck einer 
neuen Dialogkultur zwischen den Sozialpart­
nern. 

2.4 Neue Chancen für Geringqualifi­
zierte und Langzeitarbeitslose 

Auch im zwischen Gewerkschaften und Wirt­
schaft umstrittenen sogenannten Kombilohn­
bzw. Niedriglohnbereich wurde gehandelt, um 
die Arbeitsmarktchancen Geringqualifizierter 
und Langzeitarbeitsloser - beides Problemgrup­
pen bei der Integration in den ersten Arbeits­
markt - zu verbessern. Die Bündnispartner ha­
ben sich auf regional begrenzte Kombilohn-
Modellprojekte verständigt. Aufgrund des er­
kennbaren Potenzials hat die Bundesregierung 
das sogenannte .Mainzer Modell ' bundesweit 
ausgedehnt. Dabei sind die verabredeten Re­

gelungen zum Kombilohn das Ergebnis eines 
Kompromisses im Bündnis für Arbeit, der für 
die Gewerkschaften gerade noch akzeptabel 
war, für die Wirtschaft aber am unteren Rand 
des Notwendigen lag. 

Aus meiner Sicht hat das Bündnis für Arbeit, 
Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit schon 
beachtliche Erfolge vorzuweisen. Der Bünd­
nisprozess ist - ähnlich wie das vielgelobte 
Bündnis in den Niederlanden, das 1982 mit 
dem Abkommen von Wassenaar begann - lang­
fristig angelegt und soll über die Legislaturpe­
riode hinaus fortgesetzt werden. Das zeigt auch 
die Organisationsstruktur mit Spitzengespräch, 
Steuerungsgruppe und Arbeitsgruppen. Bei ei­
ner Befragung im Rahmen der Zukunftsdebat­
te der IG Metall haben sich vier von fünf Be­
schäftigten positiv über das Bündnis geäußert. 
Es sei wichtig, dass Bundesregierung, Wirt­
schaft und Gewerkschaften unter diesem Dach 
zusammenarbeiten. 

3 Gesamtbilanz 

Mit der skizzierten Bilanz kann die rot-grüne 
Bundesregierung selbstbewusst vor die Wäh­
lerinnen und Wähler treten. Gerhard Schröder 
hat mit seinem kooperativen und dialogorien­
tierten - an den praktischen Bedürfnissen der 
Menschen ausgerichteten - Ansatz auf nahezu 
allen Politikfeldem den Reformstau aufgelöst. 
Z.B. die Initiative D21 und die Unabhängige 
Kommission .Zuwanderung' - jeweils mit Be­
teiligung der Gewerkschaften - sind Beispiele 
für einen neuen Politikstil. Ob befristet oder 
fest institutionalisiert - ihnen liegt das Ziel 
zugrunde, die gesellschaftlichen Akteure jen­
seits von Grabenkämpfen und Ritualen auf ge­
meinsame Modemisierungsziele zu verpflich­
ten und zu handeln. 

Gemessen an den gewerkschaftlichen Wahl­
prüfsteinen und den Versprechen der SPD im 
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Wahljahr ist das Erreichte eine gemeinsame 
Erfolgsgeschichte: Aufbau neuer Beschäftigung 
(1,15 Mio . Erwerbstätige mehr seit 1998) bei 
gleichzeitiger Reduzierung der Arbeitslosigkeit 
(Jahresdurchschnitt 1997: 4,385 Mio. , 2001: 
3,852 Mio.), Haushaltskonsolidierung (Sen­
kung der Neuverschuldung des Bundes von 
63,5 Mrd. D M im Jahr 1997 auf 22,4 Mrd. 
Euro / 43,8 Mrd. D M im letzten Jahr), weni­
ger Sozialhilfeempfänger (8 Prozent weniger 
seit 1998), Steuersenkungen vor allem für Ar­
beitnehmer, verbesserte Familienförderung und 
mehr Rechte für Arbeitnehmer und Betriebs­
räte. 

Auch die Konjunktur hat sich unter Rot-Grün 
positiv entwickelt: Die deutsche Wirtschaft 
wuchs in den Jahren 1999 bis 2001 um jahres­
durchschnittlich 1,8 Prozent gegenüber 1,3 Pro­

zent zwischen 1992 und 1998 unter der kon­
servativ-liberalen Regierung. Dabei haben fol­
gende Einflüsse eine noch günstigere Wachs­
tumsentwicklung in den letzten Jahren verhin­
dert: Zum einen dämpften konjunkturelle 
Schwierigkeiten in den U S A und Japan ab A n ­
fang 2001 die außenwirtschaftlichen Impulse 
für die deutsche Wirtschaft und trugen erheb­
lich zur aktuellen Konjunkturdelle in Deutsch­
land bei. Demgegenüber profitierte die deut­
sche Exportwirtschaft in den 90er Jahren von 
hohen US-Wachstumsraten unter Präsident 
Clinton. Zum anderen ist der Bauboom, den es 
zu Beginn der 90er Jahre vor allem in den 
neuen Bundesländern gegeben hat, seit 1996 
stark eingebrochen. So ist die Zahl der Be­
schäftigten im Bauhauptgewerbe von über 
1,4 Mio. im Jahr 1995 auf unter eine Mill ion 
im letzten Jahr gesunken. Der Abbau vorhan-
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dener Überkapazitäten im Baubereich hat das 
BIP-Wachstum allein im letzten Jahr um 
0,6 Prozent gemindert. 

Die teils geäußerten Befürchtungen bzw. Er­
wartungen (je nach Perspektive des Betrach­
ters), die SPD werde sich nach gewonnener 
Bundestagswahl von den Gewerkschaften ab­
wenden, wurden eindeutig widerlegt. Im Ge­
genteil: Das traditionelle Bündnis von Sozi­
aldemokratie und Gewerkschaften hat sich be­
währt und als Reformmotor erwiesen. Zwar 
verlief die Beziehung zwischen SPD-geführ-
ter Bundesregierung und Gewerkschaften 
nicht immer konfliktfrei, doch gehen Mei­
nungs- und Wertungsunterschiede nicht über 
das normale Maß in einer gesunden Bezie­
hung hinaus. Eins ist klar: Es gibt keinen 
Automatismus, dass Problemlösungskonzep­
te von SPD und Gewerkschaften übereinstim­
men müssen. Vielmehr haben Politik und or­
ganisierte Interessenvertretungen verschiede­
ne Aufgaben zu erfüllen. Bei der Wahrneh­
mung der jeweiligen Aufgaben ist die Schnitt­
menge gemeinsamer Ziele zwischen Sozial­
demokratie und Gewerkschaften überaus groß. 
Denn beide sind durch gemeinsame Werte ver­
bunden: Gerechtigkeit, sozialer Ausgleich, 
Freiheit und Solidarität geben Orientierung 

und dienen als Entscheidungs- und Hand­
lungsgrundlage. Während die gemeinsamen 
Werte von Sozialdemokratie und Gewerk­
schaften unveränderlich sind, müssen die Mit­
tel und Wege, um gemeinsame Ziele zu errei­
chen, immer wieder überprüft werden. Ge­
sellschaftlicher und technologischer Wandel 
sind zu gestalten, Auswirkungen getroffener 
Entscheidungen einzubeziehen. Deshalb kann 
es auch auf der Grundlage gleicher Orientie­
rungen unterschiedliche Bewertungen geben, 
die zu abweichenden Schlussfolgerungen füh­
ren. Während Gewerkschaften ihre Forderun­
gen häufig ungefiltert stellen können, muss 
die Politik bei ihren Entscheidungen immer 
im Blick haben, was machbar und zumutbar 
ist. Insbesondere bei weitreichenden Refor­
men ist es wichtig, die Unterstützung 
möglichst vieler Bürgerinnen und Bürger zu 
gewinnen. Deshalb möchte ich denjenigen in 
den Gewerkschaften, die die Gesamtbilanz 
von Rot-Grün immer wieder kritisieren, die 
Einschätzung Erhard Epplers entgegenhalten: 
die bisherige Politik der rot-grünen Bundes­
regierung ist „das Linkeste, was man mit Aus­
sicht auf Erfolg" durchsetzen konnte. 

Heinrich Tiemann ist Abteilungsleiter im Bun­
deskanzleramt, Berlin. 
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Die Mitte gewinnen -
die Mehrheit nicht verlieren 
Überlegungen zur Bundestagswahl 2002 

1 Ausgangslage 

Heinrich Tiemann hat in seinem Beitrag in­
nenpolitische Projekte größerer oder kleinerer 
Art, die die rot-grüne Regierung bislang auf 
den Weg und über die Bühne gebracht hat, aus 
Sicht der Regierungszentrale präsentiert. 
Nimmt man andere, weniger spektakuläre Ge­
setzesvorhaben noch hinzu, kann der Berliner 
Regierung und der rot-grünen Koalition 
sicherlich kein Mangel an Fleiß vorgeworfen 
werden: Sie hat in vielen Bereichen die Initia­
tive ergriffen und auch notwendige Reformen 
durchgesetzt. 

Aber neben der nach innen und außen gerich­
teten Sicherheitspolitik und Terrorismusbe­
kämpfung gibt es eigentlich nur ein wirkliches 
,Großprojekt', mit dem diese Regierung in den 
Augen einer breiten Öffentlichkeit und damit 
auch der Arbeitnehmerschaft verbunden ist: 
Das ist die Konsolidierung der Staatsfinanzen, 
die rigorose Sparpolitik und die Rückführung 
der Neuverschuldung des Bundeshaushalts auf 
Null bis zum Jahr 2004. 

2 Reformbilanz aus 
Gewerkschaftssicht 

Die Gewerkschaften haben 1998 eine Kampa­
gne geführt für einen Politikwechsel, der ei­
nen Regierungswechsel zur zwingenden Vor­
aussetzung hatte. „Für Arbeit und soziale Ge­
rechtigkeit" war das Motto dieser Kampagne. 

Sie war keineswegs nur taktischer Natur, son­
dern mit der Erwartung eines wirklichen Poli­
tikwechsels verbunden. 

Die SPD selbst hat sich den Maßstab gesetzt, 
„Innovation und Gerechtigkeit" zu verwirkli­
chen und das Thema .Arbeit' stand gleichsam 
noch als der Fokus aller ihrer Politik darüber. 
Vom rot-grünen politischen und gesellschaftli­
chen Reformprojekt war damals die Rede. Es 
sollte mehr technische und gesellschaftliche 
Innovation bringen, mehr Beteiligung sichern 
und vor allem mehr Arbeitsplätze schaffen. Die 
,Gerechtigkeitslücke', die sich in 16 Jahren 
Kohl aufgetan hatte, sollte geschlossen wer­
den. 

Was ist dem Maßstab der Gewerkschaften, was 
den selbst gesetzten Ansprüchen der SPD ge­
recht geworden? Die Bilanz ist die eine, ein 
nach vorne gerichtetes Politikkonzept die an­
dere Seite, die für ein Engagement der Arbeit­
nehmerschaft und der Gewerkschaften in der 
kommenden Wahlauseinandersetzung 2002 
wichtig sind. Ich will es mir keineswegs so 
einfach machen, die nicht erreichte Senkung 
der Arbeitslosenzahl auf 3,5 Millionen zum 
alleinigen Maßstab zur Beurteilung der Regie­
rungspolitik zu machen. Das werden die Op­
position und ihr Kanzlerkandidat noch bis zum 
Erbrechen tun. Die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer verlangen, dass wir uns seriös 
auf die Maßstäbe „Arbeit - Innovation - Ge­
rechtigkeit" einlassen. Eine realistische Bilanz, 
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die hier nur für die Wirtschafts-, Steuer- und 
Sozialpolitik gezogen werden soll, ist die Vor­
aussetzung für eine vorwärtsweisende Orien­
tierung. 

2.1 Haushaltskonsolidierung 

Das zentrale „Projekt Konsolidierung" hat zu 
Arbeit und Innovation nichts beigetragen. Es 
berührt die Gerechtigkeitsfrage insofern, als 
eine steigende Staatsverschuldung in der Re­
gel von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
sowohl durch steigende Steuerlasten als auch 
durch höhere Inflation bezahlt werden muss. 
Aber angesichts von rezessiver Entwicklung 
und steigender Arbeitslosigkeit ist es aus der 
Sicht der Gewerkschaften völlig egal, ob das 
Konsolidierungsziel 2006 oder 2008 erreicht 
wird. Und angesichts der Finanznot der Kom­
munen, des generell niedrigen Niveaus der öf­
fentlichen Investitionen und des riesigen In­
frastrukturbedarfs ist es schließlich schädlich 
für Arbeit und soziale Gerechtigkeit, an die­
sem Konsolidierungsziel nicht nur dem Grun­
de, sondern auch dem ursprünglichen Zeitplan 
nach festzuhalten. Die strukturellen Ursachen 
für Haushaltsdefizite müssen weiter vermin­
dert und beseitigt werden. Die konjunkturellen 
Ursachen auf der Einnahme- und Ausgaben­
seite müssen auch unter Inkaufnahme höherer 
Neuverschuldung bekämpft werden. Die Re­
gierung hält an dem einmal definierten Konso­
lidierungsziel offenkundig mit aller Macht fest, 
weil sie kein anderes großes politisches Pro­
jekt von entscheidender Schlagkraft hat. 

2.2 Steuerreform 

Die gewerkschaftliche Krit ik an der Steu­
erreform könnte nicht schärfer sein, als sie 
im Spiegel, im FOCUS oder in Die Woche 
nachzulesen ist. Natürlich wird dabei jetzt 
auch das übliche Spiel in Szene gesetzt, 
das Journalistinnen und Journalisten so lie­

ben: Nach dem ,Hosianna' folgt das K r e u ­
zige Ihn' - jetzt bezogen auf Hans Eichel. 
Aber es führt kein Weg daran vorbei: Die 
Krit ik an dieser Steuerreform ist berechtigt 
und von den Gewerkschaften von Anfang 
an geübt worden. Natürlich gibt es eine Ent­
lastung der Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer und ihrer Familien, aber generell 
gilt: Diese Steuerreform hat die Verteilungs­
ungerechtigkeit vergrößert, für Arbeit und 
Innovation nichts gebracht. Die Entlastung 
der Spitzenverdiener ist proportional deut­
lich höher als die bei den Beziehern von 
Durchschnittseinkommen. Und in der Tat 
haben die großen Kapitalgesellschaften sehr 
viel, mittelständische Unternehmen sehr we­
nig von dieser Steuerreform erfahren. Die 
Ökosteuer ist sicher der richtige Ansatz, das 
Problem ihre Verwendung. Sie dient nicht 
für eine nachhaltige und Arbeitsplätze schaf­
fende Modernisierung der Wirtschaft, son­
dern lediglich zur Stabilisierung bzw. Ver­
ringerung des Rentenversicherungsbeitra­
ges. 

2.3 Renten reform 

Die Rentenreform ist und bleibt innerhalb der 
Gewerkschaften mit dem Ausstieg aus der pa­
ritätischen Finanzierung der sozialen Siche­
rungssysteme verbunden. Die Gewerkschaften 
sind sehr rasch nach der Verabschiedung der 
Reform von der Kritik auf die konstruktive 
Nutzung und Gestaltung dieser zusätzlichen 
privaten Altersvorsorge umgestiegen: durch die 
Tarifverträge, die sie auf breiter Basis dazu 
geschlossen haben. Aber das Janusgesicht der 
Rentenreform bleibt. Also ist sie kein Mobili­
sierungsmotor im Blick auf eine Wiederwahl 
der SPD. Sie löst im genauso großen Umfang 
die Befürchtung des Ausstiegs aus der paritäti­
schen Finanzierung auch bei der .Reform' der 
anderen sozialen Sicherungssysteme, insbeson­
dere der Krankenversicherung, aus. 
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2.4 Bündnis für Arbeit 

Das Bündnis für Arbeit, das Gerhard Schröder 
in den Mittelpunkt seiner Politik zur Bekämp­
fung der Arbeitslosigkeit und zur Reform des 
Sozialstaates gestellt hat, bleibt hinter seinen 
Möglichkeiten zurück. Es geht überhaupt nicht 
darum, das Bündnis für Arbeit zu verurteilen. 
Ganz im Gegenteil: das Bündnis für Arbeit hat 
eine Reihe wichtiger Ergebnisse gebracht, von 
der Qualifizierungsoffensive über die Ausbil­
dungsplatzgarantie bis hin zum Job-Aqtiv-Ge-
setz. Aber es ist auch nicht zu dem Motor ei­
nes Projektes der arbeitsorientierten Reform 
von Arbeitsgesellschaft und Sozialstaat gewor­
den. Das Bündnis für Arbeit ist nicht an unein­
sichtigen und kompromisslosen Gewerkschaf­
ten, auch nicht an deren Kleinmut, gescheitert. 
Es ist daran gescheitert, dass es keine im 
Grundsatz gemeinsame Perspektive von SPD 
und Gewerkschaften über die Reform des So­

zialstaates, mehr Gerechtigkeit in der Gesell­
schaft, die Zukunft der Erwerbsarbeit und die 
Reform der Arbeitsgesellschaft gibt. Und dass 
quantifizierte beschäftigungspolitische Ziele 
oder Zielkorridore nicht nur von den Arbeitge­
ber- und Wirtschaftsverbänden radikal abge­
lehnt, sondern auch von der Bundesregierung 
weder gefordert noch unterstützt worden sind. 
Wenn es möglich ist, ein quantifiziertes Ziel , 
z.B. die Senkung der Lohnnebenkosten, zu ver­
einbaren, dann muss es im Prinzip auch mög­
lich sein, sich unter bestimmten Rahmenbe­
dingungen über quantifizierbare Ziele zur Ent­
wicklung und zum Aufbau von Beschäftigung, 
zum Abbau der Arbeitslosigkeit zu verständi­
gen. Aber selbst das im Bündnis für Arbeit 
vereinbarte „Monitoring" in dieser Frage ist 
nicht nur von den Arbeitgeber- und Wirtschafts­
verbänden, sondern auch von der Bundesre­
gierung selbst nicht ernst genommen und um­
gesetzt worden. 
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2.5 Weitere Aspekte 

Natürlich sind in einer Bilanz auch andere Ein­
zelgesetze zu berücksichtigen - von den Rück­
nahmegesetzen über die Reform der Betriebs­
verfassung bis hin zum Tariftreuegesetz. Hier 
sind unbestreitbar zum Teil wichtige Arbeitneh­
mer- und Gewerkschaftsfragen aufgegriffen und 
in Gesetze umgesetzt worden. Aber sie bleiben 
Stückwerk und sie sind nicht Ausdruck eines 
Gesamtkonzeptes einer arbeitsorientierten, ge-
rechtigkeitsmehrenden Reformpolitik. 

2.6 Fazit 

Die Bilanz einer erstmaligen rot-grünen Bun­
desregierung ist aus der Sicht von Arbeitneh­
mern und Gewerkschaften mehr als zwiespäl­
tig-

Erstens: Das Herzstück der Politik von Bun­
desregierung und Regierungskoalition ist Spar­
politik und Konsolidierung. Nicht: mehr Ar­
beit, Innovation und Gerechtigkeit. 

Zweitens: Die Steuer- und Rentenreform sind 
aus gewerkschaftlicher Sicht eher zurückhal­
tend zu beurteilen. Sie haben die Gerechtig­
keitslücke ganz sicher nicht verringert, eher 
vergrößert. 

Drittens: Es gibt viele einzelne Vorhaben, die 
Arbeitnehmerinteressen entsprechen und Ge­
werkschaftsforderungen aufgreifen. Aus ihnen 
ergibt sich aber keine Grundlage für ein ge­
schlossenes arbeitspolitisches und sozialstaat­
liches rot-grünes Reformprojekt. 

Viertens: Es besteht bei den Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern sowie in den Gewerkschaf­
ten nicht der Eindruck, als hätte die ungerech­
te Verteilung abgenommen, als sei das Ausein­
anderdriften der Gesellschaft gestoppt und als 
seien die Bemühungen um europäische und 

globale Regulierung verstärkt worden. Dass 
die Bundesregierung beim Abbau der Arbeits­
losigkeit das einer nationalen Regierung nach 
wie vor Mögliche voll ausgeschöpft hätte, lässt 
sich mit guten Gründen und gewichtigen Ar­
gumenten bezweifeln. 

3 Die Politik der Mitte 

Die Gewerkschaften werden sich wieder in die 
Wahlauseinandersetzung einmischen und ihre 
Forderungen für einen Politikwechsel formu­
lieren. Sie müssen ihre Kampagne „Für Arbeit 
und soziale Gerechtigkeit" wieder aufleben las­
sen und mit denselben Maßstäben wie 1998 
konkrete Forderungen aktualisieren. 

Die Ausgangslage für den Bundestagswahl­
kampf scheint von Seiten der SPD von zwei 
Faktoren bestimmt zu werden: einerseits soll 
Edmund Stoiber, der Kanzlerkandidat der Uni­
onsparteien, als ,Spalter' und rechter Ratten­
fänger dargestellt werden. Und andererseits hat 
Franz Müntefering in einem Strategiepapier (Ja­
nuar 2002) die Fortsetzung einer „Politik der 
Mitte" zur zentralen Wahlkampfstrategie der 
SPD erklärt. 

3.1 Stoiber ist nicht Strauß... 

Aus Sicht der Gewerkschaften kann ich nur 
davor warnen, einen reinen „Anti-Stoiber-
Wahlkampf' zu machen. Es wäre äußerst ge­
fährlich für die SPD, Stoiber nur in die rechte 
Ecke zu stellen und gleichzeitig alle gewerk­
schaftlichen und arbeitnehmerorientierten Re-
formforderungen an das Programm einer SPD-
geführten Regierung mit dem Verweis „Ihr 
wollt doch nicht Stoiber!" abwehren zu wol­
len. Stoiber ist nicht Strauß - vor allem ist er 
nicht die Skandal belastete negative Symbolfi­
gur der Bonner Nachkriegsrepublik. Stoiber 
ist ein - nach den Maßstäben, die für alle M i ­
nisterpräsidenten gelten - durchaus erfolgrei-
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eher Ministerpräsident mit einigen positiven 
und etlichen negativen Seiten. Sie müssen na­
türlich thematisiert werden. Aber ein reiner 
Anti-Stoiber-Wahlkampf, ohne positive Iden­
tifikationsmöglichkeiten mit zukunftsorientier­
ten Politikprojekten der SPD, droht bestenfalls 
zu massenhafter Wahlenthaltung, aber keines­
wegs zu ausreichender Begeisterung und Zu­
stimmung für die SPD zu führen. 

3.2 ... und „die Mitte" 
bleibt konturenlos 

Franz Müntefering stellt im Schlussabsatz des 
erwähnten Papiers zu Recht fest: „Die Politik 
der Mitte braucht Begeisterung und Rückhalt, 
Spontaneität und Ausdauer". Das Papier selbst 
schafft dafür innerhalb der Arbeitnehmerschaft 
und bei den Gewerkschaften keinerlei Grund­
lage. Es bietet keine die Identifikation fördern­
den politischen Projekte. Es enthält viele Lehr­
formeln und Absichtserklärungen, aber ohne 
sichtbare Ausrichtung auf Arbeit und soziale 
Gerechtigkeit, ohne sichtbare Anstrengungen 
in einer Welt der europäischen Integration und 
der realen Globalisierung parteiliche Schutz-
und Gestaltungsmacht für die reale gesell­
schaftliche Mehrheit zu sein. 

So wird z.B. konstatiert, dass die Globalisie­
rung zur Realität und alltäglich geworden sei. 
Aber es wird nicht reflektiert, welche Auswir­
kungen das hat und welche politische Gestal­
tung angesichts dessen notwendig ist. Es wird 
konstatiert, dass die dauerhafte Sicherung des 
Wohlstandes voraussetze, dass eine gute Zu­
kunft neu definiert und Instrumente zeitgerecht 
erneuert würden. In welche Richtung dies ge­
hen soll, bleibt aber mehr als dunkel. Und es 
wird darüber schwadroniert, dass sich in die­
sem Jahrzehnt entscheidet, welchen Weg des 
Friedens und der Freiheit die europäischen Völ­
ker in demokratischer Gemeinsamkeit gehen 
könnten und ob sie als leistungsfähige Wirt­

schaftsregion den Wohlstand sichern und aus­
bauen könnten, „auch in Konkurrenz zu ande­
ren Wirtschaftsregionen der Welt". Diese For­
mulierung öffnet dem Konkurrenzkapitalismus 
als Strategie der SPD Tür und Tor. Aber es 
wird nicht thematisiert, dass dieser Weg eben 
nicht in mehr oder weniger ruinöser Konkur­
renz der großen Wirtschaftsregionen zueinander 
beschritten werden darf, sondern in regulierter 
Kooperation zur Vermeidung von globalem 
Lohn-, Sozial- und Umweltdumping gegangen 
werden muss. 

Innovation und Gerechtigkeit werden erneut 
als Prinzipien einer Politik der Mitte formu­
liert. Aber wo und wie mehr .Gerechtigkeit' 
hergestellt werden muss und in welchen Be­
reichen Innovationen notwendig sind, wird ver­
schwiegen. Das wirtschafts- und gesellschafts­
politische Modell, das dem Papier zugrunde 
liegt, setzt allein auf Vergrößerung wirtschaft­
lichen Wachstums als Grundlage für mehr Be­
schäftigung und eine Fortführung und Verschär­
fung des Konkurrenzkapitalismus als entschei­
dende Quelle des nationalen Wohlstands. Bei 
den Prinzipien der Politik der Mitte tauchen 
„Innovation und Gerechtigkeit", „Individuali­
sierung und Zusammenhalt", „Konsens und 
Führung", „Subsidiarität und Staat" auf. Soli­
darität und Partizipation, Demokratie und Par­
teilichkeit und ähnliche Zielsetzungen fehlen. 
Die Zusammenarbeit mit Gewerkschaften wird 
an keiner Stelle hervorgehoben betont. Unter 
.solidarischem Zusammenhalt' heißt es, dass 
durch die Individualisierung auch neue For­
men solidarischen Zusammenhalts hervorge­
bracht worden seien, „gleicherweise in traditi­
onsreichen und in neuen Initiativen der Zivi l ­
gesellschaft". Gewerkschaften sind somit wohl 
auf eine „traditionsreiche Initiative der Zivi l ­
gesellschaft" reduziert. 

Uber die Rolle des Staates werden im Zusam­
menhang mit Subsidiarität weniger als banale 
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Sätze und Lehrformen genannt. Staat und Z i ­
vilgesellschaft müssten sich modernisieren. 
Uber die ganzen Sicherheitsgesetze im Zusam­
menhang der Terrorismusbekämpfung kein 
Wort - etwa, dass hier eine Regulierungswut 
sondergleichen eingesetzt hat, die in entschie­
denem Gegensatz zum Deregulierungswahn in 
anderen Bereichen steht. 

Das Programm der Mitte wartet mit einer Auf­
zählung von Leistungen auf, wobei pauschal 
behauptet wird, dass Deutschland seinen Wohl­
stand gemehrt, sich Zukunftschancen eröffnet, 
den sozialen Frieden gefestigt und seine Libe­
ralität bewiesen hat. Wo die Wohlstandsmeh­
rung in den letzten drei Jahren geblieben ist, 
wo mehr Zukunftschancen bei steigender Ar­
beitslosigkeit sind, wo sozialer Frieden gefes­
tigt ist bei sich verschärfenden Verteilungskon­
flikten - das alles ist keinen kritischen und 
nachdenklichen Halbsatz wert. Bei den aufge­
zählten politischen Initiativen und gesetzlichen 
Regelungen fehlen (zufällig?) das Betriebsver­
fassungsgesetz, der Rechtsanspruch auf Teil­
zeitarbeit, das Bündnis für Arbeit ebenso wie 
die Neuregelung der Scheinselbstständigkeit 
und das 630-DM-Gesetz. 

„Beschäftigung sichern und schaffen" als 
Schwerpunkt künftiger Politik taucht unter fer­
ner liefen auf - nach Familienpolitik, die gleich 
doppelt behandelt wird, und nach Förderung 
von Wissenschaft und Forschung sowie der 
„neuen Gründerkultur". Unter „Beschäftigung 
sichern und schaffen" wird auch gleich die 
Qualifizierung und die Reform im Bildungs­
bereich subsummiert. Das Thema „Bildung und 
Qualifizierung" ist keinen eigenen Schwer­
punkt wert. 

Zur Gestaltung der globalen Wirtschaft, zur 
Reform der entsprechenden Institutionen und 
zum Umgang mit der Globalisierung wird kein 
Wort gesagt. Es finden sich sprachliche und 

sachliche Unsinnsätze wie „Wir setzen auf ei­
nen Arbeitsmarkt, der transparent und flexibel 
sich auch am Ziel der Beschäftigung für alle 
orientiert". Ist der Arbeitsmarkt ein anonymes 
Wesen, das sich selbst irgendwie orientiert? Er 
soll sich ,auch' am Ziel der Beschäftigung ori­
entieren, worauf denn noch? Und was beinhal­
tet der ebenso ominöse Satz „Aus Versiche­
rung der Arbeitslosen muss vorrangig eine Be­
schäftigungssicherung werden"? 

In eklatantem Gegensatz zu der Absage an ein 
Gleichstellungsgesetz in der privaten Wirtschaft 
- und dieser Sachverhalt wird nicht einmal 
erwähnt - wird die Gleichstellung zum Ziel 
der Politik erklärt und fälschlicherweise auf 
die erklärte Bereitschaft der Unternehmen ge­
setzt, dieses Ziel zu unterstützen. Etwas ver­
unglückt wird aus dem Primat der Politik der 
Satz: „Wir wollen den Vorrang der Demokra­
tie vor wirtschaftlichen und materiellen Inter­
essen sichern". Kein Wort über die Demokra­
tisierung im Bereich von Unternehmen und 
Wirtschaft, in den Betrieben und Verwaltun­
gen, kein Wort auch über die demokratische 
Gestaltung der globalen Wirtschaft. 

Alles in allem ist „Die Politik der Mitte in 
Deutschland" ein nichtssagendes, mit Leerfor-
meln und teilweise Unsinnsätzen operierendes 
Dokument, ohne jede inhaltliche Konkretisie­
rung und parteiliche Orientierung künftiger 
Politik. Das ist also offenkundig die Politik 
der Mitte: beliebig und schwammig, nichtssa­
gend und nach allen Seiten offen, kaum mehr 
unterscheidbar von einem konservativen oder 
neoliberalen Politikprojekt. Anstelle der Ori­
entierung an einer realen gesellschaftlichen 
Mehrheit, deren Mitte nun einmal die Arbeit­
nehmerschaft mit ihren Familien sind, tritt eine 
vage gesellschaftliche Mitte als Orientierungs­
größe der Politik der SPD, eine Modernisie­
rungsrhetorik, die alle Optionen offen lässt und 
überprüfbare Festlegungen peinlichst vermei-
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det. Damit werden sicherlich kein begeistern­
der Wahlkampf organisierbar, Arbeitnehmer­
schaft und Gewerkschaften nicht mobilisier­
bar sein. „Politik der Mitte braucht Parteinah­
me" heißt es zu Ende des Dokuments. Dieses 
Dokument macht aber Parteinahme unmöglich. 
Es wird weder Begeisterung hervorrufen noch 
Rückhalt begründen. Es ist geeignet, bestenfalls 
Langeweile, im schlimmsten Fall Ablehnung 
und Wahlenthaltung in der Arbeitnehmerschaft 
hervorzurufen. 

4 Politische Reformprojekte 

Aus dem unveränderten Maßstab von „Arbeit 
und sozialer Gerechtigkeit" gibt es für die Ge­
werkschaften Prioritäten und Projekte, die in 
einem sozialdemokratischen Wahlprogramm 
auftauchen müssen. 

1. Die Sichemng und Schaffung von Arbeits­
plätzen, die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
müssen unverändert an erster Stelle stehen. 
Dazu gehört eine wachstumsfördernde Politik 
ebenso wie eine Aussage über Arbeitszeitpoli­
tik, die zur Arbeitsumverteilung führt. Bei der 
wachstumsfördemden Politik muss die Steige­
rung der öffentlichen Investitionen, insbe­
sondere die Verringerung der Finanznot der 
Kommunen und das Vorziehen bzw. die Vorfi­
nanzierung von Investitionen in Verbindung 
z.B. mit der EU-Osterweiterung stehen. Ent­
scheidend aber ist, dass neben einer wachs­
tumsfördernden und investitionssteigernden 
Politik auch die Arbeitsumverteilung wieder 
ihren Stellenwert in einer Politik der SPD zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit bekommt. 
Die SPD scheint die gesamte wachstumskriti­
sche Debatte der 70er und 80er Jahre, die sie 
selbst initiiert hat, entweder vergessen oder 
verdrängt zu haben. 

2. Die SPD muss ein eigenes politisches Profil 
in der Familienpolitik gewinnen. Sie muss die 

Vereinbarkeit von Beruf und Familie/Partner­
schaft, die Förderung der Frauenerwerbstätig­
keit und die Gleichstellungspolitik mit einem 
entsprechenden Gesetz an die erste Stelle rü­
cken. Hier muss eine andere Zielrichtung als 
nur der konservative Zungenschlag der ,Fami-
lienförderung' deutlich werden. In diesen Zu­
sammenhang gehört dann auch eine Arbeits­
zeitpolitik, die diese Zielsetzungen fördert, und 
die Frage der Ganztagsbetreuung nicht ver­
nachlässigt. 

3. Als weiteres wichtiges Thema muss B i l ­
dung und Qualifizierung angesprochen wer­
den. Hierzu gehört z.B. eine gesetzliche Ver­
ankerung der betrieblichen Verpflichtung zur 
Erstausbildung und zur Weiterbildung, ein Bun­
desrahmengesetz zur Weiterbildung sowie die 
Umsetzung der vielfältigen Anstöße aus der 
,Qualifizierungsoffensive', die im Rahmen des 
Bündnisses für Arbeit formuliert worden ist. 
Hierzu gehören auch klare Aussagen zur Re­
form der Gmndschule (Ganztagsschule und des 
gesamten Schul- und Hochschulsystems). Die 
SPD muss insbesondere auf die Erkenntnis re­
agieren, dass sich die Chancengleichheit im 
Bildungswesen in Deutschland in den letzten 
20 Jahren nicht verbessert, sondern eher ver­
ringert hat und Deutschland im Vergleich zu 
anderen Ländern die stärksten schichtenspezi­
fischen Barrieren in seinem Bildungssystem 
hat. 

4. Verteilungsgerechtigkeit muss einen zen­
tralen Stellenwert der Programmatik der SPD 
für die nächste Legislaturperiode einnehmen. 
In diesen Zusammenhang könnte ein Gesetz 
über Mindestlöhne in prekären Bereichen 
ebenso gehören wie eine Initiative für eine 
Vermögens- oder Erbschaftssteuer. Sie war 
im Wahlprogramm für die jetzige Legislatur­
periode zugesagt, ist aber nicht eingelöst wor­
den. Die SPD muss der Tatsache Rechnung 
tragen, dass aus der Sicht der Arbeitnehmer-
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innen und Arbeitnehmer die Verteilungsunge­
rechtigkeit größer geworden ist. Bei den Ein­
kommen und insbesondere bei den Vermögen 
hat die ungleiche Verteilung und die Konzen­
tration großer Einkommen und Vermögen in 
den Händen Weniger zugenommen. Eine wirk­
same Initiative zur Beteiligung der Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmer am Produk­
tivvermögen muss erwogen werden. 

5. Die Reform des Sozialstaates muss jetzt 
insbesondere die Gesundheitspolitik und die 
Krankenversicherung betreffen. Hier müssen 
tradierte Machtstrukturen der Arzteverbände 
und der Pharmaindustrie überwunden, ein bes­
serer Ausgleich zwischen den verschiedenen 
Kassen durchgesetzt, die strikte Trennung zwi­
schen ambulanter und stationärer Behandlung 
aufgehoben und insbesondere das Prinzip der 
paritätischen Finanzierung zwischen Arbeit­
nehmern und Arbeitgebern beibehalten wer­
den. 

In diesen Bereich gehört auch das Vorhaben, 
die Rentenversichemng zu einer Erwerbstäti­
genversicherung auszuweiten, wie es im Rah­
men der Rentenreform 2000 zugesagt wurde. 

In das Zentrum des Interesses ist inzwischen 
auch die Reform der Arbeitsmarktpolitik ge­
rückt. Hier ist mit dem Job-Aqtiv-Gesetz schon 
einiges passiert. Durch entsprechende Maßnah­
men muss die Effizienz der Vermittlungstätig­
keit der Bundesanstalt für Arbeit erhöht wer­
den. Eine generelle Privatisierung der Arbeits­
vermittlung ist dagegen abzulehnen. 

6. In einem SPD-Wahlprogramm muss eine 
Stärkung der Arbeitnehmer- und Gewerk­
schaftsrechte eine wichtige Rolle spielen. Dazu 
gehört in erster Linie die Reform des § 146 
SGB III, d.h. die Wiederherstellung eines un­
eingeschränkten Streikrechtes, und die Einfüh­
rung eines Verbandsklagerechtes für die Ge­
werkschaften. Es kann doch nicht sein, dass in 
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immer mehr Bereichen (z.B. Umwelt) Verbän­
de Klagerecht für ihre Belange erhalten, die 
Gewerkschaften aber kein eigenständiges Kla ­
gerecht bei Verstößen gegen Tarifverträge und 
Betriebsvereinbarungen haben. 

7. Die Wirtschaftspolitik und der Arbeitsmarkt 
in Ostdeutschland müssen weitere Schwer­
punkte eines SPD-Programms sein. Insbe­
sondere in den neuen Bundesländern ist ein 
Investitionsprogramm zur Verbesserung der In­
frastruktur notwendig, das auch gezielt für mehr 
Beschäftigung sorgt. Die Zahl der Ausbildungs­
plätze, gerade auch der betrieblichen, muss in 
Ostdeutschland durch geeignete Maßnahmen 
erhöht, die Abwanderung junger Menschen ge­
stoppt werden. 

8. In der Europapolitik muss ein eigenständi­
ger Akzent auf die soziale Gestaltung Europas 
gelegt werden. Dazu gehören die Sicherung 
der Arbeitnehmermitbestimmung in Betrieben 
und Unternehmen auf europäischer Ebene, das 
Drängen darauf, eine europäische Wirtschafts­
regierung einzuführen, die Verpflichtung der 
Europäischen Zentralbank auf das Beschäfti­
gungsziel und nicht nur auf die Geldwertstabi­
lität, konkrete Schritte zur Verhinderung der 
Steuerdumpings in der Europäischen Union. 
Im Blick auf den europäischen Verfassungs­
konvent muss von Seiten einer SPD-geführten 
Bundesregierung darauf gedrängt werden, Ar­
beitnehmer- und Gewerkschaftsrechte sowie 
soziale Grundrechte zu verankern und grenzü­
berschreitende Warnstreiks und Streiks zu er­
möglichen. 

9. Auch wenn die Gestaltung der Globalisie­
rung weit über die Handlungsmöglichkeiten 
einer nationalen Regierung hinausgeht, muss 
die SPD in dieser Frage politische Akzente 

setzen. Denn die Globalisierung wird von ei­
ner großen Zahl von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern als Quelle der Bedrohung von 
Arbeitsplätzen und als Ursache für die Ver­
schlechterungen von Arbeitsbedingungen ge­
sehen. Die SPD muss z.B. Vorhaben, wie die 
Einführung von Codes of Conduct unterstüt­
zen, Aussagen zur notwendigen Reform der 
internationalen Finanz- und Handelsorganisa­
tionen machen und sich etwa hinter Fordemn­
gen nach internationalen Kapitalverkehrs- und 
Devisenspekulationskontrollen stellen sowie 
die Forderung nach einer Devisenverkehrssteu­
er (Tobin Tax) unterstützen. 

10. Das Projekt einer institutionalisierten Zu­
sammenarbeit zwischen Bundesregierung, Ar­
beitgeber- und Wirtschaftsverbänden sowie 
Gewerkschaften bleibt auf der Tagesordnung. 
Die Erfahrungen mit dem Bündnis für Arbeit 
müssen dabei berücksichtigt werden. Ein neues 
Bündnis für Arbeit macht nur Sinn, wenn eine 
Verständigung über quantifizierte Ziele oder 
Zielkorridore für die Steigerung von Ausbil-
dungs- und Arbeitsplätzen mit zum Thema ge­
macht und ein Grundkonsens zwischen einer 
SPD-geführten Regierung und den Gewerk­
schaften über die Reformziele im Bereich von 
Wirtschaft, Beschäftigung, Arbeitsmarkt und 
Sozialstaat erreicht wird. 

Es gibt also genügend Projekte, die die SPD 
aufgreifen kann, um für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer bei der Bundestagswahl 2002 
attraktiv zu sein. Die SPD muss mit ihrer Wahl­
kampfstrategie die Mitte gewinnen - darf 
darüber aber die Mehrheit nicht verlieren. 

Klaus Lang ist Leiter der Abteilung 1. Vorsit­
zender beim Vorstand der IG Metall, Frank­
furt/Main. 
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Anke Hassel 

Sozialpakte 
Die deutschen Gewerkschaften im Bündnis für Arbeit 

1 Einleitung 

Den deutschen Gewerkschaften fällt ihre Rol­
le im Bündnis für Arbeit schwer. Dabei geht 
die ursprüngliche Idee eines Bündnises zwi­
schen Regierung und Tarifparteien auf einen 
Vorschlag von Klaus Zwickel auf dem Ge­
werkschaftstag der IG Metall im November 
1995 zurück. Zwickel bot damals der Regie­
rung und den Arbeitgebern einen moderaten 
Tarifabschluss an. Im Gegenzug sollten die Ar­
beitgeberverbände sich verpflichten, Arbeits­
plätze zu schaffen und die Regierung eine flan­
kierende Wirtschafts- und Sozialpolitik verfol­
gen. Die weitere Entwicklung des Bündnis für 
Arbeit stand jedoch schon bald unter einem 
ungünstigen Stem. 

Während sich die Bundesregierung im Winter 
1995/96 zunächst interessiert zeigte und bereit 
war, in Spitzengesprächen über den Gewerk­
schaftsvorschlag zu verhandeln, ebbte die Be­
geisterung auf beiden Seiten nach dem uner­
wartet guten Abschneiden der FDP in drei 
Landtagswahlen im April 1996, den Forderun­
gen des Wiitschaftsministerium unter Günter 
Rexrodt zur Deregulierung des Arbeitsmark­
tes, der Beschneidung von sozialen Sicherungs­
leistungen sowie der Kürzung der Lohnfort­
zahlung im Krankheitsfalle ab. Bereits im Som­
mer 1996 war das erste Bündnis für Arbeit an 
der Ablehnung des Sparpakets der Bundesre­
gierung durch die Gewerkschaften gescheitert. 
Die Gewerkschaften im DGB organisierten statt 
dessen eine Großdemonstration gegen die Spar­
politik der Bundesregierung. Die Arbeitgeber­

verbände hatten sich schon von jeher skep­
tisch gezeigt und stets betont, dass sie als Ver­
band keine Beschäftigungszusagen eingehen 
könnten. 

Einen prominenten Platz in der politischen Öf­
fentlichkeit erlangte das Thema dann wieder 
zwei Jahre später. Im Sommer 1998 wurde das 
Bündnis für Arbeit zu dem bedeutendsten 
Wahlkampfthema der Sozialdemokratischen 
Partei. Für die SPD, deren Spitzenkandidat 
Gerhard Schröder sich einzig an der Leistung 
des Abbaus der Arbeitslosigkeit messen lassen 
wollte, war das Bündnis für Arbeit der Schlüs­
sel zur Lösung der Beschäftigungskrise. Ge­
meinsam mit Gewerkschaften und Arbeitge­
berverbänden sollte dem Kampf gegen die Ar­
beitslosigkeit eine neue Dynamik gegeben wer­
den. Anfang 2001 schrieb der Chef des Bun­
deskanzleramts Frank-Walter Steinmeier in der 
ZEIT dem Bündnis für Arbeit eine Pionierrol­
le für die Modernisierung der Politik zu. Mo­
dernes Regieren sei heute mehr eine Frage ei­
nes innovativen Konsenses - „das Ergebnis 
einer offen und fair ausgetragenen Auseinan­
dersetzung um Standpunkte und Interessen". 
(Die Zeit, 10/2001) 

Die Gewerkschaften reagierten enthusiastisch 
und unterstützten den Wahlkampf der SPD mit 
ihrer Kampagne ,Für Arbeit und soziale Ge­
rechtigkeit' wie schon seit langem nicht mehr. 
Die traditionelle Verbindung zwischen Partei 
und Gewerkschaft, die in den letzten Jahren 
brüchiger geworden war, schien wieder aufzu­
blühen. Walter Riester, 2. Vorsitzender der IG 
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Metall, symbolisierte als Kandidat für das Amt 
des Arbeitsministers eine neue Bindung zwi­
schen einem Spitzenkandidaten, der sich als 
der Genösse der Bosse ausgab, und der Arbei­
terbewegung als der Wurzel der Sozialdemo­
kratie. 

Auf den rot-grünen Wahlsieg und das neue 
Bündnis für Arbeit folgte im Herbst 1998 ein 
reger Aktivismus. Das Bündnis wurde von Be­
ginn an mit großem Aufwand organisiert. Den 
Spitzengesprächen mit einer Runde von 
insgesamt 14 Ministem und Verbandsvorsit­
zenden wurde eine Steuerungsgruppe auf der 
Ebene der Referenten an die Seite gestellt, die 
die Positionen und Themen vorbereiten sollte. 
Nach der ersten Einigung auf eine zu bearbei­
tende Liste von Themen - von Überstunden 
bis zur Steuerreform - wurden rasch Arbeits­
gruppen unter der Federführung einzelner M i ­
nisterien ins Leben gerufen. Der Prozess sollte 
wissenschaftlich durch eine Benchmarking-
Gruppe unterstützt werden. 

Der Enthusiasmus hielt nicht an. Dies war zum 
Teil, aber nicht allein, auf das schnelllebige 
und wenig nachhaltige Vorgehen des damali­
gen Kanzleramtsministers Bodo Hombach zu­
rückzuführen. Aber auch nach dem Wechsel 
von Aktivismus zur Politik der ruhigen Hand 
im Kanzleramt fehlten greifbare Resultate. Vie­
le der im Herbst 1998 gegründeten Arbeits­
kreise haben kaum zu Ergebnissen geführt oder 
ihre Tätigkeit erst gar nicht aufgenommen. 
Manche Arbeitsgruppen beschäftigten sich 
zwischenzeitlich auch mit anderen Themen, 
wie die Arbeitsgruppe Aus- und Weiterbildung, 
die am 5. Februar 2001 eine Erklärung zur 
Bekämpfung des Rechtsextremismus verab­
schiedete.1 Die von der Bundesregierung in 
Auftrag gegebene Benchmarking-Studie der 
Wissenschaftler im Bündnis wurde aufgrund 
politisch unangenehmer Empfehlungen nicht 
mehr offiziell vom Kanzleramt entgegenge­

nommen. 2001 hat sich die Bündnisrunde ein 
einziges Mal am 4. März getroffen. Kein we­
sentliches Reformprojekt wurde bislang offi­
ziell im Rahmen der Bündnisgespräche verab­
schiedet. 

Im Vorfeld der Tarifrunde 2002 fand ein wei­
teres Treffen am 25. Januar statt. Die Arbeit­
geber forderten vorab in einem Positionspa­
pier die Einbeziehung der kommenden Ta­
rifrunde in die Bündnisgespräche sowie eine 
Reihe von Maßnahmen zur Deregulierung 
des Arbeitsmarktes. Die Gewerkschaften 
fühlten sich durch das Positionspapier und 
den Forderungskatalog über Gebühr provo­
ziert und sprachen von gezielten Angriffen 
der Arbeitgeber auf das Bündnis insgesamt. 
Die Gewerkschaften waren ohne eigene Po­
sition in das Spitzentreffen gegangen. Sie 
lehnten die Verbindung von Spitzengesprä­
chen mit Tarifpolitik ab, klagten über die 
fehlenden Erfolge auf dem Arbeitsmarkt, 
insbesondere im Hinblick auf die hohe Zahl 
der Überstunden, und drohten immer wieder 
mit dem Ausstieg aus den Bündnisgesprä­
chen. Aufgrund der gegensätzlichen Auffas­
sungen über die zu besprechenden Themen 
blieb diese Spitzenrunde ohne Ergebnis. 
Noch nicht einmal eine allgemein gehaltene 
gemeinsame Erklärung der Tarifparteien 
konnte verabschiedet werden. 

In der Substanz hat das Bündnis wenig be­
wirkt: Experten sind sich einig, dass zwar die 
aktuelle Verschlechterung der Beschäftigungs­
situation der Jahre 2001/2002 konjunkturell 
verursacht ist. Das strukturelle Problem einer 
niedrigen Beschäftigungsquote und mangeln­
den Dynamik auf dem Arbeitsmarkt wäre je­
doch auch bei besseren konjunkturellen Rah­
menbedingungen nicht gelöst. 

Ist das Bündnis also überflüssig? Hat es den 
Gewerkschaften geschadet oder eher genutzt? 
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Zur Beantwortung dieser Fragen muss zunächst 
geklärt werden, um was es in dem Bündnis 
eigentlich geht. In einem zweiten Schritt wird 
zu untersuchen sein, welche Hürden diese 
Form der Kooperation zu nehmen hat und 
warum dieses Vorhaben in Deutschland 
vergleichsweise schwierig ist. Auf dieser 
Grundlage lässt sich beurteilen, welche Mög­
lichkeiten sich in diesem Prozess für die Ge­
werkschaften bieten. 

2 Anpassung an eine harschere 
ökonomische Umwelt 

Es ist eine Ironie der Geschichte, dass die IG 
Metall heute nichts mehr von tarifpolitischen 
Absprachen wissen wi l l , nachdem sie selbst 
die Tarifpolitik in die Kanzlerrunden als Ver­
handlungsgegenstand eingebracht hat. Kanz­
lerrunden mit Vertretern der Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbänden gab es in regelmä­
ßigen Abständen bereits seit Beginn der 
1990er Jahre, um den Institutionentransfer von 
West nach Ost zu koordinieren. Allerdings 
führte erst der Bündnisvorstoß auf dem Ge­
werkschaftstag der IG Metall im November 
1995 die Tarifpolitik als Gegenstand in die­
ses Forum ein. 2 Seitdem ist die Frage der 
Lohnabsprachen der zentrale Konfliktpunkt 
zwischen den Beteiligten. Der Vehemenz, mit 
der sich Gewerkschaftsvorsitzende heute ge­
gen die Behandlung der Tarifpolitik in Bünd­
nisgesprächen wehren, steht das Bestreben der 
Arbeitgeberverbände und der Regierung ge­
genüber, eben dies zu erreichen. Für Arbeit­
geber und Regierung haben Lohnabsprachen 
einen so hohen Stellenwert, dass ein Bündnis 
ohne einen Konsens in der Tarifpolitik wenig 
Sinn macht. 

Der hohe Stellenwert, den die Tarifpolitik seit 
Mitte der 1990er Jahre im Verhältnis zwischen 
Gewerkschaften und Regierung einnimmt, hat 
mit mehreren Faktoren zu tun: 

(1) Auf der einzelwirtschaftlichen Ebene sind 
zunächst der härtere internationale Wettbewerb 
und die nachlassende Wettbewerbsfähigkeit 
deutscher Unternehmen zu nennen. Beides 
wurde schmerzhaft während der Rezession 
1991/92 deutlich, als innerhalb eines Jahres 
fast eine halbe Mill ion Arbeitsplätze in der 
verarbeitenden Industrie verloren gingen. Nicht 
nur die hohen Kosten des Lohnabschlusses von 
1991, sondern auch die durch indirekte Ar­
beitskosten geschulterten Ausgaben für die 
deutsche Vereinigung machten sich bei den Un­
ternehmen auf der Kostenseite bemerkbar. Hin­
zu kamen die ersten Auswirkungen des ver­
schärften Wettbewerbs im europäischen Bin­
nenmarkt sowie die Aufholbewegung der 
Schwellenländer, denen die Qualitätsprodukti­
on mit Hilfe von Lean-Production-Konzepten 
zunehmend besser gelang. Im internationalen 
Vergleich der Entwicklung der realen Lohn­
stückkosten hatte sich die Position Deutsch­
land bereits ab Mitte der 1980er Jahre bestän­
dig verschlechtert. Ein deutlicher Einbruch er­
folgte in der ersten Hälfte der 1990er Jahre. 
Erst ab Mitte der 1990er Jahre verbesserte sich 
die intemationale Wettbewerbsposition deut­
scher Unternehmen wieder, in vielen Fällen 
aufgrund drastischer Kostensenkungsprogram­
me im Rahmen betrieblicher Bündnisse für Ar­
beit. Der Druck auf die Arbeitskosten und die 
wilde Verbreitung von Standortsicherungsver-
einbarungen in den Jahren 1994 und 1995 wa­
ren eine wesentliche Motivation für den ersten 
Bündnisvorschlag von Klaus Zwickel. Die 
Hoffnung der IG Metall-Spitze war damals, 
dass durch eine Kostensenkung auf breiter 
Front dem betrieblichen Aufbrechen des Tarif­
korsetts entgegengewirkt werden könnte. 

(2) Ein weiterer wichtiger Grund aus Sicht der 
Regierung war die drängende Notwendigkeit 
der Haushaltskonsolidierung. Während die 
deutsche Staatsverschuldung sich im europäi­
schen Vergleich bis Anfang der 1990er Jahre 
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deutlich unter dem Durchschnitt bewegte, ver­
ursachten die deutsche Vereinigung und die 
Rezession der frühen 1990er Jahre ein rapides 
Ansteigen der Staatsverschuldung. Zwischen 
1992 und 1995 stieg der Schuldenstand, ge­
messen als Prozentsatz am Bruttosozialprodukt, 
um erstaunliche 20 Prozentpunkte an und er­
reichte 1996 seinen Höhepunkt mit 66 Pro­
zent. Das war deutlich über den Konvergenz­
kriterien der Verträge von Maastricht. Die 
Lohnpolitik steht in einem indirekten Zusam­
menhang mit der öffentlichen Verschuldung: 
Einkommenssteigerungen führen zunächst zu 
überproportionalen Aufkommen aus der Ein­
kommenssteuer aufgrund der bestehenden 
Steuerprogression. Auch die Sozialversiche­
rungssysteme profitieren zunächst von Lohn­
steigerungen. Allerdings schlagen lohnbezoge­
ne Ausgaben gleichzeitig in den öffentlichen 
Haushalten zu Buche. Der öffentliche Dienst 
wie auch die Transferleistungen aus der Ar­
beitslosen- und Rentenversicherungen sind an 
die Tariferhöhungen gekoppelt. Kommt es auf 
Grund von höheren Tarifabschlüssen zu nega­
tiven Beschäftigungseffekten, steigen die öf­
fentlichen Ausgaben deutlicher an als das lohn­
bezogene Steueraufkommen. 

(3) Das Hochlohnland Ostdeutschland drückt 
heftig auf die Arbeitsmarktbilanz. Im Zuge der 
deutschen Vereinigung wurden im Interesse der 
raschen Angleichung von Einkommensniveaus 
bei einer beträchtlich niedrigeren Produktivi­
tät hohe Arbeitsplatzverluste in Kauf genom­
men. Auch wenn dies in der Transformations­
phase und im Interesse von homogenen Le­
bensverhältnissen in Ost und West politisch 
sinnvoll gewesen sein mag, hat es langfristige 
Konsequenzen für die deutsche Tarifpolitik. Da 
für die deutschen Gewerkschaften während der 
1990er Jahre die Einkommensparität zu einem 
wesentlichen Ziel in der Tarifpolitik wurde und 
sie zumindest in der Rhetorik auch von der 
Regierung darin unterstützt wurden, musste es 

der Regierung im Interesse der Beschäftigungs­
krise in den neuen Ländern daran gelegen sein, 
Lohnzuwächse im Osten - und da kein unter­
schiedlicher Abschluss in Ost und West poli­
tisch durchsetzbar ist - wie im Westen niedrig 
zu halten. 

(4) Traditionell war Deutschland das Anker­
land im Europäischen Währungssystem und 
die D-Mark die nicht-inflationäre Ankerwäh­
rung. Allerdings änderte sich auch dieses Ver­
hältnis im Laufe der 1990er Jahre. Im Durch­
schnitt der 1990er Jahre hatten nur noch die 
traditionell notorischen Inflationsländer Itali­
en, Spanien, Portugal und als Nicht-Eurolän­
der Großbritannien und Schweden höhere 
Preissteigerungsraten als Deutschland. Die we­
sentlichen Länder im Euroraum sowie die klei­
nen nordeuropäischen Nachbarn hatten eine 
stabilere Währung als die Deutschen. War 
Deutschland schon bei der Erfüllung der Kon­
vergenzkriterien gezwungen, bei der Verschul­
dung der Italiener ein Auge mit zuzudrücken, 
da das eigene Erreichen der Konvergenzkrite­
rien nicht unbedingt gewährleistet war, galt es 
nun auch nicht mehr als Musterschüler bei der 
Geldwertstabilität. Für die noch zu erwerben­
den Glaubwürdigkeit der neuen europäischen 
Währung und der Europäischen Zentralbank 
war es für die Regierung ein wesentliches An­
liegen, lohninduzierte Inflationstendenzen zu 
vermeiden. 

Demnach liegt das wesentliche Interesse der 
Regierung an den Bündnisgesprächen an einer 
langfristigen Zustimmung der Gewerkschaften 
zur Lohnzurückhaltung. Dies wird zudem durch 
die Erfahrung anderer europäischer Länder be­
stätigt. In allen Ländern, in denen dreiseitige 
Vereinbarungen versucht wurden, ging es im 
Kem um die Vereinbarung von Lohnleitlinien 
zur Lohnzurückhaltung (Hassel 2000). Die Vor­
stellung eines erfolgreichen Bündnisses ohne 
eine Übereinkunft in der Tarifpolitik ist nach 
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allem, was wir über diese Prozesse wissen, 
naiv. Vielmehr zielen Bündnisverhandlungen 
in ihrem Kern darauf ab, dass sich Gewerk­
schaften das Zugeständnis der Lohnzurückhal­
tung im Gegenzug mit dem Entgegenkommen 
der Regierungen auf anderen Gebieten beloh­
nen lassen. Beispiele dafür sind Steuerentlas­
tungen für Arbeitnehmer, Arbeitszeitverkürzun­
gen und Beschäftigungsprogramme. 

Dabei verhalten sich auch die deutschen Ge­
werkschaften, als seien sie erfolgreiche Bünd­
nispartner. Auch in Deutschland findet im Rah­
men des Bündnisses Lohnzurückhaltung statt. 
Es gibt sogar Belege dafür, dass die deutsche 
Lohnpolitik im internationalen Vergleich seit 
Mitte der 1990er Jahre deutlich stärker zurück­
haltend ist. Während sich die Lohnentwick­
lung in allen Mitgliedsländer der E U während 
der zweiten Hälfte der 1990er Jahre stark an­
genähert hat, bleibt besonders die deutsche 
Tarifentwicklung unter dem Durchschnitt sei­
ner Nachbarländer (Schulten 2001). 

Und auch in Deutschland werden die Gewerk­
schaften durch die Einbeziehung in Reformen 
(wie z.B. die Reform des Betriebsverfassungs­
gesetzes, Zugeständnisse in der Rentenreform 
oder Anpassungen bei der Frühverrentung) be­
lohnt. Dieser politische Tausch, soweit er denn 
stattfindet, kann jedoch offiziell von den Ge­
werkschaften nicht akzeptiert werden, so dass 
zumindest in der Öffentlichkeit das Bild der 
gescheiterten Bündnisrunden bestehen bleibt. 

3 Die Schwierigkeit des 
politischen Tauschs 

Die eher heimlichen und daher begrenzten A b ­
sprachen sind für die Öffentlichkeit und damit 
auch für die Gewerkschaftsmitglieder wenig 
attraktiv und werden folglich auch von nur 
wenigen geschätzt. Es bleibt die Frage, warum 
es den Gewerkschaften schwer fällt, sich of­

fensiver mit den Kernfragen des Bündnisses 
auseinander zu setzen und die sich ihnen bie­
tende Möglichkeit der politischen Einflussnah­
me tatsächlich zu nutzen. Die Gründe dafür 
liegen in der Organisation der Tarifverhand­
lungen der Branchengewerkschaften, die ih­
nen bestimmte Verhaltensweisen nahe legen 
und eine größere Strategiefähigkeit verhindern. 

Die offensichtliche institutionelle Schranke, die 
in der Öffentlichkeit immer wieder als Begrün­
dung genannt wird, ist der hohe Stellenwert 
der Tarifautonomie. Als im Frühjahr 2001 Bun­
deskanzler Schröder auf der Handwerksmesse 
ankündigte, tarifpolitische Fragen im Bündnis 
diskutieren zu wollen, reagierte IG Metall-Chef 
Klaus Zwickel sofort: Er erklärte in einem öf­
fentlichen Brief an den DGB-Vorsitzenden Die­
ter Schulte, dass „es für die IG Metall keine 
weitere Mitarbeit im Bündnis geben" könne, 
sollte der Kanzler seine Aussage nicht zurück­
nehmen. Daraufhin erklärte der Kanzler, er 
habe nur von Impulsen für die Tarifpolitik aus 
dem Bündnis gesprochen. Die Tarifparteien sei­
en „frei und das wird auch durch das Bündnis 
nicht eingeschränkt" (Der Spiegel, 14. März 
2001). 

Allerdings ist nicht zu übersehen, dass die Ta­
rifautonomie ein hauptsächlich formales Ar­
gument ist, dessen man sich bedienen kann, 
wenn man in der Sache nicht will . Die Tarif­
parteien wären selbstverständlich auch dann 
noch frei, wenn sie ihre Tarifabschlüsse mit 
dem Kanzler vorbereiteten. Hinter den forma­
len Argumenten lassen sich andere Gründe für 
den Widerstand der Gewerkschaften vermu­
ten, tarifpolitische Themen im Bündnis zu ver­
handeln. 

Tarifpolitik findet in Deutschland auf sektora­
ler und zumeist regionaler Ebene statt. Je nach 
Branche verschieden werden Tarifverträge ent­
weder auf regionaler Ebene oder auf Bundes-
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ebene abgeschlossen. Dabei gilt, dass in Ge­
werkschaften, die vorwiegend auf regionaler 
Ebene Tarifverhandlungen führen, die Bundes­
ebene organisatorische Mechanismen entwi­
ckelt hat, Einfluss auf die Regionen zu neh­
men. In der Literatur hat ihnen das den Vor­
wurf des Zentralismus eingebracht (Müller-
Jentsch 1997). Die wichtigen Akteure in den 
Regionen wiederum bestehen im Wesentlichen 
aus den Hauptamtlichen der Gewerkschaften 
und den Betriebsräten der wichtigen Betriebe. 

So folgen die Tarifverhandlungen in der che­
mischen Industrie einem recht starr vorgege­
benen Korsett, das die Bundesebene den Be­
zirken vorgibt. Auch der Vorstand der IG Me­
tall versucht den regionalen Tarifrunden auf 
der Bundesebene inhaltliche Vorgaben zu ma­
chen und diese in den Verhandlungen auch zu 
überwachen. Den regionalen Tarifkommissio­
nen werden Empfehlungen des Vorstands über­
mittelt und Vertreter der IG Metall-Zentrale 
sind bei den regionalen Verhandlungen vor Ort. 
Der von den regionalen Tarifparteien gefunde­
ne Kompromiss muss vom Vorstand positiv 
beschieden werden. Andererseits sind die Be­
zirke bemüht, ihre Eigenständigkeit zu bewah­
ren und sind auch in der Lage, eigene Akzente 
in der Tarifpolitik zu setzen, die durch die Bun­
desebene nicht mehr revidiert werden können. 
Selbst die Bezirke in Gewerkschaften mit stär­
ker nationalen Tarifverhandlungen - wie z.B. 
innerhalb der früheren ÖTV - vermögen es, in 
innerorganisatorischen Fragen eine bedeuten­
de Rolle zu spielen. 

Insgesamt ist das Zusammenspiel zwischen re­
gionalen Gliederungen und der Bundesebene 
eher spannungsreich, wobei diejenige Ebene, 
die nicht selbst über die Tarifhoheit verfügt, in 
der Regel über formale Satzungsregelungen 
versucht, ihren Einfluss geltend zu machen, 
während die tarifvertragschließende Ebene auf­
grund ihrer Anbindung an die Betriebsräte und 

Tarifkommissionen über die Tarifpolitik die 
Positionen der Gewerkschaft maßgeblich be­
einflussen kann. Die Machtbalance der ver­
schiedenen Ebenen in den einzelnen Gewerk­
schaften wird durch dieses Zusammenspiel aus­
tariert. 

Ein Gewerkschaftsführer, der selbst nicht Ta­
rifverhandlungen führt, ist daher in der Tat nicht 
frei gegenüber dem Kanzler, offen Lohnzuge­
ständnisse zu machen, ohne Gefahr zu laufen, 
dass ihm seine betrieblichen und regionalen 
Tarifkommissionen die Loyalität entziehen. In 
der Rede auf dem Gewerkschaftstag 1995 war 
Klaus Zwickel nur deshalb in der Lage, ein 
Bündnis anzubieten, weil quer durch die Re­
publik die Betriebsräte in den deutschen Groß­
unternehmen, insbesondere in der Automobil­
industrie, mit dem Verhandeln von Standortsi­
cherungsverträgen beschäftigt waren und 
bereits teils drastische Zugeständnisse gegen­
über den Unternehmen gemacht hatten. Die 
Betriebsräte hofften, durch eine koordinierte 
Strategie mit den Arbeitgebern und der Bun­
desregierung den Dezentralisierungsdruck auf 
die Tarifverträge mildem zu können. Es gab 
eine seltene Interessengleichheit zwischen den 
Betriebsräten in den sonst so zahlungskräfti­
gen Großunternehmen und der Gewerkschafts­
spitze über eine zu empfehlende moderate 
Lohnpolitik. Klaus Zwickel konnte diese Stim­
mung für sich nutzen und einen Vorschlag an 
die Politik richten, der nicht nur der Basis sei­
ner Gewerkschaft entsprach, sondern auch in 
der Öffentlichkeit positiv aufgenommen wur­
de. 

Diese Strategiefähigkeit der IG Metall-Spitze 
ist jedoch seitdem wieder in sich zusammen 
gefallen. Zwei Faktoren spielen hierbei eine 
zentrale Rolle: Zunächst gibt es die Interes­
seneinheit zwischen Gewerkschaftsspitze und 
Betriebsräten nicht mehr, denn mit der Wie­
dererlangung der Wettbewerbsfähigkeit in der 
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deutschen metallverarbeitenden Industrie for­
dern die starken Betriebsräte wieder eine radi­
kalere Lohnpolitik ein. Gleichzeitig ist die Fra­
ge der Nachfolge von Klaus Zwickel an der 
Spitze der IG Metall als bedeutendes innerge­
werkschaftliches Thema aufgebrochen. Da sich 
die Kandidaten in den Großbetrieben profilie­
ren müssen, können sie auf der zentralen Ebe­
ne kaum den Regionen ihre tarifpolitische 
Kompetenz durch Zusagen im Bündnis streitig 
machen. 

Die Tarifrunde 2000 und ihre Verwicklung mit 
den Bündnisverhandlungen hat zudem gezeigt, 
dass die Dynamik zwischen der Gewerkschafts­
führung und den regionalen Tarifkommissio­
nen in den einzelnen Gewerkschaften unter­
schiedlich ausgestaltet ist. Als im Dezember 
1999 die Tarifparteien vom Kanzler mit dem 
Auftrag entlassen wurden, doch bitte eine ta­
rifliche Regulierung der Rente mit 60 zu fin­
den, war hinter den Kulissen die Tarifrunde 
schon lange beendet. Seit dem Herbst gab es 
bereits Absprachen zwischen den Verbänden 
in der chemischen Industrie, die zum einen 
dem Kanzler eine moderate Lohnrunde ver­
sprachen und zum anderen dafür eine Weiter­
entwicklung ihrer stark chemie-spezifischen 
Altersvorsorge im Rahmen der Reform der A l ­
tersteilzeit in Aussicht gestellt bekamen.3 In 
der Chemieindustrie ist das Verhältnis zwischen 
der Gewerkschaftsführung und den regionalen 
Tarifkommissionen erheblich enger, da der P i ­
lotabschluss eines Bezirks automatisch auf alle 
anderen übertragen wird und die Branche von 
den drei großen Chemieunternehmen BASF, 
Bayer und Aventis beherrscht wird. In deren 
Zuständigkeitsbereich finden abwechselnd die 
Pilotabschlüsse statt. 

Damit war die Absprache zwischen den Tarif­
parteien der Chemieindustrie und dem Bun­
deskanzler von zwei Besonderheiten geprägt: 
einmal von dem engen Verhältnis zwischen 

Gewerkschaft und Arbeitgeberverband und zum 
anderen von der starken Einflussnahme der 
Gewerkschaftsführung auf die formal regional 
organisierte aber tatsächlich bundesweit ver­
handelte Tarifpolitik. Diese zwei Bedingungen 
waren erforderlich, um einen politischen Tausch 
zu ermöglichen. Aus Gründen der Konkurrenz 
mit der IG Metall, die erstens keine Absprache 
mit dem Kanzler treffen konnte und sich 
zweitens in der Auseinandersetzung zwischen 
Zentrale und Bezirken mit der Debatte über 
die Rente ab 60 verheddert hatte, konnte diese 
Verabredung jedoch nicht offensiv nach außen 
als ein Erfolg der Bündnisverhandlungen ver­
treten werden. 

In der Folge hat sich ein branchenspezifischer 
Korporatismus entwickelt, bei dem die Ver­
bände der chemischen Industrie die Schlüssel­
akteure für die Bundesregierung sind. Die IG 
Bergbau-Chemie-Energie ist als einzige Ge­
werkschaft in dem Sinne bündnisfähig, dass 
sie Zusagen über tarifpolitische Leitlinien wirk­
lich einhalten kann. Die IG Metall ist dies auf 
absehbare Zeit nicht. Das bedeutet nicht, dass 
sie nicht an einem moderaten Kurs in der Ta­
rifpolitik festhalten wird. Aber sie wird nicht 
in der Lage sein, diesen Kurs als strategisches 
Pfand in die Bündnisverhandlungen einzubrin­
gen. 

Ähnliches gilt für die dritte große Gewerk­
schaft im Bündnis, ver.di. Bis zu ihrer Grün­
dung im Frühjahr 2001 waren die durch die 
Fusionsverhandlungen gelähmten Einzelge­
werkschaften kaum im Bündnis präsent. Seit­
dem ist die Gewerkschaftsführung damit be­
schäftigt, die Einzelteile der Gewerkschaften, 
insbesondere der alten ÖTV, in die neue Orga­
nisation zu integrieren. Auch in der ÖTV war 
das Verhältnis zwischen der Zentrale und den 
Landesbezirken von Spannungen geprägt. Die 
Konflikte um den Erhalt der Einflussmöglich­
keiten der ehemals mächtigen Landesverbän-



Sozialpakte 65 

de (z.B. in der Region N R W II) drohte zeit­
weilig sogar die Fusion in Frage zu stellen. 
Der ver.di Vorsitzende Frank Bsirske steht da­
her folgerichtig dem Bündnis ähnlich skep­
tisch gegenüber wie Klaus Zwickel. In seiner 
Grundsatzrede auf dem Gründungskongress 
von ver.di sprach Bsirske sich eindeutig ge­
gen Vereinbarungen zu moderaten Tarifab­
schlüssen im Bündnis für Arbeit aus: „In der 
Lohnpolitik hat sich - jedenfalls in meinen 
Augen - erneut die alte gewerkschaftliche Er­
fahrung bestätigt, dass Lohnverzicht keine Ar­
beitsplätze bringt."4 Jede andere Position ge­
genüber dem Bündnis würde den neuen Vor­
sitzenden innerorganisatorisch sofort in ver­
schiedene Konflikte mit den regionalen und 
sektoralen Untergliederungen seiner neuen 
Organisation bringen, zumal die Delegierten 
von zwei der fünf Gründungsgewerkschaften 
von ver.di (der Gewerkschaften H B V und IG 
Medien) zu einem früheren Zeitpunkt für ei­

nen Ausstieg aus dem Bündnis plädiert hat­
ten. 

Für die Verhandlungen im Bündnis ergeben 
sich daraus einige Konsequenzen: Erstens tun 
sich sowohl die IG Metall als auch ver.di sehr 
schwer, glaubhafte Standpunkte in den Ver­
handlungen einzunehmen. Zwar wissen die 
Gewerkschaften, dass das Beharren auf der Fra­
ge der Überstunden kaum zu spürbaren Erfol­
gen auf dem Arbeitsmarkt führen wird und 
zudem für ihre Mitglieder, die in der Regel 
diese Überstunden leisten, auch nicht attraktiv 
ist. Die Frage, was die Gewerkschaften im 
Tausch für Lohnzurückhaltung erhalten möch­
ten, stellt sich jedoch erst, wenn man diesen 
Tauschgedanken tatsächlich akzeptiert hat. 
Davon sind sie noch weit entfernt. 

Durch diese Situation wird der Bündnispro­
zess von den Verbänden der Chemieindustrie 
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getrieben, die jedoch im Wesentlichen entlang 
ihrer Brancheninteressen denken. Die im März 
2000 verabschiedete Reform der Altersteilzeit 
passte genau in die Programme der betriebli­
chen Altersversorgung in der chemischen In­
dustrie, war aber nicht unbedingt geeignet für 
andere Branchen. Die IG Metall hat die A l ­
tersteilzeit im Nachhinein ebenso tarifvertrag­
lich weiter ausgebaut; dies war allerdings nicht 
ihr eigentliches Anliegen. 

Was darüber hinaus den Gewerkschaften als 
Kompensation angeboten wurde, war eher zu­
fällig. Die Reform der Betriebsverfassung 
stammte aus den Schubladen gewerkschaftlich 
engagierter SPD-Parlamentarier und fand den 
Weg in den parlamentarischen Prozess. 

Der politische Prozess, der sich im Bündnis 
für Arbeit abzeichnet, ist daher ein branchen­
spezifischer, von der chemischen Industrie ge­
stalteter Tausch, der zwischen dem Vorsitzen­
den der IG B C E und dem Bundeskanzler in 
seinen Grundzügen vereinbart wird und in die 
anderen Sektoren diffundiert. 

Für die Gewerkschaften stellt sich weniger die 
Frage, ob sie weiterhin an dem Bündnis betei­
ligt werden wollen oder nicht. Grundsätzlich 
kann man unterstellen, dass selbst die Kritiker 
in den Gewerkschaften generell mehr Gestal­
tungsraum innerhalb des Bündnisses sehen als 
außerhalb. Weder die IG Metall noch ver.di 
werden sich formal aus den Bündnisgesprä­
chen verabschieden. Die Frage ist vielmehr, 
ob die Gewerkschaften ihre Strategiefähigkeit 
gegenüber den anderen Bündnispartnern stei­
gern können, um gezielter eigene Vorstellun­
gen zu entwickeln und in die Bündnisrunden 
einzubringen. 

Hier ist Skepsis angebracht: Bis heute gibt 
es in den Gewerkschaften keinen Dialog 
darüber, wie groß die Spielräume in der Ta­

rifpolitik unter den Bedingungen der Euro­
päischen Währungsunion und integrierter F i ­
nanzmärkte tatsächlich sind. Das Ziel einer 
homogenen Einkommensentwicklung aller 
Arbeitnehmer steht in einem Spannungsver­
hältnis zu dem Lohndruck aus großen Be­
trieben zu Zeiten hoher Gewinnzuwächse. 
Eine Verständigung über die unterschiedli­
chen Interessen der Beschäftigten in den ge­
beutelten Unternehmen Nordrhein-Westfa­
lens im Vergleich zu der Automobilindustrie 
in Baden-Württemberg findet weder inner­
halb der IG Metall noch zwischen den Ein­
zelgewerkschaften statt. Es herrscht nach wie 
vor die Vorstellung vor, dass die Großbetrie­
be hohe Lohnforderungen erkämpfen, von 
denen dann alle Arbeitnehmer profitieren 
können. Die tatsächliche Umsetzung hoher 
Lohnabschlüsse in wenig profitablen Unter­
nehmen durch Standortsicherungsverträge 
oder andere teils tarifwidrige Maßnahmen 
im Kontext hoher Arbeitslosigkeit ist kein 
Thema innergewerkschaftlicher Debatten, da 
es zu schnell die traditionelle Grundlage ge­
werkschaftlicher Solidarität untergräbt. Zwi ­
schen den Gewerkschaften findet kein Dia­
log über tarifpolitische Schwerpunkte statt 
sondern eine harte Konkurrenz, bei der tarif­
politische Prioritäten darüber entscheiden, 
welche der größeren Gewerkschaften den P i ­
lotabschluss einer Tarifrunde tätigt. 

Eine veränderte Form der Koordination sowohl 
innerhalb einzelner Gewerkschaften als auch 
zwischen den Gewerkschaften würde an dem 
Machtgefüge zwischen Branchen, Regionen 
und Zentrale rütteln und hätte einen großen 
Reformwillen wichtiger Akteure zur Voraus­
setzung. Der ist jedoch nicht zu erkennen. Es 
scheint vielmehr so, dass - so lange die deut­
sche Tarifpolitik diesem Muster der wenig ko­
ordinierten großbetrieblichen Lohnführerschaft 
folgt - nur wenige Spielräume für konzertierte 
Verhandlungen offen stehen. 
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Andererseits darf nicht unterschätzt werden, 
dass gerade unter den Bedingungen der Euro­
päischen Währungsunion der Bedarf an Koor­
dinierung sowohl innerhalb der Gewerkschaf­
ten als auch zwischen ihnen zur Festlegung 
lohnpolitischer Leitlinien wächst. Wenn es den 
Gewerkschaften mit der Forderung nach ei­
nem stärkeren makro-ökonomischen Dialog auf 
der europäischen Ebene ernst ist, dann müssen 
sie als erstes in der Lage sein, die Tarifpolitik 
als Verhandlungsgegenstand in diesen Prozess 
einzubringen. 

Innerhalb der Eurozone haben sich in den meis­
ten Ländern Bündnisse für Arbeit mehr oder 
weniger erfolgreich etabliert, bei denen sich 
Gewerkschaften auf Lohnzurückhaltung unter 
bestimmten politischen Bedingungen eingelas­
sen haben. In vielen dieser Länder hat sich 
dadurch die Rolle und Funktion von Tarifver­
handlungen verändert. Auf der einen Seite wird 
die Tarifpolitik durch die Vereinbarung von 
Lohnleitlinien zentralisiert, um den Regierun­
gen mehr Handlungsmöglichkeiten in der Fis­
kalpolitik zu ermöglichen. Auf der anderen Sei­
te sind in vielen Ländern auch mit vormals 
stark zentralisierten Tarifsystemen vielfältige 
Formen der Flexibilisierung und Dezentrali­
sierung in die Tarifsysteme eingefügt worden. 
In den meisten dieser Länder wird stärker zwi­
schen der politischen Verhandlung von Lohn­
leitlinien mit der Regierung, bzw. der Akzep­
tanz langfristiger Lohnzurückhaltung, und der 
betrieblichen Lohnpolitik unterschieden. 

Auch in der deutschen Tarifpolitik zeichnet 
sich ein ähnlicher Prozess einer stärkeren poli­
tischen Koordinierung von Lohnabschlüssen 
und zunehmender Dezentralisierung und Dif­
ferenzierung von tarifpolitischen Regulierun­
gen zwischen Unternehmen und Betrieben ab. 
Die Gewerkschaften werden das nicht verhin­
dern können. Um diesen Prozess gestalten zu 
können, müssten die Spitzen der beiden größ­

ten deutschen Gewerkschaften, IG Metall und 
ver.di, über eine größere Handlungsfähigkeit 
nicht nur gegenüber der Regierung sondern in 
erster Linie gegenüber ihren tarifpolitisch wich­
tigen Untergliederungen verfügen. Dafür müss­
ten sie ihre widerspenstige Basis von der Not­
wendigkeit einer politisch verhandelten Lohn­
politik überzeugen. Ob die derzeitigen Vorsit­
zenden bereit sind, die mit einem solchen Pro­
jekt verbundenen politischen Risiken einzuge­
hen, ist jedoch mehr als ungewiss. 

Anke Hassel ist Sozialwissenschaftlerin am 
Max-Planck-Institut für Gesellschaftsfor­
schung, Köln. 

Anmerkungen 

1 Die Beschlüsse der Arbeitsgruppen finden sich 
im Internet unter www.bundesregierung. de/top/ 
dokumente/Schwerpunkte/Buendnis_fuer_Arbeit/ 
Materialien. 
2 Diesen Hinweis und viele andere zur Bewertung 
des deutschen Bündnis für Arbeit verdanke ich 
Christine Trampusch. 
3 Siehe für Details Hassel (2001). 
4 Am 20. März 2001 auf dem Gründungskongress 
von ver.di in Berlin. 
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Wolfgang Schroeder 

Arbeitgeberverbände: Kontinuität und Wandel 

1 Einleitung 

Unter den Bedingungen eines koordinierten 
Kapitalismus, der auf überbetrieblichen und 
flächendeckenden Regulierungsinstrumenten 
aufbaut, benötigen die deutschen Gewerkschaf­
ten einen Gegenspieler, mit dem sie eine Art 
,Konfliktpartnerschaft' praktizieren können. 
Das wichtigste Bindeglied für diese Form der 
Kooperation ist bislang der sogenannte Flä­
chentarifvertrag. Im Gegensatz zu Ländern, in 
denen die primäre Lohnfindung auf der be­
trieblichen Ebene erfolgt, dominiert in Deutsch­
land der durch Gewerkschaften und Arbeitge­
berverbände ausgehandelte Multibranchentarif-
vertrag. Dessen Reichweite hängt nicht nur von 
der Stärke der Gewerkschaften ab, sondern 
ebenso vom Mitgliederorganisationsgrad der 
Arbeitgeberverbände. Dieser liegt traditionell 
über dem der Gewerkschaften, so dass der von 
den Gewerkschaften mitverantwortete Tarifver­
trag eine überproportional starke Ausstrahlung 
erreichen kann. Da die Gewerkschaften den 
Flächentarifvertrag bislang als wichtigstes In­
strument ihrer eigenen tarifpolitischen Hand­
lungsbasis begreifen, haben sie ein großes In­
teresse daran, dass die Arbeitgeberverbände 
über einen hohen Organisationsgrad und eine 
ausgeprägte Verpflichtungsfähigkeit gegenüber 
ihren Mitgliedern verfugen. Sollten die Arbeit­
geberverbände nicht mehr in der Lage sein, 
die für den Flächentarifvertrag notwendige In­
tegrationsleistung gegenüber den Unternehmen 
zu erbringen, würde dies zugleich fundamen­
tale Auswirkungen auf die Handlungsbedin­
gungen der Gewerkschaften haben. Darüber 
hinaus gibt es aber noch eine Fülle weiterer 

Kooperationsbezüge, die unmittelbar auf die 
Gewerkschaften zurückwirken. Darunter ist die 
Ebene der gemeinsam verantworteten Struktur 
des deutschen Berufsbildungssystems beson­
ders hervor zu heben. Das Verhältnis zwischen 
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden 
kann gewissermaßen als System kommunizie­
render Röhren gedeutet werden. 

Prägend für das deutsche Modell der industri­
ellen Beziehungen sind mitgliederstarke Ar­
beitgeberverbände, die mit dem Instrument des 
Flächentarifvertrages eine soziale Regulierung 
der Einkommensverhältnisse und Wettbewerbs­
strukturen anstreben. Seit einigen Jahren ist 
dieses Modell, insbesondere durch Dezentrali-
sierungs-, Deregulierungs- und Desorganisati­
onsprozesse, unter enormen Veränderungsdruck 
geraten. Die Zunahme von Tarif- und Verbands­
flucht, die Bildung von Arbeitgeberverbänden 
ohne Tarifbindung und das Engagement für 
normative und organisatorische Alternativen 
können als Belege für Deorganisationsprozes-
se in den Arbeitgeberverbänden gewertet wer­
den (Schroeder 1997). Damit bleibt offen, ob 
und in welcher Form die Arbeitgeberverbände 
dem Mitgliederunmut, der abnehmenden Ver­
pflichtungsfähigkeit und der Bedeutungszunah­
me alternativer Regelungskonzepte Paroli bie­
ten können und wollen. Über die Richtung die­
ser Veränderungsdynamik wird eine kontro­
verse Debatte geführt. Konsens besteht in zwei 
Punkten: Erstens, dass die Gleichzeitigkeit von 
verschiedenen Wandlungsprozessen das deut­
sche Modell vor die schwerwiegendste Her­
ausforderung seit 1945 stellt und, zweitens, 
dass aus organisationspolitischer Sicht die 
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Achillesferse des deutschen Modells weniger 
die Gewerkschaften als vielmehr die Arbeit­
geberverbände sind. 

Bis in die 1980er Jahre hinein wurde den Ar­
beitgeberverbänden auch in der Forschung eine 
erstaunliche organisatorische Stabilität attes­
tiert. So schrieb der Politikwissenschaftler von 
Alemann noch 1985, dass Wandlungstenden­
zen hinsichtlich der Organisationsform kaum 
zu beobachten seien (von Alemann 1985: 7), 
während Weber 1987 zu der Einschätzung ge­
langte, dass die Arbeitgeberverbände für den 
größten und bedeutendsten Teil der Firmen 
ebenso unersetzbar wie unverzichtbar sind (We­
ber 1987). Beide Aussagen sind heute revisi­
onbedürftig. 

Dieser Beitrag stellt Geschichte, Strukturen und 
Perspektiven der Arbeitgeberverbände in den 
Mittelpunkt: Dabei geht es, erstens, um die 
historische Dimension von Verbandsform und 
Verbändenetzwerken. In einem zweiten Schritt 
werden die organisatorischen Strukturen ana­
lysiert sowie drittens die aktuellen Probleme 
und strategischen Reaktionen auf die verän­
derten Umweltbedingungen der Arbeitgeber­
verbände. Die Arbeitgeberverbände der Me­
tall- und Elektroindustrie stehen im Zentrum 
des exportorientierten ,Modell Deutschland' 
und sind auch in der Forschung am intensivs­
ten bearbeitet worden, so dass es bei allen Son­
derentwicklungen in dieser Branche durchaus 
begründet ist, die dortige Entwicklung als em­
pirischen Referenzpunkt zur Illustration auch 
übergreifender Entwicklungen heranzuziehen. 

1 Historisch-soziologische Dimen­
sion der Arbeitgeberverbände 

Nach 1945 wurden die in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts gebildeten arbeitsteiligen 
Netzwerke von Arbeitgeber- und Wirtschafts­
verband sowie Industrie- und Handelskammer 

wieder errichtet. Im Idealfall fungieren dabei 
die Wirtschaftsverbände als Lobbying-Organi-
sation im politischen System, während die Ar­
beitgeberverbände (Erdmann 1966) als Coun­
terpart der Gewerkschaften für die Lohnfin-
dung verantwortlich sind. Als Dachorganisati­
on der Wirtschaftsverbände wirkt die Bundes­
vereinigung der Deutschen Industrie (BDI), als 
Spitzenorganisation der Arbeitgeberverbände 
die Bundesvereinigung der deutschen Arbeit­
geberverbände (BDA). Hinzu kommen der 
Zentralverband des deutschen Handwerks 
(ZDH), die öffentlichen Arbeitgeber und eine 
Vielzahl von Branchen, die nicht in der B D A 
oder dem BDI vertreten sind (Braunthal 1965; 
Mann 1994a; Mann 1994b; Burgmer 1999). 

Die 50er Jahre waren für die Arbeitgeberver­
bände ein politisches Erprobungsjahrzehnt, in 
dem sie erst langsam an Interaktionskompe­
tenz, Rollengewissheit und Interessenformu­
lierungskapazität gewannen. Im Bereich der 
Metall- und Elektroindustrie war die Phase erst 
1963 abgeschlossen, als mit der ersten Flä­
chenaussperrung die kollektive Handlungsfä­
higkeit der Arbeitgeber unter Beweis gestellt 
wurde und der Verband sich somit als gleich­
wertiger Partner für die IG Metall erwies. Bis 
in die 70er Jahre hinein konnten die Arbeitge­
berverbände ihre Mitgliedszahlen steigern und 
sich pfadabhängig weiter entwickeln. Die Po­
litik der Arbeitszeitflexibilisierung und die 
daraus resultierende Dezentralisierung der Ar­
beitsbeziehungen ließen jedoch bald erste Ris­
se in der Geschlossenheit erkennen. Der ei­
gentliche Bruch erfolgte nach der Vereinigung, 
in der tiefgreifendsten Krise des deutschen 
Modells (1992-1996). Seither werden die Ver­
teilungskonflikte (Schroeder 2000) zunehmend 
von Grundsatzproblemen hinsichtlich der Aus­
gestaltung der industriellen Beziehungen über­
lagert. Und dies nicht nur zwischen Gewerk­
schaften und Arbeitgeberverbänden, sondern 
auch zwischen den verschiedenen Untemeh-
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merfraktionen und Verbänden. Besonders dra­
matisch sind diesbezüglich die Konflikte zwi­
schen dem BDI und den Arbeitgeberverbän­
den, die sich im Kem auf die Frage der adä­
quaten Lohnfmdung konzentrieren. Dabei geht 
es dämm, ob weiterhin am Instrument des Flä­
chentarifvertrages festgehalten wird oder eher 
auf eine betriebliche Tarifpolitik gesetzt wer­
den soll. Zu einer Abschwächung dieser Kon­
flikte kam es, nachdem die gewerkschaftliche 
Vetopolitik 1996 die sozialen Einschnitte der 
Kohl-Regierung auf tarifpolitischem und 1998 
auf gesetzlichem Wege neutralisierte. Danach 
setzte ein Wechsel der Taktik auf Arbeitgeber­
seite ein, der mit der Abwahl von Kohl und der 
Etablierung des Bündnisses für Arbeit sowie 
einer günstigen personellen Konstellation in 
der verbandlichen Führungsspitze zu einer 
vorübergehenden Konsolidierung im Arbeitge­
berlager führte (dazu Burgmer 1999: 178ff.). 

2 Wandel organisatorischer 
Strukturen 

Soziologische Studien gehen von der These 
aus, dass es eine asymmetrische Verteilung von 
Ressourcen zwischen Unternehmen und Ar­
beitgeberverband gibt. Das heißt: Die Unter­
nehmen sind zur Erreichung ihrer Ziele nicht 
unbedingt auf den Verband angewiesen. Viel­
mehr stehen ihnen alternative Strategien zum 
kollektiven Interessenhandeln zur Verfügung. 
Ursächlich dafür, dass der theoretischen An­
nahme eine andere empirische Evidenz gegen­
übersteht, sind die spezifische Struktur der in­
dustriellen Beziehungen in Deutschland, se­
lektive Nutzenanreize und bestimmte Formen 
von Tradition, Gewohnheit und politisch-nor­
mativer Überzeugung. In der Zeit zwischen 
1890 und 1933 schufen die meisten Arbeitge­
berverbände ein landesweites Verbandsnetz­
werk, dass sowohl auf ehrenamtlicher wie auch 
auf professionell-bürokratischer Grundlage be­
ruhte. Kennzeichnend für diese Mischung ist 

die bis heute bestehende Trennung zwischen 
ehrenamtlichen Repräsentanten, die in der Re­
gel Eigentümerunternehmer sind, sowie einer 
mehrheitlich aus akademisch ausgebildeten Ju­
risten und Volkswirten zusammengesetzten 
Geschäftsleitung, die die laufenden Kontakte 
zu den Mitgliedern wahrnimmt. Stabilität er­
reichen die Arbeitgeberverbände auch dadurch, 
dass die Verbindungen zwischen den einzel­
nen Teilen auf einem hohen Grad an personel­
ler Vernetzung und Kontinuität basieren. 
Nahezu alle Einflussakteure nehmen gleich­
zeitig mehrere Funktionen wahr, seien es obli­
gatorische Doppelfunktionen in verschiedenen 
regionalen und nationalen Gremien oder in an­
deren bedeutenden Unternehmerorganisatio­
nen. 

Für das Verhältnis zwischen der Geschäftsfüh­
rung des Arbeitgeberverbandes und den Mit­
gliedsunternehmen ist ein gewisses Maß an 
Misstrauen konstitutiv. Zurückzuführen ist dies 
insbesondere darauf, dass Arbeitgeberverbän­
de Zusammenschlüsse von Konkurrenten sind, 
die unterschiedlich weitreichende Handlungs­
möglichkeiten haben, um ihre Partialinteres-
sen zu verfolgen. Dies wirft die Frage auf, wie 
angesichts dieser asymmetrischen Machtver­
teilung und des unternehmerischen Strebens 
nach Handlungsautonomie überhaupt verband­
liches Handeln zustande kommt? Dabei wird 
hier von der These ausgegangen, dass weder 
die politische Gegnerschaft zu den Gewerk­
schaften noch der arbeitsmarktpolitische Inter­
ventionismus des Staates hinreichende Grün­
de für ein dauerhaftes, gemeinsames, integra-
tives und autonomiebeschneidendes Vorgehen 
sind. Eine Klammer bilden in diesem Zusam­
menhang normative Gemeinsamkeiten und Vor­
stellungen im politischen und kulturellen Be­
reich zwischen den Mitgliedern, die sich die 
Verbände durch Aufgreifen und Artikulation 
zur Erhöhung ihrer Attraktivität nutzbar ma­
chen. Nicht ausser Acht zu lassen ist die über 
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viele Jahre hinweg gewachsene gesellige D i ­
mension verbandlicher Kultur, in der eine ex­
trafunktionelle verbandliche Integrationskapa­
zität bestand. Daneben bieten die Verbände se­
lektive Anreize zur Mitgliedschaft. Dies diente 
v.a. dem Ziel, gegenüber den Mitgliedern an 
eigenständigem Gewicht zu gewinnen (Trax­
ler 1986: 147ff.). Hinzuweisen ist hier insbe­
sondere auf die Beratung, die tarifgestaltende 
Arbeit und die Streikversicherung. 

Um die strukturelle Misstrauenssituation zwi­
schen Mitgliedern und Verbandsführungen zu 
minimieren und verbandliche Autonomisie-
rungstendenzen einzugrenzen (ebenda 1986: 
31), präferieren die Arbeitgeberverbände ei­
nen „strengen Dualismus zwischen politisch 
verantwortlichen ehrenamtlichen Vorstandsmit­
gliedern und weisungsgebundenen hauptamt­
lichen Geschäftsführern" (Streeck 1972: 142). 
Die Geschäftsleitung sollte von einer nichtpar­
teiischen Persönlichkeit, die quasi als neutrale, 
treuhänderische Instanz von den konkurrieren­
den Mitgliedern akzeptiert wird, ausgeübt wer­
den. Den Posten des angestellten Geschäfts­
führers bekleideten zumeist Rechtsanwälte, die 
auch im Geschäftsleben als vertrauliche Agen­
ten im Umgang mit ihnen anvertrauten Inter­
essen betrachtet wurden (Waarden 1992: 154). 
Die politische Verbandsführung, die bis heute 
als sogenanntes Ehrenamt angesehen wird, leg­
te man in die Hände agierender Unternehmer, 
die von den getroffenen Entscheidungen im 
gleichen Maße betroffen sein sollten wie die 
übrigen Mitglieder. Durch das dualisierte Ver­
tretungskonzept soll also ein hohes Maß an 
Deckungsgleichheit der Verbandspolitik mit 
den Interessen der Mitglieder erreicht und sol­
len somit Legitimitätsprobleme verbandlichen 
Handelns minimiert werden. 

Damit die Inhaber des Wahlamtes die hohen 
Ansprüche an sie einlösen können, müssen 
mindestens zwei zentrale Voraussetzungen be­

stehen: Einerseits müssen sie hinreichend ab­
kömmlich sein, und andererseits hinreichend 
kompetent, um durch präzise Entscheidungen 
die Arbeit der Geschäftsführer kontrollieren zu 
können (Streeck 1972: 142). Mit der im 19. 
Jahrhundert getroffenen Option für ein duales 
System der Repräsentation haben die Arbeit­
geberverbände nicht nur die Vertrauensdimen­
sion der Verbandsarbeit gestärkt, sondern auch 
eine strukturelle Asymmetrie zwischen Ver­
bandspräsident und Geschäftsführer gelegt, die 
zu latenten oder offenen Spannungen oder 
Machtungleichgewichten führen kann. In der 
Regel besitzen die Geschäftsführer den struk­
turellen Vorteil, dass sie präsenter sind und 
mehr Kontakte pflegen können. Dadurch kann 
sich eine Steuerungsüberlegenheit herausbil­
den, die den demokratisch-vertrauensbilden­
den Anspruch des dualen Repräsentationssys­
tems konterkariert. 

3 Mitgliederschwund: 
Ursachen und Auswirkungen 

Die wichtigsten aktuellen Probleme, die die 
Handlungsfähigkeit der Arbeitgeberverbände 
beeinflussen, liegen auf der Ebene des ausster­
benden Stammkunden (Mitgliederproblematik), 
des eigenen Führungspersonals und der politi­
schen Strategie. 

3.1 Die Bedeutung mitgliedsstarker 
Arbeitgeberverbände 

Dass der Verbandsbeitritt von Individuen nicht 
selbstverständlich ist, zeigt sich in Deutsch­
land besonders deutlich seit den 90er Jahren. 
Es ist den Arbeitgeberverbänden bisher 
jedenfalls nicht gelungen, neue Integrations­
strategien im Rahmen der Tarifautonomie zu 
finden. Indem sie selbst die konzeptionelle He­
gemonie einer neoliberalen Individualisierungs-
strategie forcierten und sich gleichzeitig als 
Opfer einer übermächtigen Gewerkschaft stili-
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sierten, haben sie den Prozess der Mitglieder­
erosion teilweise sogar vorangetrieben. 
Insgesamt trug ihr Verhalten jedenfalls nicht 
dazu bei, ihre Attraktivität zu stärken und eine 
reformorientierte Veränderung der Verhältnis­
se zu bewirken. Gegen Ende des 20. Jahrhun­
derts werden Verbands- und Tarifflucht als schi­
cke Formen des modernen, unkonventionellen 
und globalisierungstauglichen Personalmange-
ments gehandelt. Welches Ausmaß diese Poli­
tik bereits gewonnen hat, davon vermittelt nicht 
nur die politische und publizistische Debatte 
einen Eindruck, sondern ebenso die mitt­
lerweile regelmäßig angebotenen Seminare, in 
denen Hilfen zur Tarif- und Verbandsflucht ge­
gen hohe Gebühren vermittelt werden. 

Trotz methodischer Probleme bei der statisti­
schen Erfassung lässt sich konstatieren: Der 
Mitgliederorganisationsgrad der westdeutschen 
Arbeitgeberverbände geht seit etwa zwei Jahr­
zehnten kontinuierlich zurück (siehe dazu die 
jeweiligen Statistiken der Gesamtmetall). Be­
zogen auf die Betriebe lag der Mitgliederorga­
nisationsgrad in der westdeutschen Metallbran­
che 1964 bei etwa 65 Prozent, 1984 bei 56 
Prozent, 1994 bei 43 Prozent und 1998 bei 34 
Prozent. Ein wichtiger Faktor zur Erklärung 
dieser Entwicklung ist im Wandel der Betriebs­
strukturen zu suchen: Es gibt nämlich im Zeit­
verlauf mehr Betriebe und diese haben in der 
Regel eine wesentlich kleinere Beschäftigten­
zahl. Während der Mrg/j'ederorganisationsgrad 
in Westdeutschland deutlich gesunken ist, kann 
für die letzten zehn Jahre ein relativ stabiler 
ßesc/wYft'g/enorganisationsgrad konstatiert wer­
den. Der Beschäftigtenorganisationsgrad pen­
delte im Zehnjahreszeitraum zwischen 64,4 und 
69,6 Prozent und hatte 2000 mit 63,3 Prozent 
etwa ein Niveau, das dem von 1991 entspricht. 
Dieser Indikator ist für die Gewerkschaften 
sehr bedeutsam, weil sich darin die rechtliche 
Geltungskraft des Flächentarifvertrages abbil­
det. 

Ein Blick auf die Empirie lässt folgenden 
Schluss zu: Kleinere und mittlere Unterneh­
men haben sich weitaus stärker aus den ge­
meinsamen Verbänden zurückgezogen als gro­
ße Unternehmen. Aufgrund der wachsenden 
Asymmetrie in der Mitgliederstruktur zwischen 
Groß und Klein besteht die Gefahr, dass das 
Bündnis zwischen den verschiedenen Größen­
klassen der deutschen Industrie geschwächt 
wird und schließlich sogar zerbrechen kann. 
Verlierer dieser Entwicklung wäre an erster 
Stelle die deutsche Großindustrie, die sich nicht 
mehr hinter den niedrigen Durchschnittswer­
ten einer gesamtwirtschaftlich orientierten Ta­
rifpolitik verstecken könnte. Ging man ur­
sprünglich noch davon aus, dass die Verbands­
austritte mehrheitlich auf ökonomische Unzu­
friedenheiten zurückzuführen sind, so muss die­
se These angesichts der im Querschnitt günsti­
gen wirtschaftlichen Entwicklung der deut­
schen Metall- und Elektroindustrie seit 1996 
relativiert werden. 

Traditionell werden drei Faktoren angeführt, 
die den Grad der Verbandsbindung maßgeb­
lich determinieren: Erstens der gewerkschaft­
liche Organisationsgrad im Betrieb, zweitens 
die Betriebsgröße und drittens das Alter der 
Firma. Dementsprechend sind kleine und jun­
ge Firmen mit geringem gewerkschaftlichen 
Organisationsgrad in Arbeitgeberorganisatio­
nen deutlich unterrepräsentiert. Das genannte 
Faktorenbündel lässt zwar Rückschlüsse auf 
die Organisationsneigung zu (also die Wahr­
scheinlichkeit eines Beitritts oder Verbleibs), 
sagt aber nur wenig über die Gründe des Mit­
gliederschwunds aus. Hier kommen stichpro­
benartige Uberprüfungen zu dem Ergebnis, 
dass 40 bis 50 Prozent des Mitgliederschwunds 
aufgrund von Liquidationen/Insolvenzen erfol­
gen, ca. 25 bis 30 Prozent aufgrund einer defi­
nierten Unzufriedenheit mit der Tarifbindung 
und ca. 20 bis 25 Prozent aufgrund von sonsti­
gen, nicht näher bestimmten Motiven. 
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Der niedrige Organisationsgrad in den neuen 
Ländern (gegenüber den alten Ländern) er­
klärt sich vor allem dadurch, dass im Osten 
weniger Großbetriebe zu finden sind - der 
Organisationsgrad bei Betrieben über 500 Be­
schäftigten ist zwischen Ost und West nahezu 
identisch - und die Kleinbetriebe weit weni­
ger stark auf eine verbandspolitische Traditi­
on zurückblicken können. Ein weiteres Sor­
genkind sind Unternehmen im industriena­
hen Dienstleistungsbereich. Allein durch Sat­
zungsänderungen, womit die organisations­
politische Zuständigkeit für diesen Bereich 
deklariert wird, lassen sich diese Unterneh­
men nicht für eine Mitgliedschaft gewinnen. 
Ahnlich wie bei den Gewerkschaften tum­
meln sich auf diesem Gebiet einige Konkur­
renten, die sich nicht nur als Ansprechpart­
ner, sondern auch als Interessenorganisation 
der industrienahen Dienstleistungsunterneh­
men piazieren wollen - bisher allerdings mit 

geringem Erfolg. Mit Blick auf die neuen Be­
triebe im industrienahen Dienstleistungsbe­
reich lassen sich in den Arbeitgeberverbän­
den zwei Positionen finden: Die Vertreter von 
strategischer Verbandsmacht im industriellen 
Bereich, die im Lager der Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverbände nicht als traditionalisti­
scher Resteverein verstanden werden wollen, 
versuchen durch die Einbindung der indus­
trienahen Betriebe den Flexibilisierungsdruck 
auf die Gewerkschaften zu erhöhen. Die zwei­
te Position wird von jenen vertreten, die kei­
ne Chance sehen, solche Unternehmen, die 
eine gänzlich andere Kultur und Marktbedin­
gungen besitzen, in die etablierten Arbeitge­
berverbände einzubinden. Gemeinsam ist bei­
den Positionen, dass sie zumindest verbal den 
industrienahen neuen Markt dafür benutzen, 
um die Antiquiertheit des Status quo zu kriti­
sieren und in der Flexibilisierung weiter vor­
anzukommen. 
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3.2 Flexibilisierung der Verbands­
mitgliedschaft 

Eine Gefahr besonderer Art für die Arbeitge­
berverbände sind ihre zum Teil selbst zu ver­
antwortenden Konkurrenzverhältnisse. Dazu 
gehören neben privaten Beratungsgesellschaf­
ten, die den Unternehmen ihre Kompetenzen 
zur Gestaltung arbeitspolitischer Probleme zur 
Verfügung stellen, auch die Wirtschaftsverbän­
de. So bringt sich schon seit einigen Jahren 
der Verband Deutscher Maschinen- und Anla­
genbau e.V. ( V D M A ) mit eigenen öffentlich 
vorgetragenen Positionsbestimmungen zur Ta­
rifpolitik ein. Im Gegensatz zu den Arbeitge­
berverbänden insistieren viele Wirtschaftsver­
bände offensiv für eine Neudefinition des 
Günstigkeitsprinzips und einer entsprechenden 
Öffnung des § 77,3 BetrVG. 

Die Arbeitgeberverbände verfolgen seit Anfang 
der 1990er Jahre eine explizite Doppelstrate­
gie: Einerseits geht es ihnen um eine Dezent­
ralisierung, Differenzierung und Flexibilisie­
rung der tariflichen Regelungsmuster, die sie 
auf dem tarifvertraglichen Weg durchzusetzen 
versuchen. Andererseits setzen sie auf eine Fle­
xibilisierung der Verbandsmitgliedschaft. Letz­
teres soll die Unzufriedenheit in der eigenen 
Mitgliedschaft darüber, dass die Flexibilisie­
rung hinter den selbst gesteckten Zielen zu­
rückbleibt, auffangen, ohne finanzielle Nach­
teile für den Verband hinnehmen zu müssen. 
Denn: Durch den Wechsel eines Betriebes vom 
Tarifträgerverband in einen Arbeitgeberverband 
ohne Tarifbindung hat der Verband meist kei­
ne finanziellen Nachteile und die innerverband­
lichen Kritiker können so ruhig gestellt wer­
den. Darüber hinaus läßt sich mit der Existenz 
dieses Verbandes zusätzlicher Druck auf die 
Gewerkschaften ausüben, wovon die Arbeit­
geberfunktionäre mittlerweile regelmäßig vor 
und während der Tarifrunden Gebrauch ma­
chen. Für die einzelnen Betriebe bietet der 

Wechsel die Chance zu einer neuen Form der 
Tarifflucht, ohne auf die Beratung und Hilfe 
des Arbeitgeberverbandes verzichten zu müs­
sen. Mit der Errichtung von OT-Mitgliedschaf-
ten versucht man die Verbandsmitgliedschaft 
so zu flexibilisieren, dass einerseits die zah­
lungskräftige Mitgliedschaft erhalten wird, 
andererseits eine gewissermaßen menühafte 
Auswahl zwischen verschiedenen Formen der 
Verbandsmitgliedschaft möglich ist. 

Die meisten Arbeitgeberverbände haben in den 
letzten Jahre mit dem Sonderkündigungsrecht 
eine weitere Fluchtoption aus den Tarifverträ­
gen entwickelt. Die Debatte um eine schnelle 
Kündigungsmöglichkeit zieht sich seit Anfang 
der 1990er Jahre durch das Arsenal möglicher 
Reaktionen auf die Politik der IG Metall. Poli­
tisch relevant wurde dieses Projekt erstmals 
im Zusammenhang mit der Debatte über die 
32-Stunden-Woche in der IG Metall. 1999 ha­
ben viele Regionalverbände durch eine Sat­
zungsänderung die Möglichkeit geschaffen, 
dass Unternehmen unmittelbar nach Nennung 
einer unliebsamen Gewerkschaftsforderung 
bzw. kurz vor Abschluss eines aus ihrer Sicht 
inakzeptablen Tarifvertrages den Verband ver­
lassen können. 

3.3 Tarifpolitische Beruhigung im 
Schatten des ,Bündnis für Arbeit' 

Gerade weil die Autonomie der Arbeitgeber­
verbände gegenüber ihren Mitgliedern relativ 
gering ist, und sich in ökonomischen Krisen­
zeiten noch weiter verengt, müssen seitens 
der Verbandsführungen besondere Anstren­
gungen unternommen werden, um Deutungs­
macht als Voraussetzung für Handlungs- und 
Integrationsfähigkeit zu erreichen. Auf der ide­
ologischen Seite erschwert die Nichtexistenz 
überzeugender Deutungsangebote die positi­
ve Bewältigung dieser Herausforderung. Die 
vorhandene Legitimationslücke beschleunigt 
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nicht nur den Legitimitätsverlust verbandli­
chen Handelns im allgemeinen. Konkret re­
duziert sie die Felder, auf denen der Verband 
aktiv werden kann, und schränkt zudem die 
Handlungsspielräume erheblich ein. Auf or­
ganisatorischer Seite verhindern die Interes­
sendivergenzen zwischen Regionalverbänden 
sowie zwischen Regionalverbänden und Dach­
verband Reformmaßnahmen der Organisati­
on. Mit der deutschen Einheit ist zudem ein 
wichtiges Element ihrer eigenen normativen 
Integrationsideologie - der Antikommunismus 
- weggefallen. Während es schon immer in­
terne Integrations- und Koordinierungsproble­
me zwischen verschiedenen Verbandsebenen 
gegeben hat, treten seit einigen Jahren massi­
ve Integrationsprobleme gegenüber den Mit ­
gliedern in den Vordergrund. Die Bearbeitung 
dieser Problematik ist angesichts unzureichen­
der Integrationsideologien und gleichzeitig 
forcierter Orientierung an neoliberalen Pol i­
tikmustern sowie einer Individualisierung im 
Kontext von Generationenwechsel schwieri­
ger denn je geworden. 

Mit welchen Strategien suchen die Verbände 
diese Herausforderung anzugehen? Seit den 
90er Jahren dominieren Appelle nach mehr 
Dezentralisierung, Flexibilisierung und Dif­
ferenzierung. Den Betrieben soll nicht nur 
mehr Kompetenz in der Arbeitszeitgestaltung, 
sondern auch in der Entlohnung zugebilligt 
werden und diese soll stärker an das Betriebs­
ergebnis gebunden werden. Flankiert wird die­
ser Kurs durch den Versuch, die Konfliktfä­
higkeit der Gewerkschaften abzubauen. Das 
zentrale Schlagwort, auf dessen Grundlage 
dieser Prozess angebahnt worden ist, lautet: 
,Neue Partnerschaft'. Mit diesem Konzept sol­
len die ordnungspolitischen Problemlagen, die 
durch eine verstärkte Verlagerung tarifpoliti­
scher Entscheidungskompetenz auf die be­
triebliche Ebene verbunden sind, kompensiert 
werden. In diesem Konzept verbirgt sich aber 

auch die Einsicht, dass in einem polarisier­
ten Vorgehen die angestrebten Ziele eher ge­
fährdet denn gefördert werden. Die neue Stra­
tegie läuft auf eine konsensuale Ergebnisori­
entierung im Schatten des Bündnisses für Ar­
beit hinaus. Mit der Einrichtung eines von 
Arbeitgeberverband und Gewerkschaft getra­
genen , Versorgungswerks' zur Gestaltung der 
zusätzlichen betrieblichen Alterssicherung so­
wie weiteren gemeinsamen Agenturen, wie 
bspw. im Bereich der Weiterbildung, sucht 
man die Interessen der Sozialpartner stärker 
zu verzahnen. 

3.4 Innere Konzentration, Fusion, 
gemeinsame Arrangements 

Die Strategie der Gewerkschaften ist nicht 
gleichgültig für die Arbeitgeberverbände. 
Eine wichtige organisationspolitische Basis 
für das Vorgehen der Verbände liegt in den 
komplementären Organisationsstrukturen und 
der darin angelegten Zentralisierungsfähig­
keit. Zwar sind beide Akteure grundsätzlich 
in der Lage, Entscheidungen auf die zentra­
le Ebene zu verlagern. Gleichwohl ist diese 
Fähigkeit angesichts einer voneinander ab­
weichenden Ressourcenverteilung zwischen 
den Regionen und der Zentrale unterschied­
lich ausgeprägt. Um gegenüber der zentral 
gesteuerten Regionalisierung der IG Metall 
handlungsfähiger zu werden, versuchen die 
Arbeitgeberverbände seit einigen Jahren, eine 
Konzentration der Kräfte zu bewirken. So 
reagierte man auf das Tarifergebnis nach dem 
Bayernstreik des Jahres 1995 mit der E in ­
richtung einer zentralen Verhandlungskom­
mission. Mit dem Tarifergebnis des Jahres 
2000 (Abschluss unterhalb des Verteilungs­
spielraumes; zweijährige Laufzeit) sah man 
sich in dieser Strategie bestätigt. Maßgeb­
lich dafür waren Strategie- und Koordinie­
rungsprobleme auf Seiten der IG Metall so­
wie eine erfolgreiche Domestizierung der 
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inneren Konkurrenzkämpfe zwischen den re­
gionalen Arbeitgeberverbänden. Um ihre in­
nere Heterogenität weiter abzubauen, wird seit 
vielen Jahren bereits die Fusion von Regio­
nalverbänden angestrebt. 

3.5 Politisches und personelles Profil 

Unter personalpolitischen Gesichtspunkten 
fallen drei Entwicklungen auf. Erstens besteht 
in der Nach-Kohl-Ara wieder eine engere per­
sonelle Verbindung zwischen den Arbeitge­
berverbänden und der C D U . Am deutlichsten 
wird dies an der Person Reinhard Göhner. Er 
wirkt in Personalunion als Hauptgeschäfts­
führer der B D A , als Mitglied des Steering-
Komitees des Bündnisses für Arbeit und als 
Mitglied der C D U / C S U Bundestagsfraktion. 
Durch ihn ist der Personal- und Informati­
onsaustausch zwischen der Union und den 
Arbeitgeberverbänden verbessert worden. 
Zweitens deutet einiges daraufhin, dass sich 
die Führungsproblematik in den Arbeitgeber­
verbänden entschärft. In verschiedenen Regi­
onalverbänden der Metallarbeitgeber wurde 
in den vergangenen Jahren kein aktiver Un­
ternehmer für das Amt des Verbandspräsiden­
ten gefunden. Besonders brisant war, dass 
durch Werner Stumpfe 1996 das etablierte 
Prinzip der dualen Führungsstruktur kurzfris­
tig zur Disposition gestellt wurde: Zwischen 
1996 und 2000 vereinte er in seiner Person 
das Amt des Hauptgeschäftsführers und des 
Präsidenten. Die negativen Erfahrungen mit 
dieser Konstruktion führten dazu, dass mit 
seinem Abgang wieder das Prinzip der Äm­
tertrennung hergestellt wurde. Drittens voll­
zieht sich derzeit ein beschleunigter Genera­
tionenwechsel. Die ,Kirchner-Generation' 
welche bis zum Ende des Jahrtausends das 
Geschehen in den Arbeitgeberverbänden be­
stimmte, weicht langsam einer jüngeren Ge­
neration, die auf der Ebene der regionalen 
Hauptgeschäftsführer bereits Einzug erhalten 

hat. Die personellen Veränderungen haben 
weitreichende Konsequenzen. Es hält nun 
auch in den Arbeitgeberverbänden jene Ge­
neration Einzug, die kaum noch von den 
ideenpolitischen Kämpfen der bipolaren Welt 
des 20. Jahrhunderts geprägt ist. Ihre Vertre­
ter orientieren sich weniger an Ideen und Tra­
ditionen der Sozialpartnerschaft, sondern stär­
ker als ihre Vorgänger an pragmatischen Funk­
tionsüberlegungen oder an neoliberalen Be­
schleunigungskonzepten. 

4 Fazit 

Um den tarifpolitischen Herausforderungen 
des industriellen und sozialen Wandels zu 
begegnen, reagieren die Arbeitgeberverbän­
de derzeit mit einer Doppelstrategie: Neben 
der Flexibilisierung des Tarifvertrages set­
zen sie auf eine Flexibilisierung der Ver­
bandsmitgliedschaft. Die Mitgliedererosion 
der letzten Jahre ist nicht gestoppt, gleich­
wohl verlangsamt. Hinzu kommt eine Re­
präsentationslücke im Bereich der neuen 
Dienstleistungsökonomie. Doch partiell ha­
ben die Arbeitgeberverbände Ende der 90er 
Jahre eine Trendwende erlebt. Waren die 90er 
Jahre noch von scheinbar unversöhnlichen, 
rivalisierenden Auseinandersetzungen zwi­
schen Systemalternativen geprägt, so kam 
es Ende der 90er Jahre zu einer gewissen 
programmatischen, politischen und personel­
len Konsolidierung. Diese ist eng verknüpft 
mit dem Weggang des BDI-Vorsitzenden 
Hans-Olaf Henkel und des Gesamtmetallvor­
sitzenden Stumpfe (1996-2000) auf der ei­
nen Seite und der Wahl von Martin Kanne­
gießer zum Gesamtmetallvorsitzenden und 
Dieter Hundt zum BDA-Vörsitzenden auf der 
anderen Seite. Inhaltlich hat zu dieser Kon­
solidierung maßgeblich beigetragen, dass 
sich die deutsche Industrie aus den struktu­
rellen Schwierigkeiten der 90er Jahre relativ 
erfolgreich heraus entwickelte. Flankiert wur-
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de dieser Prozess des technologisch-organi­
satorisch geprägten Wandels durch veränder­
te Politikmuster seitens des Staates und der 
Gewerkschaften. Mittelfristig bleiben die 
Arbeitgeberverbände weiterhin wichtige Ak­
teure, um soziale Standards zu definieren, 
wenngleich sie Stück für Stück einen Teil 
ihrer Kompetenzen mit anderen Akteuren tei­
len werden. Zugleich werden sie aber auch 
neue Aufgaben (Rente, Qualifikation etc.) 
übertragen bekommen, die dazu führen kön­
nen, dass der in den 90er Jahren prognosti­
zierte Abwärtstrend gestoppt bzw. verlang­
samt wird. Da es nach wie vor große kon­
zeptionelle Defizite gibt, kann keinesfalls von 
einer nachhaltigen, sondern eher von einer 
konjunkturellen Konsolidierung der Arbeit­
geberverbände gesprochen werden. Vor al­
lem ihre Verweigerung gegenüber der euro­
päischen Ebene und ihre Schwierigkeiten ge­
genüber den neuen Organisationsformen der 
Arbeit sind in diesem Zusammenhang zu er­
wähnen. Für die weitere Entwicklung von 
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden 
wird es maßgeblich sein, ob sie unter den 
Bedingungen einer sich transformierenden 
Erwerbsgesellschaft ihre Deutungs-, Hand­
lungs- und Konfliktkompetenz weiter entwi­
ckeln können. 

Wolfgang Schroeder arbeitet als Referent beim 
Vorstand der IG Metall, Frankfurt/Main. 
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Hans-Joachim Schabedoth 

Einzelgewerkschaften, DGB und die 
gemeinsame Organisationsreform 

1 Zum Selbstverständnis 
gewerkschaftlicher Arbeit 

In einer Zeit des raschen sozialen Wandels, in 
der sich außerdem die Koordinaten der inter­
nationalen Politik rapide verändern und viele 
Akteure der nationalen Politik mit wachsen­
der Ratlosigkeit reagieren, stellen sich auch 
für die Gewerkschaften neue Fragen nach den 
Erfolgsmaßstäben und Orientierungspunkten 
ihrer Politik. 1 Anders als für Arbeitgeberver­
bände und für politische Parteien ist der Er­
folg gewerkschaftlicher Arbeit keine Größe, 
die an gestiegenen Renditen oder Geländege­
winnen in der Parteienkonkurrenz festzuma­
chen wäre. Gewerkschaften werden an ihrer 
tarif- und gesellschaftspolitischen Durchset­
zungskraft gemessen. Diese Durchsetzungs­
kraft beruht auf Mitgliederzahl und Engage­
mentbereitschaft. 

Nicht zuletzt danach bestimmt sich auch die 
Finanzkraft der Gewerkschaften. Und natür­
lich ist ihre Durchsetzungsfähigkeit ein gutes 
Stück weit abhängig von den Kräften der Inte­
ressengegner. Gewerkschaften wollen mehr 
sein als nur bloße Tarifvertragsparteien. Sie 
verstehen sich als gesamtgesellschaftliche Re-
formkräfte. Eine Konzentration auf reine be-
triebs- und tarifpolitische Gestaltungs- und 
Schutzpolitik würde wohl nicht genügen, um 
die eigene Durchsetzungsfähigkeit angesichts 
zukünftiger Herausforderung zu erhalten. Ge­
werkschaften sind immer zugleich auch ge­
sellschaftliche Demokratie-, Freiheits- und So­
lidaritätsbewegung gewesen. Hier liegt für die 

Zukunft ihre Chance, Organisationskraft zu 
behaupten und ihre Bedeutung auszubauen und 
für noch fernstehende Arbeitnehmerschichten 
attraktiver zu werden. 

• Als Demokratiebewegung fragen Gewerk­
schaften nach dem Zugewinn an Rechts­
staatlichkeit und Partizipationschancen. Sie 
erhöhen den Rechtsfertigungsdruck für po­
litische und unternehmerische Entscheidun­
gen. 

• Als Freiheitsbewegung fragen sie nach dem 
Zugewinn individueller und gesellschaftlicher 
Entfaltungsmöglichkeiten, nach den Voraus­
setzungen für Risikovermeidungen und der 
Bewältigung von Folgelasten aus dem Pro­
zess immer größerer Reichtumsproduktion. 

• Als Solidaritätsbewegung ist es den Gewerk­
schaften schließlich wichtig, inwieweit sich 
die Wolfsgesetze des Kapitalismus zivili­
sieren lassen und sich - in nationalen wie 
internationalen Bezügen - gleiche Entwick­
lungschancen für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer etablieren. 

Gewerkschaftliche Beiträge zum gesellschaft­
lichen Fortschritt sind also nicht nur die Erfol­
ge ihrer Tarifpolitik. Ihre Bedeutung als ge­
sellschaftliche Fortschrittskraft gewinnen die 
Gewerkschaften vielmehr, 

• indem sie demokratische Grundanliegen ver­
teidigen und auf Bürgerengagement und Z i ­
vilcourage setzen, 
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• indem sie Selbstbestimmungswünsche in 
verpflichtende Abmachungen übertragen 
und, schließlich, 

• indem sie die Bereitschaft zur individuellen 
Solidarität bündeln. 

Das Engagement für die Realisierung gesell­
schaftlicher Reformen bedeutet nicht, dass In­
teressenvertretung in der Arbeitswelt ihre Re­
levanz verloren hätte. Im Gegenteil: Gewerk­
schaftliches Bewährungsfeld ist und bleibt der 
Arbeitsalltag der Menschen. 

Hier liegen die Schwerpunkte gewerkschaftli­
cher Aktivitäten. Hier sind die Beweise für 
gewerkschaftliche Mobilisierungsfähigkeit zu 
erbringen. 

A m Arbeitsplatz treffen die Interessen der Ar­
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer an einer 
existenzsichernden, qualifikationsfördernden 
und gesellschaftlich sinnvollen Arbeit auf das 
entgegenstehende Interesse, betriebliche Ab­
läufe den allgemeinen Gewinnmaximierungs-
zielen zu unterwerfen. Es bleibt deshalb das 
Kernziel gewerkschaftlicher Politik, Selbstbe­
wusstsein und Engagementbereitschaft der Ar­
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu wecken, 
zu stärken und für die Gestaltung der Arbeits­
bedingungen zu nutzen. 

In Konkurrenz mit den jeweils vorhandenen 
Arbeitgebervorstellungen organisieren die Ge­
werkschaften dabei eine betriebliche Bewegung 
für humane Arbeitsbedingungen, für gerechte 
Teilhabe am erarbeiteten gesellschaftlichen 
Reichtum (IG-Metall 2000) und für möglichst 
große Selbstbestimmung über die eigenen Ar­
beitszeiten und Arbeitsbedingungen. Die Zei­
ten, zu denen starke Betriebs- und Personalrä­
te allein durch kluge Verhandlungstaktik die 
Interessen ihrer Kolleginnen und Kollegen ver­
treten konnten, liegen wohl schon länger zu­

rück. Gewerkschaftliche Durchsetzungsfähig­
keit in der Arbeitswelt steht und fällt zuneh­
mend mit dem Grad der Rückkopplung zu den 
Betroffenen. Ein Verzicht auf ihre Mobilisie­
rung müsste mit dem Verzicht auf Kreativität 
und Verhandlungsdruck bezahlt werden. Dies 
hätte zur Konsequenz, den Kompromiss mit 
entgegenstehenden Interessen auf dem kleins­
ten statt auf dem größten gemeinsamen Nen­
ner suchen zu müssen. 

2 Einzelgewerkschaften unter 
Selbstreformdruck 

Jede Vorausschau auf die zukünftige Entwick­
lung in der Arbeitswelt bestätigt, dass viele 
der heute aktuellen Probleme noch länger fort­
dauern werden. Da steht an erster Stelle die 
verfestigte Massenarbeitslosigkeit. Da steht 
weiter die Herkulesaufgabe, den Sozialstaat 
zukunftsfähig zu machen, ohne seine Siche­
rungsfunktion zur Disposition zu stellen. Und 
schließlich verlangen neue Unternehmensstra­
tegien, neue Produktionstechnik und Arbeits­
organisation den Gewerkschaften die Fähig­
keit ab, konzeptionelle Alternativen zu entwi­
ckeln und zu realisieren und ihre Co-Manage-
ment-Qualitäten auszubauen. 

Zu den oft verdrängten Realitäten der Gegen­
wart gehören femer die unbewältigten Gefähr­
dungen für Natur und Umwelt. Ausserdem gibt 
es die jüngsten Erfahrungen mit dem jugosla­
wischen Bürgerkrieg und dem letztendlich er­
folgreichen Bemühen, ihn durch militärische 
Intervention zu beenden. Noch eindrücklicher 
steht die Krisenhaftigkeit im System internati­
onaler Beziehungen seit den Terroraktionen 
vom 11. September 2001 vor unseren Augen. 

Das alles sind Umfeldbedingungen aktueller 
Gewerkschaftsarbeit. Daraus folgen ständige 
Rückfragen an die Organisation der nationa­
len, europäischen und zunehmend auch inter-
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nationalen Verfassung der gewerkschaftlichen 
Arbeit. Es scheint zwar festzustehen, dass die 
Gewerkschaften selbst unter den schwierigen 
politischen und ökonomischen Rahmenbedin­
gungen ihre Durchsetzungsfähigkeit einiger­
maßen behaupten konnten. Doch eine Garan­
tie für zukünftige Erfolge ist das nicht. 

Die Zahl der Mitglieder ist seit Jahren rück­
läufig. Mit 7,9 Millionen am Jahresende 2001 
ist ein neuer Tiefstand erreicht. Die soziale 
Zusammensetzung der Mitgliedschaft bildet die 
soziale Zusammensetzung der modernen Ar­
beitswelt schon seit Jahrzehnten nicht mehr 
ab. Die Zahl der Betriebe mit gut funktionie­
renden gewerkschaftlichen Arbeitsstrukturen 
stagniert. Viele der derzeit gültigen Tarifver­
träge müssen modernen Erfordernissen ange­
passt werden, ohne dass sie ihre flächendeck­
ende Schutzfunktion für die Beschäftigten ver­
lieren. Dass alles hat innerorganisatorische 
Konsequenzen. Für alle Gewerkschaften gilt: 
Sie bleiben nur dann durchsetzungsfähig, wenn 
sie effektiv und effizient arbeiten, wenn sie 
sich ihren Mitgliedern und denen, die es noch 
werden sollen, als attraktive Arbeitsplattform 
zu präsentieren wissen und wenn sie Menschen 
Raum bieten, sich zu organisieren, sich zu ent­
falten, mitzuentscheiden. 

In allen Gewerkschaften sind seit den 1990er 
Jahren Organisationsentwicklungsprozesse be­
gonnen bzw. systematisiert worden. Vor allem 
geht es dabei um größte Aufmerksamkeit für 
das Bemühen, Mitglieder zu halten und neue 
Mitglieder zu gewinnen. 

Diese Herausforderung steht bis heute an der 
Spitze aller organisationspolitischen Anstren­
gungen, ohne die betriebspolitischen, tarifpo­
litischen und gesellschaftspolitischen Tagesauf­
gaben zu vernachlässigen. Es geht um mehr 
Arbeitseffizienz im Zusammenspiel mit den 
gewerkschaftlichen Organisationsgliederungen. 

Der Trend weist auf ein Zusammenlegen akti­
onsfähiger Untereinheiten. Es werden neue For­
men der Kooperation und des projektbezoge­
nen Arbeitens praktiziert. Das Bemühen ist da, 
die Intensität der Mitgliederbetreuung zu er­
halten und zu verstärken, und dabei administ­
rative Aufwände zu reduzieren. Mehr denn je 
wird darauf geachtet, finanzielle und personel­
le Ressourcen sorgsam einzusetzen. Angestrebt 
wird dies über die Weiterentwicklung der Pra­
xis mit Budget- und Personalplanung und durch 
ein System des politischen und finanziellen 
Controlling. 

Die größte Herausforderung und Bewährungs­
probe ist es, die stärkste Kraft, die Gewerk­
schaften gewinnen und einsetzen können, nicht 
zu entmutigen, sondern zu befördern: die per­
sönliche Bereitschaft der vielen haupt- und eh­
renamtlichen Funktionäre und Mitglieder zum 
Engagement und zur Übernahme von Verant­
wortung. Wie für alle Großorganisationen ist 
auch für die Gewerkschaften diese Ressource 
zum knappen Gut geworden. 

Dem Strukturwandel in der Arbeitswelt sind 
die Gewerkschaften mit der Veränderung ihrer 
Organisationsbereiche gefolgt. 

1989 entstand die Industriegewerkschaft Me­
dien als Zusammenschluss der Industriege­
werkschaft Druck und Papier mit der Deut­
schen Journalistenunion, dem Schriftstellerver­
band und der bis dahin eigenständigen Ge­
werkschaft Kunst. 

1996 fusionierten die Gewerkschaften Bau-
Steine-Erden und die Gewerkschaft Gartenbau, 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft zur IG B A U . 

1997/98 vereinigte sich die IG Chemie-Papier-
Keramik mit der IG Bergbau und Energie so­
wie der Gewerkschaft Leder zur Industriege­
werkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE). 
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Und die Konzentration der Industriegewerk­
schaften führte schließlich 1998 die Gewerk­
schaft Textil-Bekleidung sowie zwei Jahre spä­
ter die Gewerkschaft Holz- und Kunststoff mit 
der IG Metall zusammen. 

Den wohl organisationspolitisch bedeutsams­
ten Meilenstein in der Geschichte der deut­
schen Gewerkschaften setzte 2001 der Zusam­
menschluss von fünf Gewerkschaften mit ei­
nem äußerst unterschiedlichen Organisations­
profil zur Vereinigten Dienstleistungsgewerk­
schaft ver.di. Die ÖTV, die Deutsche Postge­
werkschaft, die IG Medien, die Gewerkschaft 
Handel, Banken und Versicherungen sowie die 
Deutsche Angestelltengewerkschaft arbeiten 
nunmehr als eine Vereinigte Dienstleistungs­
gewerkschaft. Die von vielen immer schon als 
anachronistisch empfundene Sonderstellung 
einer eigenständigen Angestelltengewerkschaft 
neben den DGB-Gewerkschaften fand damit 
ihr Ende. 

Vor allem mit der Struktur von ver.di gehen 
die Gewerkschaften neue Wege: eine große und 
handlungsfähige Organisation auf der einen 
Seite, Fachbereiche, die den besonderen Be­
dingungen jeder einzelnen Branche, jedes Be­
rufs gerecht werden sollen, auf der anderen 
Seite. Solidarische Lösungen müssen jedoch 
nicht immer für alle die gleichen Lösungen 
sein. Solidarität kann auch bedeuten, für viele 
sehr unterschiedliche Bedingungen auszuhan­
deln, wenn sie von den Betroffenen als gerecht 
und angemessen empfunden werden. Dies wird 
unbestrittenerweise ver.di manche Anstrengung 
kosten und sowohl ihre Organisation als auch 
ihre Politik nicht unberührt lassen. Aber gera­
de darin liegt ja auch ein Stück gewerkschaft­
licher Zukunftsgestaltung. 

Die Entwicklung zur Dienstleistungsgesell­
schaft hat nicht nur zu ver.di geführt, sondern 
zur Öffnung der Gewerkschaften insgesamt 

gegenüber Dienstleistungsberufen. Die Klärung 
der daraus entstehenden Abgrenzungsfragen ist 
eine neue Aufgabe, die dem DGB als Dach­
verband der nunmehr acht Einzelgewerkschaf­
ten viel Zeit und Kraft kosten wird. 

Neu ist der Wandel der Gewerkschaften zur 
Multibranchenorganisation. Zwar dominiert bei 
jeder Gewerkschaft noch eine Leitbranche, wie 
die Metallindustrie, die chemische Industrie, 
der Bausektor oder der öffentliche Dienst. Aber 
in der Multibranchengewerkschaft, die Einheit 
mit Vielfalt verbindet, liegt sicherlich das ge­
werkschaftliche Organisationsprinzip der Zu­
kunft. 

3 Der DGB in der organisatorischen 
Umbruchphase 

Der Konzentrationsprozess der Einzelgewerk­
schaften hat den Dachverband nicht ge­
schwächt, sondern seine Funktion als Bund 
der Gewerkschaften gestärkt (Schulte 2001). 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) bleibt 
die Stimme der Gewerkschaften gegenüber den 
politischen Entscheidungsträgem, Parteien und 
Verbänden in Bund, Ländern und Gemeinden. 
Er koordiniert die gewerkschaftlichen Aktivi­
täten, schließt aber als Dachverband keine ei­
genen Tarifverträge ab. Der D G B arbeitet auf 
internationaler Ebene im Europäischen Ge­
werkschaftsbund (EGB) und im Internationa­
len Bund Freier Gewerkschaften (IBFG) mit 
und vertritt die deutsche Gewerkschaftsbewe­
gung gegenüber internationalen Institutionen 
wie der E U und der U N O . Für den D G B gilt 
das Prinzip der Einheitsgewerkschaft. Er ist -
wie seine Mitgliedsgewerkschaften - pluralis­
tisch und unabhängig, aber keineswegs poli­
tisch neutral. Er bezieht Position im Interesse 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Auch nach den schon vollzogenen Strukturre­
formen bleibt es bei einem bewährten Organi-
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sationsprinzip der deutschen Gewerkschaften, 
nämlich beim Prinzip ,ein Betrieb - eine Ge­
werkschaft'. Dieses Prinzip ist das Fundament 
und die Erfolgsgarantie der Einheitsgewerk­
schaft und ihrer Gestaltungskraft. Dieser 
Grundsatz, der von allen Gewerkschaften mit 
der Aufnahme von ver.di in den DGB bekräf­
tigt und bestätigt worden ist, und der notfalls 
auch mit Hilfe eines Schiedsgerichts prakti­
ziert werden muss, ist neben der DGB-Sat­
zung und dem Grundsatzprogramm die zen­
trale Basis für die Zusammenarbeit im D G B 
und sichert dessen Funktionsfähigkeit. 

Gestärkte Gewerkschaften im nationalen Rah­
men haben die Handlungsfähigkeit und Ge­
staltungskraft der Gewerkschaften in den eu­
ropäischen und internationalen Zusammenhän­
gen erheblich verbessert. Hier ist der Dachver­
band D G B immer konkreter als Interessenver­
tretung der deutschen Arbeitnehmerschaft in 
den europäischen und internationalen Entschei­
dungsstrukturen gefordert. Sich darauf einzu­
stellen und auch die Dachverbandsfunktion ef­
fizienter zu organisieren, ist die Kehrseite aller 
Bemühungen, mit denen die einzelgewerk­
schaftlichen Vertretungsstrukturen reformiert 
werden. Es geht um mehr als nur darum, un­
produktive Konkurrenz um neue Mitglieder an 
den Schnittstellen der bisherigen und neuen 
Organisationsbereiche zu vermeiden. Mehr 
denn je hat ein starker Dachverband den Auf­
trag, gemeinsame Interessen politisch und ge­
sellschaftlich wirkungsvoll zu bündeln. Das 
verlangt die Konzentration auf wesentliche 
Handlungsfelder mit eigener Verantwortlich­
keit und die Stärkung der Koordinierungsfunk­
tion und Schlichtungskompetenz. 

Ein Bund von nur noch wenigen großen Ge­
werkschaften hat andere Aufgaben zu erledi­
gen und andere Dienstleistungen zu erbringen 
als das in den letzen 50 Jahren für den Deut­
schen Gewerkschaftsbund gegolten hat. Das 

hat Konsequenzen für beide Seiten: Die Ein­
zelgewerkschaften müssen bereit sein, dem 
DGB mehr Kompetenzen sowie die nötigen 
Ressourcen zu übertragen und ihre Aufgaben 
entsprechend einzuschränken. Ein erster Schritt, 
gemeinsam anfallende Aufgaben besser ge­
meinsam zu organisieren, wurde für den Be­
reich des Rechtsschutzes 1998 vollzogen. Er 
wurde in eine eingeständige Rechtsschutz 
GmbH unter dem Dach des DGB ausgeglie­
dert. Sie ist jetzt größter Anbieter von Rechts­
beratung und Prozessvertretung und bietet die 
Chance, mit gesicherten Qualitätsstandards die 
Leistungsfähigkeit der Gewerkschaften auf die­
sem Gebiet zu steigern. Was beim Rechtsschutz 
schon gelungen ist, bietet sich vielleicht schon 
in absehbarer Zeit für weitere Arbeitsfelder an. 
So ist es denkbar, dass der DGB kostensparen­
der für alle Gewerkschaften und unter Nut­
zung von Synergieeffekten neue Dienstleistun­
gen im Bereich innergewerkschaftlicher B i l ­
dung und zur Veranstaltungs- und Kongressor­
ganisation organisieren könnte. Weiter bliebe 
zu prüfen, ob es nicht schon längst an der Zeit 
ist, die diversen Mitgliederzeitschriften der Ein­
zelgewerkschaften in ein gemeinsames Publi­
kationskonzept einzubringen. 

Das Anliegen, die Koordinierungsfunktion des 
Dachverbands zu stärken, wird von allen Ein­
zelgewerkschaften in Deklarationen gestützt, 
scheint im Vollzug aber äußerst problembehaf­
tet. 

Aus naheliegenden Gründen wird das jeweils 
vor DGB-Gewerkschaftskongressen, bei denen 
es um die Neuwahl des Vorstandes geht, zum 
sporadischen Debattenthema. Im Vorfeld des 
diesjährigen DGB-Gewerkschaftskongresses 
war es die IG B C E , die den alten Vorschlag 
einer zwischen den Einzelgewerkschaften ro­
tierenden Besetzung der DGB-Spitze aktuali­
sierte. Eine große Resonanz hat dieser Vor­
schlag nicht hervorgerufen, weil sich letzt-



Einzelgewerkschaften, DGB und die gemeinsame Organisationsreform 83 

endlich doch die Überzeugung durchsetzte, 
dass der Bund der Gewerkschaften sich über 
eine Stimme an der Spitze kontinuierlich arti­
kulieren können muss, die über eine eigene 
Legitimation durch Wahl auf einem Gewerk­
schaftskongress verfügt. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat die Or­
ganisationsentwicklungsprozesse der einzelnen 
Gewerkschaften nicht nur abgewartet. In den 
letzten vier Jahren war die eigene Organisati­
onsreform selbst eine Schlüsselaufgabe. Drei 
Ziele waren leitend: Die gewerkschaftliche 
Stimme gegenüber Staat, Wirtschaft, Organi­
sation, Parteien, Sozialversicherungen, Kam­
mern und Gerichten sollte artikulationsfähiger 
gemacht werden. Der D G B sollte in der Lage 
versetzt werden, die politischen, insbesondere 
rechtsetzenden EntScheidungsprozesse auf al­
len Ebenen kompetent zu beeinflussen. Und 
drittens ging es dämm, die Mobilisierungs- und 
Kampagnenfähigkeit zu erhalten und auszu­
bauen. 

Folgerichtig war es deshalb, die Personal- und 
Finanzressourcen auf die politischen Entschei­
dungsorte hin zu konzentrieren. Insofern ist 
der Umzug der Bundesvorstandsverwaltung 
von Düsseldorf nach Berlin und die Ausrich­
tung der Arbeitsstrukturen auf die Parlaments­
arbeit in Bund, Ländern und Gemeinden kon­
sequent. Es wurde inzwischen dafür Sorge ge­
tragen, dass an jedem Sitz einer Landesregie­
rung eine effektive politische DGB-Vertretung 
besteht. Diese Aufgabe haben neun DGB-Be­
zirke, von denen fünf mehrere eigenständige 
Vertretungen an den Sitzen der Landesregie­
rungen haben. Die traditionellen DGB-Kreise 
wurden zu insgesamt 94 DGB-Regionen zu­
sammengeschlossen. Dabei war es Ziel , die 
Vertretung gegenüber den Kommunen zu stär­
ken, dem föderalen Aufbau der Bundesrepub­
lik umfassend Rechnung zu tragen und die 
Kampagnenfähigkeit des D G B insgesamt zu 

stärken. Jede DGB-Region kann als vierte, eh­
renamtliche Ebene örtliche Untergliederungen 
bilden. Deren Aufgabe ist es, analog der frü­
heren Ortskartellarbeit in den kommunalen so­
zialen Netzwerken mitzuwirken und auch 
wohnbereichsbezogene Gewerkschaftsarbeit zu 
organisieren (DBG Bundesvorstand 2001). 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund bleibt der 
Dach verband seiner jetzt acht Mitgliedsgewerk­
schaften. Ihre Delegierten wählen auf den un­
terschiedlichen Ebenen - in den 94 Regionen, 
in den neun Bezirken und im Bund - die Vor­
stände. Als Vertreterinnen aller Gewerkschafts­
mitglieder kommen alle vier Jahre 400 Dele­
gierte zum DGB-Bundeskongress zusammen. 
Dort treffen sie die strategischen Entscheidun­
gen für die nächsten Jahre und wählen den 
fünfköpfigen hauptamtlichen Geschäftsführen­
den Bundesvorstand. Er bildet gemeinsam mit 
den Vorsitzenden der acht DGB-Gewerkschaf­
ten den DGB-Bundesvorstand. Zwischen den 
Bundeskongressen trifft der Bundesausschuss 
einmal im Jahr zentrale Entscheidungen. Ihm 
gehören neben 70 Mitgliedern der Gewerk­
schaften auch die Mitglieder des Bundesvor­
standes und die Vorsitzenden der DGB-Bezir­
ke an. 

4 Zwischenbilanz und Perspektiven 

Zu den langlebigsten Mythen der Gewerk­
schaftskritik gehört sicher die Vorstellung von 
einem zentralistischen Organisationsaufbau der 
Gewerkschaftsapparate, der es ermöglicht, die 
jeweils richtig erkannten Botschaften und 
Handlungsorientierungen von oben nach unten 
weiter zu leiten. Und der Größte unter den 
Gleichen - früher die IG-Metall, heute ver.di -
bestimmt dem allgemein verbreiteten Vorurteil 
nach die Richtung. Wenn deutsche Gewerk­
schaften jemals nach den Prinzipien einer sol­
chen Kasemenhofordnung funktioniert haben 
sollten, dann sind solche Praktiken schon seit 
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Jahrzehnten nicht mehr zukunftstauglich. Nicht 
,der Dickste' hat oder bekommt automatisch 
recht, sondern der Überzeugendere hat die Ver­
antwortung, seine Erfahrungen und Möglich­
keiten in gemeinsame Lern- und Arbeitspro­
zesse einzubringen. 

Das DGB-Organisationsprinzip lässt sich - bei 
aller Skepsis gegenüber Kurzformeln - noch 
am naheliegendsten als ein nach festen Regeln 
verkoppeltes Netzwerk verstehen. Es liegt in 
der Natur von Organisationsreformprozessen, 
dass man nie sagen kann, sie seien abgeschlos­
sen. Dazu zwingt schon die Differenz zwi­
schen dem jeweils Erreichten und dem 
einstmals ehrgeizig Gewollten (Leif et al. 
1993). Es wird wohl permanent - wie es oft 
lapidar , aber treffend heißt - daran weiterge­
arbeitet werden müssen. Die Kompetenz in den 
DGB-Regionen wird gestärkt. Man versucht, 
die Kräfte durch Vereinheitlichung der Arbeits­
aufgaben und -abläufe zu bündeln, um Syner­
gieeffekte zu schaffen. Es soll pragmatischer 
abgesprochen werden, wer was macht. Arbeit 
erfolgt in Projekten, auch regionenübergrei­
fend. Nicht jeder muss das Rad neu erfinden. 
Es wird dabei geholfen, Verwaltungsarbeit zu 
rationalisieren. Ehrenamtliches Engagement 
soll gestärkt und gefördert werden. Und als 
ein durchgängig anzuwendendes Prinzip wur­
de aus den Erfahrungen aller Projekte heraus 
die Gender-Mainstream-Strategie, d.h. die Prü­
fung aller Entscheidungen auf ihre Auswirkun­
gen auf die Geschlechter, als ein prozess-im-
manentes Element der Organisationsreform 
empfohlen. 

Der D G B als Bund aller Gewerkschaften hat 
zu den schon beschriebenen Aufgaben 
nunmehr noch stärker denn je die Funktion, 
den Erfahrungstransfer zu organisieren. Dabei 
ist der D G B nicht mehr der Organisator des 
Gesamten, sondern Manager an den Schnitt­
stellen dezentral organisierter Arbeit. Als Re­

gel mag dafür gelten: so viel Zentralität wie 
nötig, so viel Dezentralität wie möglich. Für 
den D G B und seine Untergliederungen wie 
für den D G B in seiner Rolle als Bund der 
Gewerkschaften ist der Auftrag also nicht das 
Durchgreifen von oben nach unten, sondern 
das Bündeln der Einzelkräfte, eben Manage­
ment der Vielfalt. 

Die eigentliche Herausforderung besteht da­
rin, politisch überwölbende Leitideen und 
Schwerpunkte erarbeiten und präsentieren zu 
können, die gemeinsames Handeln legitimie­
ren und erfolgreich machen. 

Hans-Joachim Schabedoth ist Sozialwissen­
schaftler und leitet die Grundsatzabteilung des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes in Berlin. 

Anmerkung 

1 Zur Fülle der neuen Fragestellungen siehe Som­
mer et al. (Hg.) 2001 sowie IG Metall-Vorstand 
(Hg.) 2001. 
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Martin Kempe 

Gewerkschaften und moderne 
Kommunikation am Beispiel ver.di 

Eigentlich hätte es ja so laufen müssen: Im 
März 2001 absolvierten die fünf Gründungs­
gewerkschaften von ver.di im Berliner Con-
gress-Centrum den schwierigen Hürdenlauf zur 
Vereinigung und im April kündete die neue 
Mitgliederzeitung von ver.di in drei Millionen 
Exemplaren von der Gründung der neuen Groß­
gewerkschaft. Das wäre ein würdiger, ange­
messener medialer Auftritt gewesen - ein Sig­
nal an die Mitglieder und die Öffentlichkeit, 
dass hier etwas Neues auf die politische Büh­
ne tritt, mit Selbstbewusstsein, Tempo und of­
fensiver Selbstinszenierung. 

Tatsächlich ist es anders gekommen: Für viele 
Mitglieder, die keine andere Verbindung zu 
ihrer gewerkschaftlichen Organisation haben 
als ihre Mitgliederpublikation, änderte sich 
zunächst einmal gar nichts. Bis Ende des Jah­
res 2001 erhielten sie wie gewohnt ihr ötv ma-
gazin, D A G Journal, die Mitgliederzeitungen 
der IG Medien, der Deutschen Postgewerk­
schaft und der Gewerkschaft HBV. Erst im 
Januar kam die neue Mitgliederzeitung ver.di 
PUPLIK ,auf den Markt!' Sie kam mit fast 
einem Jahr Verspätung und doch so früh, wie 
es eben möglich war unter den schwierigen 
Bedingungen der Fusion von fünf Gewerk­
schaften. 

Ein Beispiel für einen missglückten Start in das 
moderne Kommunikationszeitalter? Ein Beleg 
dafür, dass Gewerkschaften eben doch hoff­
nungslos altmodisch, strukturkonservativ und 
einfach zu langsam sind für das Veränderungs­
und Innovationstempo des 21. Jahrhunderts? 

Es gab viele Gründe für den verspäteten 
Auftritt von ver.di P U B L I K . Der wichtigs­
te: Niemand konnte bis zur letzten Stunde 
auf den Gründungskongressen im März 
2001 wissen, ob die Fusion wirklich zu­
stande kommt oder ob sie scheitert. Des­
halb war es nicht möglich, ein so großes, 
so komplexes Projekt wie die Herausgabe 
einer Massenzeitung mit all den dazugehö­
rigen (z.T. millionenschweren) Festlegun­
gen und Regelungen von Vornherein zu pla­
nen, die Strukturen für das gesamte verle­
gerische Umfeld (von der Anzeigenaquisi-
tion bis zum Vertrieb) bereitzustellen. Das 
ist der Preis demokratischer Entscheidungs-
prozesse, den fusionierende Unternehmen 
nicht zahlen müssen, Gewerkschaften aber 
sehr wohl. 

Dies vorweg zu den Rahmenbedingungen 
für die Umsetzung des ver.di-Kommunika-
tionskonzepts während der Gründungspha­
se. Der Weg zum Aufbau von ver.di ins­
gesamt und speziell des ver.di Kommunika­
tionskonzepts war (und ist), wie nicht anders 
zu erwarten, gepflastert mit tausend Pro­
blemen, die inzwischen zum Teil gelöst sind, 
zum Teil aber auch nicht. Aber auf diesem 
Weg haben sich auch Freiräume für neue 
Ideen und neue Konzeptionen eröffnet . 
Dabei hat sich als hilfreich erwiesen, dass 
einige wichtige Elemente des zukünftigen 
ver.di-Kommunikationskonzepts schon vor 
der Gründung von ver.di erarbeitet worden 
sind und nun Zug um Zug realisiert werden 
können. 
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1 Das .Bertelsmann-Projekt' 

Eine der Grundlagen für das heutige Konzept 
wurde von einem Projekt erarbeitet, das die 
Vorläufergewerkschaft ötv gegen Ende der 
neunziger Jahre gemeinsam mit der Bertels­
mann-Stiftung aufgelegt hatte. Dabei ging es 
um die Entwicklung einer Kommunikations­
strategie' für die ötv. Sie war zu der Überzeu­
gung gekommen, dass weder ihre mediale 
Kommunikation in die Gesellschaft noch ihre 
interne Kommunikation oder die Organisation 
ihrer Kommunikationsaktivitäten insgesamt 
den Ansprüchen und Notwendigkeiten einer 
1,5-Millionen-Organisation in der heutigen Zeit 
genügten. 

So wurde das Ziel formuliert, die gesamten 
Kommunikationsaktivitäten einer Organisation 
neu zu strukturieren, deren Aktivitäten zu 80 
Prozent aus Kommunikation bestehen: inner­
halb des hauptamtlichen Apparates, zwischen 
der Führungsebene, den Beschäftigten und den 
Mitgliedern, bei Verhandlungen mit Arbeitge­
bern und Politikern, bei der Öffentlichkeitsar­
beit und der Information der Mitglieder. 

Umfangreiche Untersuchungen hatten gravie­
rende Kommunikationsdefizite der ötv sicht­
bar gemacht. Diese betrafen vor allem drei 
wesentliche Aspekte: 

(1) die organisatorische Zersplitterung der 
Kommunikationsaktivitäten, die eine Ko­
ordination und Bündelung erschwerten, 

(2) der unzureichende Informationsservice in­
nerhalb der Gewerkschaft, insbesondere zu 
den hauptamtlich Beschäftigten, 

(3) die Ausgestaltung des Mitgliedermagazins 
als eines der wichtigsten Informations- und 
Integrationsinstrumente der Gewerkschaft 
für die 1,5 Millionen Mitglieder. 

1.1 Kommunikationsmanagement 

Die verschiedenen Kommunikationsabteilun­
gen der ötv (Pressestelle, Werbung, Redakti­
on, Bibliothek) waren unterschiedlichen Vor­
stands- und Organisationsbereichen zugeord­
net und arbeiteten weitgehend aneinander 
vorbei. Eine politisch-inhaltliche und organi­
satorische Koordination war so nicht möglich 
bzw. scheiterte an zersplitterten Kompetenzre­
gelungen. Im Ergebnis war sowohl die Infor­
mations- und Wissensvermittlung innerhalb des 
Apparates als auch die Kommunikation zu den 
Mitgliedern und zur Öffentlichkeit unzurei­
chend. Zur Abschaffung dieser Missstände hatte 
das Projekt der ötv die Installation eines ,Kom­
munikationsmanagements' vorgeschlagen, in 
dem all die unterschiedlichen Kommunikati­
onsaktivitäten und -abteilungen zusammenge­
fasst werden sollten. Dieses Kommunikations­
management wurde noch vor der ver.di-Grün-
dung von der ötv eingerichtet und zunächst 
provisorisch besetzt. Ihm wurden die Abtei­
lungen Pressestelle, Werbung, Redaktion, In­
ternet-Redaktion, ein neu geschaffenes Info-
Center und das Hausarchiv zugeordnet. Ver.di 
hat diese Konstruktion übernommen und das 
Kommunikationsmanagement inzwischen be­
setzt, in der Aufbauphase allerdings noch in 
Personalunion mit der Chefredaktion der Print­
medien. 

1.2 InfoCenter 

Die Konsequenz aus dem faktisch fehlenden 
Wissensmanagement innerhalb der ötv war die 
Einrichtung eines ,InfoCenters', in dem Bibli­
otheksdienstleistungen und elektronische, in­
tranetbasierte Informationsaufbereitung für die 
hauptamtlich bei der ötv Beschäftigten zusam­
mengefasst wurden. Das InfoCenter der ötv 
wurde im Februar 2000 offiziell eröffnet und 
bietet seitdem die Möglichkeit für alle Beschäf­
tigten, sich tagesaktuell über die wichtigsten 
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Aktivitäten, die politischen Kampagnen, die 
Schwerpunktsetzungen der Organisation, aber 
auch über innerorganisatorische Vorgänge zu 
informieren. Es ist in kurzer Zeit zu einem 
wichtigen Kommunikationsmedium für die 
Beschäftigten der ötv geworden, das die Mög­
lichkeit bietet, schnell und unkompliziert auf 
das bisher ,versteckte' Fachwissen einzelner 
Abteilungen und Experten zurückzugreifen. 

Das InfoCenter von ver.di ist aus dem der ötv 
hervorgegangen. In der Berliner Zentrale so­
wie am alten ötv-Standort Stuttgart wird z.Zt. 
auch ein ver.di-eignes Call Center aufgebaut, 
das Schnittstellen zum InfoCenter aufweist.1 

1.3 Mitgliederzeitung 

Der für 2000/2001 geplante umfassende Re-
lounch der Mitgliederzeitung ,ötv magazin' 
wurde mit Rücksicht auf die unmittelbar an­
stehende ver.di-Gründung nicht mehr inner­
halb des Kooperationsprojekts ötv/Bertels-
mann-Stiftung in Angriff genommen, sondern 
dem neuen ver.di-Kommunikationsmanage-
ment übertragen. Allerdings hat die Stiftung 
die Arbeiten bis zum Projektende im Dezem­
ber 2001 unterstützend und beratend begleitet 
und wird auch weiterhin in einem Redaktions­
beirat für die neue Mitgliederzeitung ,ver.di 
P U B L I K ' vertreten sein. 

2 Vorbereitung innerhalb der 
Gründungsorganisationen 

Schon im Vorfeld der ver.di-Gründung bilde­
ten Beschäftigte der Kommunikationsbereiche 
der Vorgängerorganisationen einen Arbeits­
kreis Öffentlichkeit/Kommunikation/Werbung' 
(AK ÖKW), der die Anforderungen an die zu­
künftige ver.di-Medienarbeit formulierte: Zum 
Einen sollte es eine enge Vernetzung zwischen 
dem Printbereich, den elektronischen Medien 
und den Werbeaktivitäten geben und zum A n ­

deren sollten insbesondere die Printmedien und 
die zukünftige Internetredaktion eng kooperie­
ren und so die Vielfalt medialer Zugänge (An­
sprache der Mitglieder und der Öffentlichkeit) 
gewährleisten. Nach diesen allgemeinen Vor­
gaben sollte es im Printbereich folgende Me­
dien geben: 

• eine Mitgliederzeitung für die damals noch 
rund 3 Millionen Mitglieder, die im Post­
zeitungsvertrieb zugestellt werden sollte, um 
die Unsicherheiten der betrieblichen Vertei­
lung auszuschließen, 

• Printmedien für die 13 Fachbereiche von 
ver.di, um eine arbeitsplatznahe und fach­
spezifische Ansprache zu gewährleisten, 

• Regionale Medien auf der Landesbezirks­
ebene, 

• Personengruppenspezifische Medien (Frau­
en, Arbeiter, Senioren, Jugend, Migranten 
usw.). 

Der Anforderungskatalog bildete die in Aus­
sicht genommene Organisationsstruktur von 
ver.di (,Matrixorganisation') publizistisch ab. 
Das Konzept des A K ÖKW wurde vom ,GO-
ver.di-Vorstand', einem gemeinsamen Vor­
standsgremium der Gründungsorganisationen 
vor den Gründungskongressen, zustimmend zur 
Kenntnis genommen und gehört damit zu den 
wichtigen Gründungsdokumenten für die Kon­
zeption des ver.di-Medienbereichs. 

3 Das ver.di-Printkonzept 

Die Diskussion um die Konzeption der ver.di-
Printmedien ist in einem entscheidenden Punkt 
zu anderen Ergebnissen gekommen als der Ar­
beitskreis ÖKW. So wurde die Mitgliederzei­
tung - als ein Massenblatt mit inzwischen rund 
2,8 Millionen Auflage - nicht als Magazin, 
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sondern als Zeitung im Berliner Format reali­
siert. Der wichtigste Grund für diese Entschei­
dung war die im Lauf vieler interner und ex­
terner Fachdiskussionen gewonnene Erkennt­
nis, dass nur durch dieses Format die ver.di-
Organisationsstrukturen, die sog. ,Matrixorga-
nisation', mit ihrer Gliederung nach Regionen 
und Fachbereichen optimal abgebildet werden 
kann. Der zweite Grund ist die größere Flexi­
bilität und Direktheit des Zeitungsformats, die 
eine unmittelbarere Ansprache der Leserinnen 
und Leser mit den wichtigsten politischen Bot­
schaften von ver.di erlaubt. 

Demnach wurden die folgenden strukturellen 
Entscheidungen getroffen: Trägermedium der 
allgemeinen Informationen und Botschaften ist 
die Mitgliederzeitung ver.di PUBLIK. Die Lan­
desbezirke haben die Möglichkeit, in ihren Re­
gionen Wechselseiten in eigener redaktionel­
ler Verantwortung erscheinen zu lassen, neun 
von dreizehn Landesbezirken nehmen derzeit 
diese Möglichkeit wahr. Die Fachbereiche er­
halten die Möglichkeit, Fachbereichszeitschrif­
ten im Zeitungs- oder im Magazinformat, in 
jedem Fall aber in der Aufmachung deutlich 
abgesetzt vom Trägermedium, in der Mitglie­
derzeitung beizulegen. Sie können damit ge­
genüber den Mitgliedern eigenständig in Er­
scheinung treten und eine berufs- und arbeits­
platznahe publizistische Ansprache gewährleis­
ten. 

An die aktiven Gewerkschafterinnen und Ge­
werkschafter wird darüber hinaus ein 14-tägig 
erscheinender newsletter vertrieben, der - an­
gepasst an das knappe Zeitbudget gewerk­
schaftlicher Funktionäre - die wichtigsten In­
formationen aus ver.di und aus der allgemei­
nen Politik in Kurzform aufbereitet. Ein vier­
teljährlich erscheinendes ,Hintergrundmagazin' 
(Arbeitstitel) wird eine publizistische Plattform 
für die vertiefte programmatische Auseinan­
dersetzung mit wichtigen Themen der Gesell­

schaftspolitik bereitstellen. Die gezielte A n ­
sprache bestimmter Personengruppen wird in 
die laufende Produktion von ver.di PUPLIK 
integriert. Besondere Seiten für Personengrup­
pen (z.B. eine Frauenseite) sind nicht vorgese­
hen, weil diese allzu leicht als ,insider-Seiten' 
von allen anderen Gruppen überblättert wer­
den. 

Das publizistische Aushängeschild von ver.di 
ist die Mitgliederzeitung ,ver.di P U B L I K ' . Mit 
ihrer Auflage erreicht sie ein Massenpublikum: 
in etwa jeden zwanzigsten Erwachsenen der 
Bundesrepublik Deutschland. Ver.di P U B L I K 
ist demnach eine Zeitung für einen Ausschnitt 
der Bevölkerung mit ganz unterschiedlichen 
Interessen, aus sehr unterschiedlichen Milieus, 
mit entsprechend unterschiedlichen Lesege­
wohnheiten. 

Es gibt rund tausend Berufe innerhalb von 
ver.di mit den heterogensten, zuweilen sogar 
einander entgegenstehenden Interessenlagen. 
Was verbindet den IT-Spezialisten mit der Ver­
käuferin, den Verwaltungsangestellten mit der 
Arztin, den Busfahrer mit der Schriftstellerin? 
Sie alle haben sich irgendwann einmal ent­
schieden, Mitglied einer Gewerkschaft zu sein. 
Zum Einen, weil sie ihre eigenen berufsspezi­
fischen Interessen verfolgen wollen, zum An­
deren aber auch, weil sie über den Tellerrand 
ihrer persönlichen sozialen Interessen hinaus­
sehen und offener als andere für die Grundmo­
tive gewerkschaftlichen Engagements wie Ge­
rechtigkeit, Solidarität, soziale Verantwortung 
einstehen. 

Damit sind die Parameter für eine publizisti­
sche Positionierung der ver.di-Medien insge­
samt, der Mitgliederzeitung ver.di P U B L I K im 
Besonderen markiert: Individualität und Plu­
ralität, aber auch Interessendivergenz werden 
nicht als Gefahr für gewerkschaftliche Solida­
rität gesehen, sondern als Grundvoraussetzung 
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für moderne Gesellschaftspolitik in einer plu­
ralistischen Gesellschaft. Denn Verschieden­
heit sollte nicht durch aufgepfropfte Verlaut­
barungen (z.B. Vorstandserklärungen) unter­
drückt, sondern offengelegt werden. Nur so 
kann der Weg zu einer gemeinsam formulier­
ten Position, etwa zum Thema Gesundheitsre­
form, sichtbar und damit für Mitglieder und 
Öffentlichkeit nachvollziehbar gemacht wer­
den. 

Offenheit ist nicht nur im Hinblick auf The­
men, sondern auch auf die journalistischen For­
men gefragt, für eine Mischung aus Informati­
on, Unterhaltung und Service. Das publizisti­
sche Profil der ver.di-Medien sollte also grund­
sätzlich diskursiv, offen und dennoch den 
grundsätzlichen gewerkschaftlichen Werten 
verpflichtet sein. Diese Bindung verhindert 
auch eine thematische Beliebigkeit und macht 
die ver.di-Medien und insbesondere ver.di 
P U B L I K unterscheidbar von den kommerziel­
len Medien. Schließlich stehen die ver.di-Me­
dien in Konkurrenz um Zeit und Aufmerksam­
keit der Leserinnen und Leser. 

4 Integrierte Kommunikation 

Das Beispiel der Printmedien lässt sich für 
alle anderen Medien verallgemeinem: in Be­
zug auf das Internet, das Intranet (nur für Be­
schäftigte) und das noch aufzubauende Extra­
net (nur für Mitglieder) sowie die Werbeakti­
vitäten von ver.di. Es wird demnach nicht nur 
versucht, innerhalb des Medienbereichs syner­
getische Arbeitsprozesse zu installieren, son­
dern nach und nach unterschiedliche Kommu­
nikationsebenen und -Aktivitäten zu integrie­
ren. 

Bis März 2002 ist es gelungen, die einzelnen 
Bereiche funktionsfähig zu machen. Aber es 

ist noch nicht gelungen, sie in systematischer 
Weise aufeinander abzustimmen, ein Netz der 
Kommunikation und Kooperation zu entwi­
ckeln, das nicht nur den Kommunikationsbe­
reich im engeren Sinne umfasst, sondern die­
sen mit der gesamten Organisation verbindet. 
Hier befindet sich ver.di - aufbaubedingt -
am Anfang. Zunächst gibt es nur viele mehr 
oder weniger gut funktionierende Inseln. Aber 
es gibt noch viel zu wenig Brücken. Dies gilt 
nicht nur für den Kommunikationsbereich, 
sondern für ver.di insgesamt. Das Jahr 2002 
wird genutzt werden müssen, um diese Brü­
cken der Kooperation zu bauen. 

Unser Ziel ist eine Kommunikation, die Be­
schäftigte, Mitglieder und Öffentlichkeit 
gleichermaßen einbezieht, die akut und latent 
aktuelle Themen systematisch aufbereitet und 
in die politische Debatte einbringt. Damit geht 
das Kommunikationskonzept von ver.di über 
den unmittelbaren Medienbereich hinaus und 
bezieht auch das Veranstaltungsmanagement, 
die Kampagnenplanung sowie aktive Konf­
likt- und Mobilisierungsprozesse im ver.di-
Organisationsbereich mit ein. Dies alles sys­
tematisch, entlang gefestigter Strukturen und 
auf professionellem Niveau leisten zu kön­
nen - soweit ist ver.di noch lange nicht. Aber 
die Voraussetzungen dazu werden jetzt ge­
schaffen. 

Martin Kempe leitet bei der Dienstleistungs­
gewerkschaft ver.di den Bereich Kommunika­
tion. 

Anmerkung 

1 Auch die Integration der Beschäftigten aus den 
anderen vier Gründungsorganisationen in das vom 
InfoCenter unterhaltene ver.di-Intranet ist in­
zwischen weitgehend vollzogen. 
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Bürgerausstellung -
ein neues Beteiligungs­
verfahren für die 
Stadtplanung 

Heiner Legewie, dem Gemeindepsychologen 
und Partizipationsforscher, zum 65. Geburts­
tag gewidmet. 

Die Ausstellung über die Verbrechen der Wehr­
macht im zweiten Weltkrieg hat es gezeigt: in 
unserer ,inszenierten' Welt kommt Ausstellun­
gen eine wachsende Bedeutung für gesell­
schaftliche Reflexion zu. Der Einsatz von Aus­
stellungen als Instmment und Katalysator für 
die partizipative Lösung von gesellschaftlichen 
Problemen ist das Thema dieses Beitrags. Mit 
der Bürgerausstellung stellen wir ein neues 
Bürgerbeteiligungsverfahren vor, das Innen­
sichten von Bürgern in Form von Interview­
ausschnitten zusammen mit Fotografien der 
Bürger und des Stadtviertels ausstellt. Im fol­
genden werden Vor- und Nachteile des Verfah­
rens präsentiert und seine Wirkungsweise und 
Einsatzbereiche, gestützt auf mehrere Probe­
läufe in verschiedenen Ländern, abgeschätzt. 
Der Beitrag gliedert sich in folgende Teile: (1) 
Einordnung in die Debatte, (2) Beschreibung 
des Verfahrens, (3) Wirkungsweise des Verfah­
rens, (4) empirische Prüfung und (5) Schluss­
folgerungen. 

1 Einordnung in die Debatte um 
Bürgerbeteiligungsverfahren 

Mit dem Ziel der Demokratisierung des politi­
schen Systems sind seit den 60er Jahren zahl­
reiche Bürgerbeteiligungsverfahren entwickelt 
und angewandt worden. Während die Partizi­
pation in den 1980er Jahren nicht zu den 

Schwerpunkten der gesellschaftlichen Entwick­
lung gehörte, hat sie seit Beginn der 1990er 
Jahre - nicht zuletzt wegen des Booms des 
Leitbildes der nachhaltigen Entwicklung und 
der Lokalen Agenda 21 (Rio Umweltgipfel 
1992) - neuen Zulauf bekommen. In den 
1990er Jahren sind eine große Anzahl neuer 
Verfahren, insbesondere auch für große Gmp­
pen (vgl. Königswieser/Keil 2000), 
(weiter)entwickelt worden. Die Mehrzahl der 
Verfahren verfolgt eine sprachlich-rationale 
Herangehensweise, wie etwa die stark struktu­
rierte Planungszelle (Dienel 1997) bis hin zu 
der auf Spontaneität setzende Open Space Tech­
nology (Owen 1997). Einige speziell für die 
Stadtplanung entwickelte Verfahren, wie Plan­
ning for Real (NIF 1995) und teilweise die 
Perspektiven Werkstatt (Zadow 1997)', nutzen 
auch stärker visuelle und räumliche Elemente. 
Die Visualisierung beschränkt sich aber in der 
Regel auf technische Modelle und Karten. 
Die Bürgerausstellung setzt an der einseitigen 
sprachlich-rationalen Orientierung der Beteili­
gungsverfahren an und verbindet sprachliche 
und visuelle Elemente. Das Verfahren reagiert 
aber auch auf weitere grundlegende Schwach­
stellen von Beteiligungsverfahren: die Rück­
meldung der Ergebnisse an die Öffentlichkeit 
und den Aufbau eines kontinuierlichen Dia­
logs zwischen den Beteiligten. 

2 Beschreibung des Verfahrens 
Das Ziel der Bürgerausstellung ist es, Einstel­
lungen, Ziele und Motivationen von Interessen­
gruppen (Stakeholdem) - etwa den Bewohnern 
eines Stadtviertels, der Stadtverwaltung, privat­
wirtschaftlicher Investoren - offenzulegen und 
einen öffentlichen Dialog darüber zu ermögli­
chen. Die Ausstellung ist ein Beitrag zum Ver­
ständnis der Innensicht der Beteiligten. Darüber 
hinaus können Pläne und Aktivitäten transpa­
rent gemacht werden. Konflikte innerhalb oder 
zwischen Interessensgruppen können identifi­
ziert und analysiert werden. Diese Ergebnisse 
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werden den Beteiligten und der interessierten 
Öffentlichkeit in einer Ausstellung, die sowohl 
Fotografien als auch relevante Textauszüge aus 
Interviews umfasst, nahe gebracht. Die gemein­
same Ausstellung kann zu einer stärkeren Iden­
tifikation der Beteiligten mit ihrer Gruppe, mit 
dem Ziel ihres politischen Engagements und 
mit ihrer Nachbarschaft beitragen und gleich­
zeitig das Verständnis der Perspektiven anderer 
Interessensgruppen erhöhen. 
Die größte Stärke des Konzeptes ist die ästhe­
tische und emotionale Kraft von Bildern und 
zugehörigen Zitaten. In unvermittelter Weise 
können hier Bürgerperspektiven betrachtet wer­
den, wobei Aussagen konkret mit Personen und 
Orten verbunden sind. Im folgenden wird das 
Verfahren in seinen einzelnen Schritten be­
schrieben. 

2.1 Auswahl des Themas 
Zunächst muss das Thema der Bürgerausstel­
lung bestimmt werden. Es orientiert sich an 
der konkreten Problemlage und dem Verände­
rungsbedarf in einem Wohnviertel, etwa be­
züglich der Gestaltung und Nutzung öffentli­
chen Raums. Die Konkretisierung des Ausstel­
lungsthemas sollte in Absprache zwischen al­
len beteiligten Gmppen geschehen. 

2.2 Qualitative Interviews 
Im zweiten Schritt werden qualitative Inter­
views mit Beteiligten geführt und ausgewertet. 
Es sollte eine Interviewmethode gewählt wer­
den, die dem Interviewpartner viel Raum für 
die Darstellung seiner subjektiven Sicht lässt. 
Für die Auswahl der Bürger können Stichpro­
bentechniken der qualitativen Sozialforschung 
nutzbar gemacht werden (Merkens 2000). Wäh­
rend z.B. in der Planungszelle eine repräsenta­
tive Stichprobe eines Stadtteils oder einer Or­
ganisation im Zufallsverfahren gezogen wird 
(Dienel 1997: 86ff) , zielt das Verfahren der 
Bürgerausstellung eher auf die inhaltliche Sät­
tigung eines Falls ab. 

Zunächst müssen die relevanten Stakeholder 
für den Beteiligungsprozess identifiziert wer­
den. Dabei ist grundsätzlich zu klären, ob eine 
Bürgergruppe nur sich selbst und ihr Anliegen 
ausstellen möchte, oder ob Kooperation und 
Konflikte zwischen unterschiedlichen Stake­
holdem im Vordergrund stehen, die auch alle 
interviewt werden sollten (z.B. Bürger, Ver­
waltung, Wirtschaft). 
Es empfiehlt sich Interviewpartner möglichst 
unterschiedlichen Profils auszuwählen (Prin­
zip des Kontrasts in der Gemeinsamkeit), um 
die maximale Bandbreite an Problemsichten 
zu erlangen. Auch zahlenmäßig unterrepräsen-
tierte Perspektiven finden so Eingang in die 
Diskussion. 

2.3 Fotografieren der Interviewpartner 
und ihres Lebensumfelds 

Zeitgleich werden die Interviewpartner von ei­
nem Fotografen fotografiert. Je nach Thema 
des Beteiligungsprozesses werden auch ande­
re inhaltlich relevante Fotos, etwa von dem 
Umfeld der Beteiligten, gemacht. In der unten 
näher beschriebenen Fallstudie zur Brachflä­
chennutzung wurden beispielsweise Fotos von 
relevanten Flächen gemacht, die Ziele von Nut­
zungen waren. 
Die Beteiligten können hier selbst aktiv wer­
den. Die Interviewpartner bekommen Kame­
ras2 und werden gebeten, relevante Themen 
des Beteiligungsprozesses selbst fotografisch 
festzuhalten. Das bietet den Beteiligten neben 
den Interviews eine weitere Möglichkeit ihrer 
Sicht - durch ihre eigene ,Linse' - auf den 
Gegenstand Ausdruck zu verleihen. 

2.4 Ausstellungsvorbereitung 
Im nächsten Schritt werden Bilder und Inter­
viewausschnitte für eine öffentliche Ausstel­
lung vorbereitet. Die Ausstellung kann ganz 
sparsam durchgeführt werden, sollte allerdings 
immer folgende Bedingungen berücksichtigen: 
(a) sie sollte ,vor Ort' stattfinden, und (b) die 
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Exponate sollten Bilder und Texte kombinie­
ren, wodurch die Darstellung der Innensichten 
an Komplexität gewinnt. Die Texte sind cha­
rakteristische Auszüge aus den Interviews. Die 
Auswahl der Textauszüge muss mit den Inter­
viewpartnern rückgekoppelt werden. Die Fo­
tos zum Lebensumfeld können von den Betei­
ligten mit Symbolen versehen und kommen­
tiert werden (z.B. Fragezeichen oder Ausstrei­
chung). 

2.5 Ausstellungseröffnung 
Eine entscheidende Rolle nimmt die Ausstel­
lungseröffnung ein. Hier können alle beteilig­
ten Interessengruppen und die interessierte Öf­
fentlichkeit eingeladen werden. Die Motivati­
on der Beteiligten zu dieser Eröffnung zu kom­
men ist sehr hoch, da sie sich selbst in der 
Ausstellung wieder finden. Neben der Öffent­
lichkeitswirkung ist das wertvollste Potential 
der Ausstellungseröffnung die Möglichkeit den 
Dialog innerhalb und/oder zwischen den Inter­
essengruppen anzustoßen. Dies kann informell 
bei der Betrachtung der Ausstellung passieren, 
oder in strukturierter Form, indem weitere Be­
teiligungsverfahren in die Ausstellung integriert 
werden (s. auch Diskussion). 

3 Effekte: Bilder, Rollen, Inszenierungen 
Die Wirkung der Partizipativen Ausstellung 
beruht insbesondere auf drei Komponenten: (a) 
die Erweiterung des sprachlich-rationalen An­
satzes um visuelle Reize, (b) die Übernahme 
neuer Rollen durch die beteiligten Akteure, (c) 
die Ausstellung als Bühne und Katalysator. 

3.1 Die Koppelung sprachlicher und 
visueller Reize 

Eine der wichtigsten Aufgaben der Beteili­
gungsverfahren ist die Ermöglichung von Dia­
logen. Ziel des Dialogs ist die Fusion der Ver-
stehenshorizonte (Gadamer 1986). Rappaport 
(1995) begreift die Darstellung von Narratio-
nen im Dialog als Basis für Empowerment: 

„Listening to stories and helping people to cre­
ate places that value and support both their 
personal stories and their collective narratives 
is an empowering activity"(802). Die Bürger­
ausstellung folgt diesem Ansatz insofern, als 
sie einen Raum schafft, in dem Menschen 
aufeinander treffen und in einen Dialog treten 
können. Während der dialogische Ansatz je­
doch meist auf die Sprache beschränkt ist, er­
weitert die Bürgerausstellung ihn um einen 
weiteren Informationskanal: sie ergänzt die 
sprachlichen Erzählungen um Bilder. Die Kop­
pelung sprachlicher und bildlicher Repräsen­
tationen erhöht die Komplexität der Perspekti­
vendarstellung und vereinfacht das gegenseiti­
ge Verstehen. Die visuellen Kapazitäten des 
,Menschen als Augentier' werden für den Dia­
log nutzbar gemacht. 

3.2 Das Angebot und die Übernahme neuer 
Rollen durch Akteure 

In der Bürgerausstellung werden den Beteilig­
ten ungewöhnliche, neue, aber attraktive Rol­
len angeboten. Allein die Erwartungen aus die­
sen neuen Rollen fordert und fördert Handlun­
gen und Fähigkeiten der Akteure, die sie häu­
fig nicht zu Nutzen gewohnt sind. Diese füh­
ren zu einem Empowerment-Erlebnis. Die Bür­
ger kommen dadurch zum einen in die Positi­
on des politisch Beteiligten. Zum anderen wird 
durch die Ausstellung ihre Rolle als Repräsen­
tanten ihres Stadtteils und ihres politischen 
Anliegens unterstrichen. Sie stellen sich und 
ihre Anliegen öffentlich aus. Sie sind Gastge­
ber der Ausstellung. Die Ausstellungsstücke 
sind Portraits von Innenansichten, Bedürfnis­
sen, Problemen, politischen Zielen, für die sie 
Experten sind. Die Beteiligten bilden eine Re­
flexionsinstanz für ihren Stadtteil bzw. ihre so­
ziale Gruppe. Des weiteren kommt den Bür­
gern die Rolle der Fotografen selbst zu. Die 
Beteiligten suchen selbst nach den Motiven, 
die ihre Lebenssituation veranschaulichen. 
Die Sozialwissenschaftler verfolgen gewöhn-
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lieh in erster Linie wissenschaftliche Interes­
sen. Die Bürgerausstellung bietet ihnen darüber 
hinaus die Möglichkeit der Parteinahme und 
der längerfristigen Aktionsforschung. Weiter 
bietet sie eine neue Veröffentlichungsform für 
Forschungsergebnisse. Ergebnisse können ins 
Feld zurück gegeben werden. Weiter werden 
Fotografen in den Beteiligungsprozess einge­
führt. Ihre Rolle bewegt sich hier zwischen 
Wissenschaft und Kunst. Die Herausforderung 
ist es, die ästhetische und die dokumentarische 
Funktion der Fotografien abzustimmen. Auf 
der einen Seite soll eine soziale und politische 
Lage dokumentiert werden, auf der anderen 
Seite soll die Ausstellung diese Lage künstle­
risch inszenieren und dadurch zum kreativen 
Nachdenken über Zukunftsvisionen und Pro­
blemlösungen anregen. 

3.3 Die Ausstellung als Bühne 
und Katalysator 

Die Bürgerausstellung hat eine starke öffent­
lichkeitswirksame Funktion: sie liefert die 
,Bühne' für das Beteiligungsverfahren. Die 
Beteiligten können ihre Anliegen hier öffent­
lich inszenieren'. Das hat sowohl eine Wir­
kung nach innen, indem die Beteiligten sich 
treffen und austauschen können. Die Wirkung 
nach außen ist die Möglichkeit der Öffentlich­
keit sich über die Anliegen zu informieren und 
in den Prozess einzusteigen. Weiter können 
durch die Einladung politischer Repräsentan­
ten und der Presse eine Öffentlichkeitswirkung 
über die direkte Nachbarschaft hinaus erreicht 
werden. Die Ausstellungseröffnung schafft im 
wortwörtlichen Sinne eine ,Lobby' für Bür­
ger, die sonst keinen Zugang zu Räumen des 
,Lobbying' haben. 

4 Empirische Prüfung 
Die Entwicklung und Uberprüfung des parti-
zipativen Konzeptes erfolgte in mehreren Pro­
jekten in Berlin (unter Leitung des Gemeinde­
psychologen Heiner Legewie) und zuletzt in­

ternational vergleichend in einer Ausstellung 
in Neapel (unter Leitung der Autoren). Sie voll­
zog sich in drei Phasen: (a) Ausstellungen über 
Bürger (1997), (b) Ausstellungen über Bürger­
beteiligung (1999), (c) Ausstellung als Bürger­
beteiligung (2001). 
Ein Beispiel für die Ausstellungen über Bür­
ger ist die Ausstellung über ,Baustellenmen­
schen am Potsdamer Platz'. In diesem Berli­
ner Projekt wurden Anwohner und Akteure 
(Bauarbeiter) zu konkreten Wandlungsprozes­
sen der jüngeren Stadtgeschichte Berlins be­
fragt. Hier ging es noch weniger um konkrete 
Beteiligung, als vielmehr um die Identifikati­
on von Lebenssituationen und Innenansichten 
der Bewohner. In Ausstellungen ,vor Ort' wur­
den die Fotos in Kombination mit charakteris­
tischen Interviewauszügen der Öffentlichkeit 
präsentiert. Diese Form der Ausstellung ist eine 
wirksame und kreative Form der Ergebnisprä­
sentation3. 
Eine Weiterentwicklung war dann die direkte 
Koppelung dieses Ausstellungskonzeptes mit 
dem Verfahren Planungszelle4. In den Planungs­
zellen in Berlin wurden im Rahmen des Pro­
gramms ,Soziale Stadt' Bürgergutachten mit 
Lösungsmöglichkeiten für Probleme in Bezir­
ken mit besonderem Entwicklungsbedarf' er­
arbeitet. Die zentralen Ergebnisse der Planungs­
zellen wurden in Kombination mit Fotos der 
Teilnehmer/innen und über den Stadtteil vor 
Ort öffentlich ausgestellt. 
Den entscheidenden weiteren Schritt zum Kon­
zept der Bürgerausstellung vollzog sich durch 
die Koppelung der Beteiligungsthematik und 
der Ergebnispräsentation in einem EU-For­
schungsprojekt5 zur temporären Nutzung von 
Urbanen Brachflächen. Hier geht es um die 
Nutzung von Brachflächen - wie z.B. für Kul­
turvereine, illegale Nachtclubs, Sportanlagen 
- hinsichtlich der sozialen, ökologischen und 
ökonomischen Entwicklung von Stadtgebieten 
in fünf europäischen Städten. 
Die Bürgerausstellung wurde im Rahmen ei-
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ner Fallstudie in Miseno bei Neapel, Italien, 
erprobt. 15 temporäre Nutzer, Anbieter, Tou­
risten und Verwaltungsangestellte wurden von 
einer Gemeindepsychologin6 zu Motivation, 
Nutzungsarten, Wünschen, Konflikten zwi­
schen Nutzern etc. interviewt. Eine Fotogra­
fin7 begleitete die Interviewer, portraitierte die 
Befragten und fotografierte die Umgebung, in 
der temporäre Aktivitäten stattfanden. 
Die Interviews wurden inhaltsanalytisch aus­
gewertet, relevante Interviewpassagen ausge­
wählt und den Fotografien zugeordnet. Es wur­
den beispielsweise Aussagen über das Verhält­
nis zwischen temporären Nutzern und Verwal­
tung und über konkreten Entwicklungsbedarf 
gemacht. 

Texte und Bilder wurden zu Exponaten ver­
bunden und vor Ort ausgestellt. Zur Ausstel­
lungseröffnung wurden alle Befragten, weitere 
temporäre Nutzer, die allgemeine Öffentlich­
keit und das Forschungsteam des EU-Projek­
tes eingeladen. Der Bürgermeister der Stadt 
Bacoli eröffnete die Ausstellung und sicherte 
dem Prozess die erwünschte Öffentlichkeit. 

5 Diskussion und Ausblick 
Wir haben die Beteiligungsmethode Bürger­
ausstellung in ihren Grundzügen dargestellt. 
Mit ihren Hauptwirkungsweisen - der Erwei­
terung der sprachlichen um visuelle Elemente 
in der Kommunikation, die Übernahme neuer 
Rollen durch die Akteure und die Schaffung 
einer ,Bühne' für die Anliegen der Beteiligten 
- liefert die Bürgerausstellung ein wirksames 
Instmment für Beteiligungsprozesse. 
Dennoch ist auch auf Schwächen des Verfah­
rens hinzuweisen, deren Lösung weiterer Über­
legungen bedarf. In Teilen des Verfahrens sind 
die Bürger doch nur ,Befragte' und ,Fotogra­
fierte'. Zukünftig sollten daher insbesondere 
zwei Verbesserungsmöglichkeiten beachtet 
werden: die Koppelung der Ausstellung mit 
weiteren partizipativen Elementen und die 
Übernahme des Fotografierens und anderer 

künstlerischer Visualisierungsmöglichkeiten 
durch die Bürger selbst. 
Weiter sind am Ende des Verfahrens zwar Pro­
bleme und Lösungsmöglichkeiten identifiziert, 
es liegt aber kein konkreter Handlungsplan vor. 
Auch hier sollte die Anschlussfähigkeit beste­
hender Verfahren geprüft werden. Geeignet 
wären flexible und wenig zeitaufwendige Ver­
fahren, die auf konkrete Handlungsschritte und 
Veränderungsvorschläge abzielen. So könnte 
im Anschluss an die Ausstellungseröffnung 
etwa eine verkürzte Zukunftswerkstatt mit Fo­
kus auf der Realisierungsphase angeboten wer­
den. Weiter könnte ein dreidimensionales Flan­
ning for Real' - Modell die Bürgerausstellung 
ergänzen und von den Besuchern nach eige­
nen Vorstellungen gestaltet und umgeplant wer­
den. 

Auch muss auf die Grenzen des Anwendungs­
bereichs hingewiesen werden. Die Bürgeraus­
stellung ist ein mächtiges Instmment zur Er­
weiterung der Macht der Ideen, der Ressour­
cen, des Wissens und des Engagements (We­
ber 2000: 19). Die Ausstellung dient dem Ver­
stehen, aber weniger dem Austragen eines Dis­
sens (Schophaus 2001). Die Erweiterung von 
Entscheidungsmacht oder die Organisation von 
Protest kann in der Bürgerausstellung nur ver­
mitteltes Ziel sein. 

Unbeachtet zukünftiger Modifikationen der 
Bürgerausstellung sei die Bedeutung der Kop­
pelung von Text und Bild und damit die Unter­
stützung der Perspektivenübemahme und der 
Erweiterung des Verstehenshorizontes hervor­
gehoben. In der Zeit der Verwissenschaftli­
chung der Gesellschaft hat die Kunst oft als 
„nicht-wissenschaftliche Gegenwelt" (Reuss-
wig 2001: 16) reagiert. Die Verbindung von 
beidem - ohne die Unterordnung des einen 
Systems unter das andere - bietet aber ein 
Potential für gesellschaftliche Reflexion. Die­
ses nutzt die Bürgerausstellung. Was Iser (1993) 
für den literarischen Text beschreibt, kann auf 
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die Bürgerausstellung übertragen werden: ein 
gewisses Maß an Unbestimmtheit (,indetermi-
nacy') ist notwendig, um dem Betrachter der 
Ausstellung die Möglichkeit zu geben, sich an 
der sozialen Konstruktion des Ausstellungser­
gebnisses zu beteiligen. „We generally tend to 
regard things that we have made ourselves as 
being real. And so it can be said that indeter-
minacy is the fundamental precondition for rea­
der participation." (Iser 1993: 10). Der Raum 
der Ausstellung sollte so offen bleiben, dass 
die Betrachter neue Perspektiven gemeinsam 
entwickeln können. Eine reine Kunstausstel­
lung wäre dazu nicht ausreichend in der sozia­
len Realität der Bürger verankert. Eine reine 
Dokumentation, die die Ausstellungsstücke 
dem Betrachter aus einer Sicht präsentiert, dass 
dieser sie entweder akzeptieren oder ablehnen 
kann, würde dessen Motivation zur Beteiligung 
reduzieren, weil er nur j a ' oder ,nein' sagen 
kann. Das liesse keinen Raum für neue Lö­
sungsideen und neue Kooperationen zwischen 
Stakeholdem. Die Bürgerausstellung mit ihrer 
künstlerischen Darstellung von realen Lebens­
situationen dagegen lädt den Betrachter zur 
Beteiligung ein. 

Malte Schophaus, Dipl.-Psych., ist wissen­
schaftlicher Mitarbeiter im nexus - Institut für 
Kooperationsmanagement und interdisziplinä­
re Forschung (Kontakt: schophaus@nexus.tu-
berlin.de). Dr. Hans-Liudger Dienel ist Ge­
schäftsführer des Zentrums Technik und Ge­
sellschaft an der T U Berlin und Gesellschafter 
des Instituts nexus. 

Anmerkungen 
1 Vgl . etwa das ,Bilderbuch' der Perspektiven­
werkstatt Essen: www.perspektivenwerkstatt-
essen.de. 
2 Um den Aufwand gering zu halten können 
hier z.B. Einmalkameras benutzt werden. 
3 Weitere Ausstellungsprojekte von Heiner Le­
gewie sind z.B. ,Randwanderung - Der Zug in 

die Peripherie Berlins' und ,Lebensqualität und 
Tourismus in historischen Wohnquartieren: Flo­
renz und Berlin'. Vgl . Legewie (2001). 
4 Es handelte sich hier um die Berliner Pla­
nungszellen im Kiez um den Magdeburger 
Platz, den Sparrplatz und im Wrangelkiez, die 
vom nexus - Institut durchgeführt wurden (vgl. 
SenStadt 2000). 
5 Das Projekt ,Urban Catalsysts: Strategies for 
Temporary Uses', ist Teil des fünften Rahmen­
programms der Europäischen Union (Key Ac­
tion 4: City of Tomorrow and Cultural Herita­
ge). 
6 Die Interviews wurden von Fortuna Procen-
tese durchgeführt und in Zusammenarbeit mit 
Caterina Arcidiacono von der Fondazione La-
boratorio Mediterraneo ausgewertet. 
7 Die Fotografin Marcella Gallotta ist Mitglied 
des Forschungsteams des EU-Projekts ,Urban 
Catalysts'. 
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FORSCHUNGSBERICHT 

Benkadi -Traditionelle 
Frauengruppen in Mali 

Mit einer Wüsten- und Sahelfläche von etwa 
66 Prozent der Gesamtlandfläche, gehört das 
Binnenland Mali zu den Sahelländern Afrikas. 
Eine zunehmende Ausbreitung der Wüste so­
wie Wasser- und Ressourcenknappheit bestim­
men in weiten Teilen des Landes den Alltag. 
Auch der fruchtbare Süden Malis spürt die 

zunehmende Verschärfung der Lebensbedin­
gungen. Wachsende Migration aus dem Nor­
den, resultierend in einer kompetitiven Situati­
on um fruchtbare Böden, sowie eine Verknap­
pung der eigenen Wasserressourcen werden in 
Zukunft an Bedeutung zunehmen. Subsisten-
zieller und erwerbswirtschaftlich betriebener 
Landbau sind in hohem Maße von den Launen 
der Natur abhängig. Ein Regenschauer zur fal­
schen Zeit - zu früh oder zu spät einsetzender 
Regen - kann die Ernte vernichten (Riepe 1998: 
9). Oft stehen damit die Bauern vor einem 
Jahr der Lebensmittelknappheit und müssen 
auf die Unterstützung durch Familienmitglie­
der hoffen. Unter solchen Bedingungen Rück­
lagen finanzieller oder substanzieller Art zu 
bilden, ist schwierig. Was bleibt ist oft nur die 
saisonale oder dauerhafte Migration 1. 
Wie sieht unter solchen Lebensbedingungen 
die Feminisierung der Armut aus, von der in 
der entwicklungspolitischen Diskussion gespro­
chen wird? Wie ist die Lebenssituation für Frau­
en in Mali? Uber das ASA-Programm (Ar­
beits- und Studienaufenthalte in Afrika, Asien 
und Lateinamerika) der Carl Duisberg Gesell­
schaft e.V. erhalten junge Erwachsene die Mög­
lichkeit, solchen entwicklungspolitischen Fra­
gestellungen in einem Entwicklungsland nach­
zugehen, mit lokalen Organisationen zusam­
menzuarbeiten und sich ein Bild über die Rea­
litäten der Entwicklungszusammenarbeit zu 
machen. Non-Profit Organisationen, staatlich 
getragene Entwicklungshilfe oder Privatinitia­
toren aus Ländern Afrikas, Asiens und Südame­
rikas, können Projektvorschläge beim ASA-Pro­
gramm einreichen, für die sie an Entwicklungs-
politik Interessierte gewinnen möchten. 
Aus einer Initiative der Compagnie Malienne 
de Textiles (CMDT) ging auch ein Projekt zur 
Analyse und Evaluation traditioneller Frauen­
gruppen und deren Lebensbedingungen hervor. 
Die C M D T ist eines der einflussreichsten und 
größten Unternehmen Malis. 60% der Unter­
nehmensanteile sind in Händen des malischen 
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Staates. Hauptziel ist der Anbau und die Ver­
marktung von Baumwolle. Umgesetzt werden 
diese Ziele in den regionalen Organisations­
einheiten im Süden Malis, die die Bauern mit 
fachlicher und materieller Hilfe beim Anbau 
von Baumwolle unterstützen und beraten. Vom 
malischen Staat hat die C M D T den Auftrag, 
nicht nur kommerziell zu arbeiten, sondern 
auch entwicklungsfördernd die Landbevölke­
rung zu unterstützen. So berät die C M D T Bau­
ern in Fragen des Bodenerosionsschutzes, des 
Umgangs mit natürlichen Ressourcen und 
bringt die Alphabetisierung von Frauen und 
Männern auf dem Land voran. Mit einer Anal­
phabetenquote von 56,3 Prozent gehört Mal i 
zu den vier Ländern der Welt, die im Bezug 
auf das Bildungsniveau ihrer Bevölkerung das 
Schlusslicht bilden (Ziemer/Bendel 1998: 495). 
Besonders Frauen haben die Kulturtechniken 
Lesen und Schreiben nie erlernt. 1995 hat die 
C M D T deshalb eine Organisationale Einheit 
gebildet, die sich die Förderung von Frauen in 
den ländlichen Regionen der C M D T zum Ziel 
gesetzt hat. Zentrales Anliegen ist, den Beitrag 
von Frauen an der ländlichen Entwicklung her­
vorzuheben und gesellschaftlich aufzuwerten. 
Lange Zeit galt die C M D T als einer der größ­
ten Hoffnungsträger für die wirtschaftliche Ent­
wicklung Malis. Mitte und Ende der 90er er­
zielte sie große unternehmerische Erfolge und 
machte Mal i zum afrikanischen Hauptprodu­
zenten von Baumwolle (Fichet 1998). Die Er­
träge der Baumwollproduktion wuchsen jähr­
lich, bis Ende der 90er Jahre der Weltmarkt 
einbrach und der Preis für Baumwolle drama­
tisch sank. Im Jahr 2001 produzierte die C M D T 
nur noch etwa 250 000 Tonnen Baumwolle 
(Daniel 2001). Doch nicht nur externe Bedin­
gungen sorgten für große Ernüchterung und 
Demotivation bei den Bauern. Immer wieder 
wurden Fälle von Fehlwirtschaft und Verun­
treuung von Geldern bekannt. Aufgrund der 
wirtschaftlichen Situation stehen für soziale 
Programme und Entwicklungsförderung in­

zwischen wesentlich weniger Gelder zur Ver­
fügung. Das Misstrauen der Bauern ist gewach­
sen und die Akzeptanz der CMDT-Berater ge­
sunken. So stellt sich die Situation in der Re­
gion Kita im Südwesten Malis dar. 

1 Selbsthilfeinitiativen traditioneller 
Frauengruppen 

In Kita sollte auch die Forschungsarbeit, die 
im Auftrag der Abteilung Femmes et Develop-
pement der C M D T angefertigt wurde, durch­
geführt werden. Ziel war die bestehende Orga­
nisation traditioneller Frauengruppen zu erfas­
sen und dahingehend zu bewerten, wo und wie 
Frauen gefördert werden können. Dazu wur­
den in sechs Dörfern Interviews mit Frauen 
und Diskussionen mit Frauengruppen durch­
geführt. Die Gespräche wurden über einen 
Ubersetzer geführt, der vom Französischen ins 
Malinke 2 übersetzte. 
Es ist Tradition der Frauen der Malinke, sich 
in Gruppen zu organisieren. Benkadi nennen 
sich fünf der sechs untersuchten großen Grup­
pen, was frei übersetzt werden kann mit: Die 
Einheit ist gut. Meistens gehören alle Frauen 
des Dorfes einer großen Gmppe an, mit dem 
Ziel, die Interessen der Frauen im Dorf zu ver­
treten. Darüber hinaus teilen sie sich Aufgaben, 
die ihnen als Frauen traditionell zugewiesen 
sind3. Ein Ziel der Frauengruppen ist es, ge­
meinsam Geld zu erwirtschaften. Die Frauen 
sammeln das Geld in einer Kasse, aus der Kre­
dite an Gruppenmitglieder vergeben werden kön­
nen, wenn eines ihrer Kinder oder sie selber 
erkrankt ist, wenn die Lebensmittel und Rück­
lagen auf ihrem Hof knapp werden, oder ein 
Fest wie Taufe oder Beschneidung4 ansteht. 
Um Geld zu erwirtschaften, bieten die Frauen­
gruppen den Bauern des Dorfes ihre Arbeits­
kraft zur Bearbeitung der Felder und beim Ab­
ernten der Getreide und Feldfrüchte an. Die 
Gruppen verlangen den für Frauenarbeit auf 
dem Feld üblichen Lohn von 250 F C F A pro 
Tag und Arbeiterin (dies entspricht in etwa 50 
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Cent). Ein Mann hingegen verdient mehr: Für 
einen Tag Feldarbeit erhält er etwa 600 FCFA. 
Das unterschiedliche Lohnniveau begründet 
sich nicht nur darin, dass Frauen wegen der 
Hausarbeit, die sie verrichten, später am Tag 
mit der Feldarbeit beginnen. Vielmehr basiert 
es auch auf einer gesellschaftlichen Abwer­
tung der Arbeitskraft von Frauen. 

2 Hürden auf dem Weg 
in die Unabhängigkeit 

In den letzten Jahren waren die großen Frauen­
gruppen des Dorfes aufgrund der schlechten Ern­
ten zu teuer für die Bauern, so dass die Frauen­
gruppen keine finanziellen Erträge aus der Land­
wirtschaft erzielen konnten. Um von den Män­
nern eine größere Unabhängigkeit zu erreichen, 
legten die Frauengruppen in drei Dörfern eige­
ne Felder an. Notwendig war dazu die Zustim­
mung ihrer Ehemänner, der Versammlung der 
Männer im Dorf und des Dorfchefs, der höchs­
ten politischen Gewalt in einem malischen Dorf5. 
Im Gespräch mit den Frauen zeigte sich, dass 
eine der entscheidenden Schwierigkeiten, die 
Frauen bei gemeinsamen agrarwirtschaftlichen 
Initiativen blockiert, die traditionelle geschlechts­
spezifische Rollen- und Arbeitsverteilung bei 
der Feldarbeit darstellt. In der Regel stößt eine 
Frau auf zwei zentrale Probleme: 
(1) Pflug und Ochse gehören ihrem Ehemann. 
Will sie die Arbeit selbst übernehmen muss sie 
ihr Feld mit Hilfe einer Hacke ohne die zu­
sätzliche Kraft eines Ochsen bearbeiten. Bittet 
die Frau ihren Ehemann um Hilfe, wird dieser 
ihr zwar in den meisten Fällen helfen. Der 
Ehemann wird jedoch zunächst seine eigenen 
Felder pflügen, so dass die Hilfe für die Aus­
saat häufig zu spät kommt. 
(2) Entscheidet eine Frau, ihr Feld selbst zu 
pflügen, bringt sie sich oftmals ins soziale Ab­
seits. In den Augen der Dorfgemeinschaft ist 
der Ehemann mehr oder weniger zur Hilfe ver­
pflichtet. Tut er dies nicht - egal ob er die 
Hilfe verweigert, oder ob die Frau selber diese 

Arbeit übernehmen möchte - fällt ein schiefes 
Licht auf seine Frau. Das Dorf würde Ehepro­
bleme beim Paar vermuten. Bei den Malinke 
ist die Frau für das Verhalten ihres Mannes 
und für das gemeinsame Eheglück verantwort­
lich. Genügt die Frau diesen Anforderungen 
nicht, muss sie mit sozialen Repressalien wie 
z.B. Ausgrenzung rechnen. 
Neben der Feldarbeit als Möglichkeit, Geld zu 
erwirtschaften, gehen einige Frauen kaufmänni­
schen Aktivitäten nach. Sie stellen eigene Pro­
dukte wie Seife oder Cremes her oder verkaufen 
Zwiebeln und Gewürze aus eigenem Anbau. 

3 Mangelnde Alphabetisierung erschwert 
Selbstverwaltung 

Die bisherigen Ausführungen zeigen, wie 
schwierig es für Frauen ist, Geld zu erwirtschaf­
ten. Massive Schwierigkeiten haben die Frau­
engruppen aber auch bei der Verwaltung der 
Gelder. Die überwiegende Mehrheit der Frauen 
kann weder rechnen noch schreiben. Meistens 
gibt die Kassenführerin offiziell oder inoffiziell 
die Verwaltung der Gelder an einen Mann. 
Finanzielle Ressourcen zu erwirtschaften und 
zu verwalten ist für Frauen auf dem Land 
schwierig. Auf der anderen Seite muss jedoch 
jede Frau in ihrem eigenen Haushalt finanziel­
le Rücklagen bilden. Deshalb und auch wegen 
der Frustrationen in der Großgruppe, haben 
sich in allen untersuchten Dörfern kleinere 
Frauengruppen gebildet. Während sich die 
Dorf gmppen aus 100 bis 500 Frauen zusam­
mensetzen, bestehen die kleinen Frauengrup­
pen aus sechs bis 33 Mitgliedern. Wie in der 
Großgruppe auch, werden selbst in kleinen 
Gruppen von sechs Frauen Aufgaben und Rol­
len verteilt wie die der Präsidentin, der Kas­
senführerin, der Organisatorin etc. 
Das verbindende Element, das zur Gruppen­
bildung führt, kann die Zugehörigkeit zum glei­
chen Dorfteil, zur gleichen Großfamilie 6 oder 
ein freundschaftliches Band sein. Neben dem 
Ziel, finanzielle Sicherheit durch ein Netzwerk 
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an Frauen zu gewinnen, gibt es noch weitere 
Motive für den Zusammenschluss: Während 
sich Frauen eines Dorfteils zusammengeschlos­
sen haben, um sich von der großen und schlecht 
funktionierenden Dorfgruppe abzusetzen und 
zu distanzieren, gründen die Frauen einer Groß­
familie oder eines Freundschaftskreises aus so­
zial-emotionalen Gründen eine Gruppe. 

4 Kleine Gruppen sind aktiver 
und erfolgreicher 

Frauen, die sich mit Freundinnen in einer Grup­
pe mit Statut und Regeln zusammenschließen, 
suchen neben der finanziellen Absicherung die 
soziale Unterstützung. Meistens treffen sich die­
se Frauen auch regelmäßiger und häufiger, näm­
lich einmal wöchentlich und genießen dabei die 
wenigen freien Stunden7. Besonders die Frau-
enfreundschaftsgruppen erwirtschaften meistens 
sehr erfolgreich Gelder. Sie sind besonders kre­
ativ und aktiv, wenn es dämm geht Produkte, 
wie Seife, Cremes, Tücher und Schals herzu­
stellen. Die Frauen unterstützen sich gegensei­
tig beim Erlemen von Stricken oder Weben. 
Jede gibt das an die anderen weiter, was sie gut 
kann. Ein solcher Austausch an Fertigkeiten und 
Erfahrungen findet in anderen Frauengruppen 
nicht statt. Die Freundinnen einer Gmppe ha­
ben sich häufig auch in einem Spar-Ring orga­
nisiert. Jede Woche zahlen die Frauen einen 
kleinen Betrag in eine gemeinsame Kasse ein. 
Der Kassenbetrag wird dann wöchentlich einer 
Frau zugeteilt, die damit die Möglichkeit erhält, 
größere Anschaffungen zu tätigen. Daneben 
existiert eine zweite Kasse, in der das Geld auf­
bewahrt wird, das durch gemeinsame Feldar­
beit oder den Verkauf von Produkten erwirtschaf­
tet wurde. Dieses Geld wird zur Vergabe von 
Krediten herangezogen. 

Im Vergleich zu den großen Dorfgruppen sind 
die kleinen Frauengruppen erfolgreicher und le­
bendiger. Ausschlaggebend hierfür ist die über­
schaubarere Struktur der kleinen Gmppe. Die 
Frauen können sich bei Gruppenentscheidungen 

mehr einbringen und mitbestimmen, was zusam­
men bewegt werden soll. In der Struktur der gro­
ßen Gmppe bilden sich die Machtverhältnisse 
des Dorfes ab. Frauen aus einer einflussreichen 
Familie haben auch in der Frauengruppe mehr 
Macht. In den kleinen Frauengruppen werden 
auch die Frauen gestärkt, die im Dorf wenig 
Einfluss haben. A m erfolgreichsten sind die Frau­
en, die sich aus Freundschaft zusammenschlie­
ßen. Diese Frauen können eine Gruppenstruktur 
aufbauen, die weitaus weniger durch gesellschaft­
liche - in der Frauengruppe hemmende Macht­
verhältnisse - bestimmt ist, als noch in den klei­
nen Frauengruppen, die sich in einem Dorfteil 
oder einer Großfamilie bilden. 
Erfolgreicher sind kleine Gruppen auch, weil 
die Kontrolle über die gemeinsamen finanziel­
len Ressourcen bei einer Frau liegt, die sie gut 
kennen und der sie in hohem Maße vertrauen. 
Die Studie hat gezeigt, dass Frauen in der länd­
lichen Region um Kita bereits viele Aktivitä­
ten eingehen, um ihre Lebenssituation zu ver­
bessern und sich untereinander zu unterstüt­
zen. Eine der größten Herausfordemng ist der 
niedrige Bildungsgrad der Frauen, der in vie­
len Fällen eine unabhängige Organisation der 
Frauen verhindert. Zum einen schürt die Unfä­
higkeit zu rechnen und zu schreiben das Miss­
trauen der Frauen gegenüber den Verwaltern 
des Geldes. Zum anderen können sich Frauen 
ohne ausreichende Bildung nur im Billiglohn­
bereich bewegen. Frauen sind auch im Land­
kreis Kita wesentlich stärker von Armut be­
troffen als Männer. 

Durch die Studie wurde ebenfalls deutlich, dass 
die Malinke-Frauen stark in der Gemeinschaft 
sind, zu den Männern jedoch in einem großen 
Abhängigkeitsverhältnis stehen. Eine Förde­
rung von Frauen kann wegen der patriarchalen 
gesellschaftlichen Stmkturen nur über die Män­
ner stattfinden. Erst müssen die Männer von 
der Notwendigkeit der Alphabetisierung von 
Frauen, der Stärkung von Frauen, überzeugt 
werden, ehe Förderprogramme 8 von Entwick-
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lungsorganisationen oder NGOs greifen kön­
nen. 

Ilga Vossen ist Diplom-Psychologin und arbei­
tet am Fraunhofer Institut für Arbeitswirtschaft 
und Organisation (IAO). 

Anmerkungen 
' Neben einer Migration im Inland, versuchen 
viele junge Männer im afrikanischen Ausland 
Erfahrungen zu sammeln und Geld für sich 
und die Großfamilie zu verdienen. 
2 In den Dörfern rund um die Provinzstadt 
Kita leben vor allem Angehörige der Ethnie 
der Malinke. In Mal i leben etwa neun Ethnien 
mit völlig unterschiedlichen Sprachen zusam­
men. Wirtschaftlich und politisch dominiert 
wird das Land von den Bambara, die sich im 
Süden und Südosten angesiedelt haben. 
3 Frauen sind beispielsweise für die Versor­
gung eine Fremden im Dorf verantwortlich. 
4 In Mali sind 93,7 Prozent der Mädchen und 
Frauen im Alter von 15 bis 49 Jahren beschnit­
ten (APDF, Fondation Friedrich Eben, 2000, 
117). 

5 Im Zuge der Demokratisierung und Dezent­
ralisierung wurde Mali in Kommunen und Pro­
vinzen eingeteilt. Die offizielle politische Macht 
liegt bei einem gewählten Bürgermeister. Ent­
scheidungen innerhalb des Dorfes, die den tra­
ditionellen Entscheidungsraum des Dorfchefs 
berühren, bleiben allerdings (noch) erhalten. 
Dazu zählt beispielsweise die Vergabe von Län­
dern. Beide politischen Kräfte existieren ne­
beneinander mit getrennten Entscheidungsfel­
dern. 
6 In Mali ist die Polygamie weit verbreitet. Auf 
dem Land nimmt sich ein Mann zwischen zwei 
und vier Frauen. Da der Mann den Eltern der 
Frau einen Brautpreis zahlen muss, ist die An­
zahl der Frauen abhängig von seiner finanziel­
len Situation. 
7 Meistens treffen sich die Frauen nachts, wenn 
die Haus- und Feldarbeit verrichtet ist. Ein 

Arbeitstag von Frauen auf dem Land beträgt 
etwa zwölf bis 14 Stunden 
8 Erfahrungen der C M D T aus der Vergangen­
heit haben gezeigt, dass Männer ihren Frauen 
verbaten, an Alphabetisiemngsmaßnahmen teil­
zunehmen. Teilweise, weil sie nicht verstan­
den, weshalb ihre Frau lesen und schreiben 
können sollte. Teilweise aus Angst, ihre Frau 
könnte ihnen überlegen werden. 
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SELBSTDARSTELLUNG 

Die Bewegungsstiftung 
Anstöße für soziale Bewegungen 
Die umfangreichen Proteste gegen die Castor-
transporte und den Atomkonsens, die Entste­
hung einer breiten globalisierungskritischen 
Bewegung im Zuge der Ereignisse von Genua, 
das Wiedererstarken der Friedensbewegung 
gegen die Militärschläge der USA in Afgha­
nistan - soziale Bewegungen erleben in der 
letzten Zeit geradezu eine Renaissance. Nach 
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dem Bedeutungsverlust und der Orientierungs­
losigkeit vieler dieser Bewegungen in den neun­
ziger Jahren entsteht wieder Druck von der 
Straße für grundlegende politische Verände­
rung. Vor diesem Hintergrund kommt der Grün­
dung einer Stiftung zur Förderung sozialer Be­
wegungen um so mehr Bedeutung zu. Die Idee 
der Stiftung ist so einfach wie bestechend: Viele 
Aktivitäten sozialer Bewegungen scheitern 
immer wieder an mangelnden finanziellen Res­
sourcen. Auf der anderen Seite gelangen eini­
ge derzeitig oder ehemals Aktive zu kleineren 
oder auch größeren Vermögen. Viele scheinen 
bereit zu sein, einen Teil ihres Vermögens ei­
ner Stiftung zur Verfügung zu stellen. 

1 Soziale Bewegungen als Garanten für 
gesellschaftliche Veränderung 

Soziale Bewegungen zeichnen sich durch drei 
wesentliche Kriterien aus: Sie zielen zum ei­
nen auf die Grundlagen von Gesellschaft. Be­
wegungen streiten beispielsweise nicht nur ge­
gen die Umgehungsstraße vor der eigenen 
Haustür, sondern treten für grundlegenden so­
zialen und politischen Wandel ein, etwa für 
eine Verkehrswende. Zum zweiten sind sozia­
le Bewegungen als netzwerkförmiger Verbund 
von Einzelpersonen und losen Zusammen­
schlüssen, Gruppen wie Bürgerinitiativen und 
Organisationen wie Nichtregierungsorganisa­
tionen (NGOs), Gewerkschaften, Wohlfahrts­
verbände und Kirchen strukturiert. Sie verfü­
gen über keine verbindlichen Programme, kei­
ne feste Mitgliedschaft und keine zentralen 
Führungsorgane. Des weiteren entfalten sozia­
le Bewegungen Druck auf politische Entschei­
dungsträger durch kollektiven und öffentlichen 
Protest, etwa durch Demonstrationen und Ak­
tionen zivilen Ungehorsams (Rucht 2002). 
Doch verschiedene Probleme verhindern immer 
wieder politische Erfolge sozialer Bewegun­
gen. Da viele Aktionsformen nicht in den Ge­
nuss von Fördermitteln von Stiftungen oder 
von öffentlicher Seite gelangen, leiden sie häu­

fig unter mangelnden finanziellen Ressourcen. 
Lediglich Spenden stellen teilweise eine ganz 
zufriedenstellende Einnahmequelle da, die aber 
auch nur bei einer großen öffentlichen Wahr­
nehmung des Bewegungsthemas sprudelt (Jen­
kins 1998). Neue Bewegungsthemen von gro­
ßer gesellschaftlicher Relevanz, denen aber ge­
genwärtig noch keine große öffentliche 
Wahrnehmung zu Teil wird, scheitern so häu­
fig schon im Ansatz. So bedurfte es etwa bei 
der Kampagne X-tausendmal quer, die Castor-
transporte durch große, gewaltfreie Sitzblocka­
den verhindern will und einen wirklichen 
Atomausstieg zum Ziel hat, immer wieder gro­
ßer individueller Risikobereitschaft, finanziell 
mit großen Summen in Vorschuss zu gehen. 
Erst während und nach den Transportterminen 
konnten die im Vorfeld vor allem für Öffent­
lichkeitsarbeit aufgewendeten Gelder durch 
Spenden wieder eingenommen werden. Erst 
jetzt war die öffentliche Wahrnehmung hierfür 
ausreichend. Hätte es keine Personen, die mit 
Privatdarlehen mit Ausfallbürgschaft das Risi­
ko tragen, gegeben, wäre diese äußerst erfolg­
reiche Kampagne so nicht zustande gekommen. 
Häufig scheitern soziale Bewegung auch an 
dem Umstand, dass nicht im richtigen Mo­
ment in den Politikprozess interveniert oder 
mit falschen Methoden gearbeitet wird (Koib 
2002). Als Beispiel diene hier der Protest ge­
gen die E X P O in Hannover. Ende der 1980er 
Jahre fand eine Volksabstimmung über die Aus­
tragung der E X P O in Hannover statt. Die Ab­
stimmung ging denkbar knapp mit 52 zu 48 
Prozent für dieses Projekt aus. Eine gut orga­
nisierte Öffentlichkeitskampagne hätte das Er­
gebnis sicherlich umdrehen können. Ein Jahr­
zehnt später wurde von freien Gmppen und 
Teilen der Umweltverbände erhebliche Ener­
gie gegen das Projekt aufgewendet, zu einem 
Zeitpunkt, an dem es sowieso nicht mehr zu 
verhindern war. Weitere massive Probleme so­
zialer Bewegungen sind die häufig mangelnde 
Bereitschaft zum produktiven Umgang mit 
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Konflikten und Kompetenzproblemen. Weiter­
bildung, Strategieentwicklung und verschiede­
ne gruppenpsychologische Methoden könnten 
hier Abhilfe schaffen. 

2 Die Konzeption der Bewegungsstiftung 
Genau diesen Problemfeldern sozialer Bewe­
gungen nimmt sich die Bewegungsstiftung an. 
Die Idee der Bewegungsstiftung stellt in der 
europäischen Stiftungslandschaft ein Novum dar. 
In den U S A existieren hingegen eine Reihe ähn­
licher Stiftungen. Als Vorbild diente hier 
insbesondere der Haymarket-People-Fund, der 
soziale Bewegungen in den Themenfeldern Öko­
logie, Rechte Indigener und Steuergerechtigkeit 
fördert. Sein Gesamtkapital beläuft sich auf 4 
Millionen US-Dollar, das von ca. 300 Stifterin­
nen aufgebracht wurde (Ostrander 1995). 
Aufbauend auf den Erfahrungen der amerika­
nischen Stiftungen wurde die Idee der Bewe­
gungsstiftung in einem mehrjährigen Diskus­
sionsprozess unter Beteiligung vieler in sozia­
len Bewegungen Aktiver weiterentwickelt1. Das 
Konzept der Stiftung wird in seinen Grundzü­
gen im Folgenden kurz skizziert. 

2.1 Feuerwehr statt Gießkanne -
die Förderpolitik der Stiftung 

Die Bewegungsstiftung möchte den massiven 
Finanzproblemen von Bewegungen durch die 
gezielte Förderung von Kampagnen und Pro­
jekten begegnen. Ihre Ziele sollen soziale Ge­
rechtigkeit, Frieden, Gleichberechtigung, De­
mokratie oder Ökologie sein. Die Kampagnen 
und Projekte treten zumindest für ein einzel­
nes dieser Ziele ein und sollten den anderen 
nicht zuwiderlaufen. Gefördert werden soll 
nicht nach dem Gießkannenprinzip. Vielmehr 
sollen langfristig einzelne Kampagnen und Pro­
jekte im Rahmen eines für mehrere Jahre fest­
gelegten Förderschwerpunktes unterstützt wer­
den. Förderschwerpunkt soll eine soziale Be­
wegung werden, die gerade besonders dyna­
misch oder einflussreich erscheint oder bei der 

eine Förderung einen qualitativen Sprung er­
zeugen könnte. Die geförderten Projekte sind 
angehalten, weitere Finanzquellen aufzutun und 
möglichst eine Fundraisingkonzeption zu ent­
wickeln, die eine Förderung durch die Bewe­
gungsstiftung zunehmend entbehrlich macht. In 
politischen Situationen, die ein schnelles Inter­
venieren einer Bewegung erfordern oder in de­
nen sich plötzlich Chancen für politischen Wan­
del ergeben (windows of reform), kann die Stif­
tung kurzfristig einen Feuerwehrzuschuss ge­
währen ( Keeler 1993). Er wird potentiell an 
alle Bewegungen ausgeschüttet, unabhängig 
vom jeweiligen Förderschwerpunkt der Stiftung. 
Des weiteren können auch Förderungen als R i ­
sikodarlehen vergeben werden, etwa unter Ein­
beziehung einer Ausfallbürgschaft. 

2.2 Fulltime für politischen Wandel -
Bewegungsarbeiter 

Für viele Menschen ist Aktivität in einer sozi­
alen Bewegung lediglich auf einen bestimm­
ten Lebensabschnitt beschränkt. Familiäre 
Zwänge, Berufssuche und Auseinanderbrechen 
des sozialen Umfeldes lassen langfristiges po­
litisches Engagement als kostspieligen Luxus 
erscheinen. Soziale Bewegungen sind deshalb 
immer wieder einer großen Fluktuation unter­
worfen. Kompetente und erfahrene Personen 
brechen immer wieder weg. Die Bewegungs­
stiftung will Menschen - wir nennen sie Be­
wegungsarbeiter/Bewegungsarbeiterinnen -
unterstützen, die sich langfristig mit einem gro­
ßen Zeiteinsatz in sozialen Bewegungen enga­
gieren. Die Stiftung wirbt Paten, die monatlich 
mit einem bestimmten Betrag einen Bewe­
gungsarbeiter unterstützen. Derzeit werden vier 
Bewegungsarbeiter im Rahmen der Bewe­
gungstiftung von Paten unterstützt. Die Anti-
atomaktivisten Jochen Stay und Holger-Isabell 
Jänicke konnten sich in den letzten Monaten 
als Bewegungsarbeiter vor allem in die Kam­
pagne X-tausendmal quer an entscheidender 
Stelle einbringen. Des weiteren werden die tür-
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kische Antimilitaristin Ferda Ülker und die un­
abhängige und bewegungsnah arbeitende Jour­
nalistin Karin Leukefeld gefördert. 

23 Bewegung geht stiften -
mit Geld die Welt verändern 

Die Bewegungsstiftung richtet sich an Men­
schen, die ein kleineres oder größeres Vermö­
gen ererbt oder anderweitig erworben haben und 
mit einem Teil dieses Geldes politischen und 
gesellschaftlichen Wandel unterstützen wollen. 
Die Bewegungsstiftung bietet Stiftern bzw. Stif­
terinnen verschiedene Beteiligungsmöglichkei­
ten an. Eine Zustiftung ist bereits ab einer Sum­
me von 5.000 € auf zehn Jahre verteilt mög­
lich. Unter dem Motto ,Bewegung geht stiften' 
soll so vielen auch weniger wohlhabenden Per­
sonen aus Bewegungen eine Zustiftung ermög­
licht werden. Stifter können auch gezielt Bewe­
gungen festlegen, die mit den Renditen aus ih­
rem gestifteten Kapital gefördert werden sollen. 
Ab einer Summe von 125.000 € ist zudem die 
Gründung einer Namensstiftung unter dem Dach 
der Bewegungsstiftung möglich. Diese ermög­
licht dem Stifter, selbst zu entscheiden, welche 
Kampagnen und Projekte mit der Rendite aus 
seinem/ihrem der Stiftung übertragenen Kapital 
gefördert werden. Der Stifter bekommt hierfür 
Vorschläge vom Stiftungsrat unterbreitet. Eine 
weitere Beteiligungsmöglichkeit stellt die För­
derung eines Bewegungsarbeiters nach dem 
bereits beschriebenen Patenschaftsmodell dar. 

2.4 Geldanlage nicht nur mit grünem 
Anstrich 

Die Bewegungsstiftung will politischen Wandel 
nicht nur mit den ausgeschütteten Renditen, son­
dern auch mit ihrem Kapital unterstützen. 
Schnell würden sich ansonsten auch Herkunft 
des Geldes und die Ziele der Bewegungsstif­
tung widersprechen. Wenn die Stiftung etwa 
mit Renditen aus einer Geldanlage bei der Deut­
schen Bank indigene Völker beim Widerstand 
gegen ein von dieser Bank finanziertes Stau­

dammprojekt in Amazonien unterstützen wür­
de, dann bisse sich hier die Katze in den 
Schwanz. Natürlich sind die Verbindungen 
normalerweise nicht so offensichtlich wie in die­
sem fiktiven Beispiel, doch wird daran klar, dass 
die Frage nach der Herkunft von Geld, mit dem 
,Gutes' bewirkt werden soll, sehr entscheidend 
ist. Die Kapitalanlage der Stiftung richtet sich 
daher nach sozialen und ökologischen Kriterien. 
Doch auch hier ist die Frage des jeweiligen 
Veränderungspotentials von ethischem Invest­
ment zu stellen. Offensichtlich erbringt eine In­
vestition in einen ethischen Investmentsektor, 
in dem sowieso ein Uberangebot anlagesuchen­
den Kapitals vorhanden ist, wenig politischen 
Wandel. So legen in der Regenerative-Energi-
en-Branche mittlerweile konventionelle Inves­
toren ohne jegliche ethische Motivation ihr Ka­
pital an, da Renditen von weit über 10 Prozent 
locken. Die Bewegungsstiftung will daher 
besonders alternativen Projekten Kapital zur Ver­
fügung stellen, deren Produkte beispielsweise 
am Markt noch schlecht wettbewerbsfähig sind, 
da bei Konkurrenzprodukten ökologische Fol­
gekosten sich im Preis noch nicht widerspie­
geln. Trotzdem muss die Bewegungsstiftung auf 
einigermaßen hohe Rendite achten, wenn die 
Stiftung ihre finanzielle Leistungsfähigkeit bei­
behalten und gleichzeitig noch Fördergelder aus­
schütten will. Die Stiftung verfolgt deshalb eine 
breit gestreute Anlagepolitik. Das Portfolio be­
steht aus niedrig verzinsten Anlagen bei Alter­
nativprojekten und aus konventionellem' ethi­
schen Investment in der Regenerativen Energi­
en-Branche und in ethischen Fonds. 

2.5 Köpfchen ist gefragt 
Zu mindestens bei langfristig geförderten Pro­
jekten sollte ein Teil der Fördersumme für Stra­
tegieentwicklung und Evaluation aufgewendet 
werden. Ziel der Stiftung ist eine enge Zusam­
menarbeit mit den geförderten Kampagnen und 
Projekten. Diese sollen sich an der ,Movement 
Action Success Strategy' orientieren2. Statt Ber-
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ge von Abschlussberichten zu produzieren, soll 
jeweils eine Person aus dem Stiftungsrat eine 
.Patenschaft' für ein gefördertes Projekt über­
nehmen und einen engen Austausch ermöglichen. 

3 Die Rechtsform und 
Struktur der Stiftung 

Die Bewegungsstiftung hat die Rechtsform ei­
ner treuhänderischen Stiftung. Ihr Treuhänder 
ist der Förderverein Die Bewegungsstiftung e.V. 
Hiermit soll eine direkte staatliche Aufsicht 
über die Stiftung vermieden werden, der man­
che Aktionsformen, die die Stiftung unterstützt, 
ein Dom im Auge sein könnte. Die treuhände­
rische Stiftung ist eine sehr verbreitet Rechts­
form, die auch viele Bürgerstiftungen gewählt 
haben. Als gemeinnützige Stiftung obliegt die 
Bewegungstiftung aber der Aufsicht durch das 
Finanzamt. Des weiteren verfolgt die Stiftung 
mit ihrer Förderung von Bewegungsarbeitern 
auch mildtätige Zwecke. Mildtätig handelt, wer 
selbstlos Menschen in sozialen Notlagen un­
terstützt. 
Da die Stiftung keiner Kontrolle durch die 
Stiftungsaufsicht unterliegt, müssen ihre in­
ternen demokratischen Strukturen um so stär­
ker sein und einen Missbrauch der zugestifte­
ten Gelder verhindern. Die Stiftung versucht 
hier eine Gratwanderung zwischen stabilen 
Strukturen, die langfristige Ausrichtung im 
Sinne der ursprünglichen Ziele sicherstellen, 
und auf der anderen Seite genügend Flexibi­
lität, um Verkrustung zu vermeiden. Die Be­
wegungsstiftung betritt mit ihrer demokrati­
schen Struktur in der bundesdeutschen Stif­
tungslandschaft Neuland, indem sie mit der 
in anderen Stiftungen häufig omnipotenten 
Stellung der Stifter bricht. Stattdessen erhal­
ten auch die geförderten Projekte und ein wis­
senschaftlicher Blickwinkel eine Stimme. Zen­
trales Entscheidungsorgan ist der Stiftungs­
rat, der über die beantragten Förderungen ent­
scheidet. Er besteht aus zwei bekannten Per­
sonen des öffentlichen Lebens sowie je ei­

nem Vertreter des Fachbeirates, des Stifterra­
tes und des Rates der geförderten Projekte. 
Der Fachbeirat soll aus Personen bestehen, 
die sich wissenschaftlich mit sozialen Bewe­
gungen beschäftigen oder durch langjährige 
Tätigkeit in Bewegungen einen reichen Er­
fahrungsschatz besitzen. Um eine Überstruk-
turierung zu vermeiden, ist derzeit an Stelle 
eines Beirates eine einzige Person, der Bewe­
gungsforscher und Soziologe Prof. Dieter 
Rucht, nominiert worden. Uber den Rat der 
Stifter können alle Stifter auf die Entschei­
dungen des Stiftungsrates Einfluss nehmen. 
Sie wählen derzeit einen Vertreter in diesen 
Rat. Wenn sich die Zahl der Stifter weiter 
vergrößert hat, soll ein weiterer Vertreter hin­
zukommen. Derzeit haben die Stifter Susann 
Haltermann in den Rat delegiert. Eine weite­
re Besonderheit an der Struktur der Stiftung 
ist die Tatsache, dass auch die geförderten 
Projekte einen Vertreter in den Stiftungsrat 
entsenden. Gerade den Bedürfnissen der ge­
förderten Projekte wird in vielen Stiftungen 
zu wenig Gehör geschenkt. Dies soll durch 
ihre Stimme im Rat vermieden werden. Der 
Anti-Atom-Aktivist Jochen Stay vertritt ge­
genwärtig die geförderten Projekte im Stif­
tungsrat. Als Personen des öffentlichen Le­
bens sind derzeit Psychoanalytiker, Sozial­
philosoph und Friedensaktivist Prof. Horst-
Eberhard Richter und die Feministin und So­
ziologin Dr. Gisela Notz nominiert. 
Einmal jährlich tritt die Strategiewerkstatt der 
Bewegungsstiftung zusammen. Sie stellt einen 
Art Think-Tank der Stiftung dar und sorgt dafür, 
dass die Stiftung nah am aktuellen Bewegungs­
geschehen bleibt. Hier treffen die Stifter mit 
den geförderten Projekten und Kampagnen und 
den Mitgliedern des Fachbeirates zusammen, 
um langfristige Strategien, operative Tätigkei­
ten und Förderschwerpunkte der Stiftung zu 
beraten. Die Strategiewerkstatt hat beratende 
Funktion und spricht Empfehlungen an den 
Stiftungsrat aus. 
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4 Konkrete Schritte 
A m 2. März 2002 war es so weit: Die Bewe­
gungsstiftung wurde im Haus der Demokra­
tie in Berlin gegründet. E l f Gründungsstifter 
und Gründungsstifterinnen machten den A n ­
fang und brachten insgesamt 260.000 € Ka ­
pital in die Stiftung ein. Vorausgegangen war 
zum einen eine intensive Presse- und Öffent­
lichkeitsarbeit mit Anzeigen, Artikeln und In­
terviews in verschiedenen bundesweite Me­
dien. Die Idee stieß auf großes Interesse, und 
mehrere hundert Zuschriften erreichten uns. 
Es entwickelte sich ein intensiver Diskussi­
onsprozess, in den sowohl die Initiatoren und 
die Gründungsstifter als auch viele Menschen 
aus sozialen Bewegungen ihre Vorschläge ein­
brachten. 
Nach einer ersten, breit angelegten Förderung 
von Projekten durch den Förderverein im Jahr 
2001 mit einem Volumen von 6.000 € , sollen 
nun gezielt Kampagnen und Projekte aus ei­
nem Förderschwerpunkt der Stiftung unterstützt 
werden. Die Strategie Werkstatt hat hierfür dem 
Stiftungsrat vorgeschlagen, Kampagnen und 
Projekte aus der Friedensbewegung gegen die 
amerikanischen Militärschläge auszuwählen. 
Die nächsten Monate werden entscheidend für 
den Erfolg der Bewegungsstiftung sein. Es gilt, 
noch viel mehr Menschen für die Idee der Stif­
tung zu begeistern, um irgendwann so groß zu 
sein, auch wirklich einen politischen Unter­
schied zu machen und Anstöße für politischen 
Wandel geben zu können. Die Bewegungsstif­
tung wird dabei an die Aufbruchstimmung in 
den derzeitigen sozialen Bewegungen anknüp­
fen. 

Christoph Bautz ist Diplom-Biologe und seit 
vielen Jahren in der Ökologie- und Anti-Atom-
Bewegung aktiv. Er arbeitet als Öffentlichkeits­
referent in der Bundesgeschäftsstelle von At-
tac-Deutschland. Felix Kolb ist Diplom-Poli­
tologe und promoviert zu den politischen Aus­
wirkungen sozialer Bewegungen. 

Anmerkungen 
1 Vgl . www.fex.org 

2 Vgl . www.bewegungsstiftung.de/mass 

Literatur 
Keeler, John T. S. 1993: Opening the Window 
for Reform: Mandates, Crises, and Extraordi-
nary Policy-Making. In: Comparative Political 
Studies 25, H. 4, 433-486. 
Kolb, Felix 2002: Soziale Bewegungen und 
politischer Wandel. Studienbrief des Weiter­
bildungsprogramm Kurs Zukunftspiloten, 
Deutscher Naturschutzring, Bonn. 
Jenkins, Craig J. 1998: Channeling Social Pro­
test: Foundation Patronage of Contemporary 
Social Movements. In: Powell, C. (Hg.): Pri­
vate Action and the Public Good. New Häven: 
Yale University Press, 206-216. 
Ostrander, Susan A. 1995: Money For Change. 
Social Movement Philanthropy at Haymarket 
People's Fund. Philadelphia: Temple Univer­
sity Press. 
Rucht, Dieter 2002: Anstöße für den Wandel -
Soziale Bewegungen im 21. Jahrhundert, www. 
bewegungsstiftung.de/gruendung_rohmann 

BERICHT 

IG Metall-Zukunftsdebatte 
Die IG Metall hat 1999 auf ihrem Gewerk­
schaftstag beschlossen, eine neue Zukunftsde­
batte zu führen. Mit dieser ,neuen' Zukunfts­
debatte wird einerseits versucht, an ältere Pro­
grammdiskussionen und Zukunftsdiskurse an­
zuknüpfen. Aber andererseits wird auch ein 
neuer Ansatz erprobt. Die aktuelle Zukunfts­
debatte rückt die Beteiligung der Mitglieder 
und die Mitwirkung der Nichtorganisierten in 
den Mittelpunkt des Prozesses. Und in dem 
vom Vorstand beschlossenen Konzept ist der 
klare politische Wille verankert, die Ergebnis­
se und Erkenntnisse in die Programmatik der 
IG Metall einfließen zu lassen. 
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Die Zukunftsdebatte läuft bis zum nächsten 
Gewerkschaftstag 2003 und ist in drei Pha­
sen unterteilt. Unter dem Motto ,Mehr er­
kennen' wurden in einem ersten Schritt ver­
schiedene Befragungen durchgeführt und 
Beteiligungsmöglichkeiten eröffnet. So fan­
den im Mai 2001 eine Repräsentativbefra­
gung und in fast 700 Unternehmen zusätz­
liche Betriebsbefragungen statt. Mitglieder 
wie Nichtorganisierte konnten sich an einer 
,Metall '-Befragung beteiligen oder den Fra­
gebogen online beantworten. Im Mittelpunkt 
der Erhebungen standen Erfahrungen in der 
Arbeitswelt, Erwartungen an das Berufsle­
ben, Forderungen an die Gewerkschaften 
und die Beurteilung der Arbeit der IG Me­
tall. Insgesamt haben sich fast 120.000 Men­
schen aktiv beteiligt. Parallel zu diesen em­
pirischen Studien wurden in Gutachten die 
wissenschaftlichen Debatten zur Zukunft der 
Arbeit, zur Zukunft der Gesellschaft, zur 
Zukunft der Politik, zur Zukunft der Wirt­
schaft und zur Zukunft der Gewerkschaften 
von Fachexperten aufgearbeitet. Mit wel­
chen Tendenzen diese Themen in der Ge­
sellschaft (Parteien, Kirchen, Verbänden) 
diskutiert werden, ist zusätzlich in weite­
ren fünf Berichten fest gehalten worden. 
A u f der Grundlage dieser umfangreichen 
Untersuchungen und breiten Quellenbasis 
- empirische Erhebungen, wissenschaftli­
che Debatten, gesellschaftliche Diskussio­
nen - ist als Abschluss der ersten Phase zu 
Beginn des Jahres 2002 der IG Metall-Zu­
kunftsreport erschienen. A u f knapp 80 Sei­
ten sind die wichtigsten Ergebnisse und die 
zentralen Befunde zusammen gestellt wor­
den. Wer z .B. wissen w i l l , wie die Beschäf­
tigten im Organisationsbereich der IG Me­
tall die Veränderungen in der Arbeitswelt 
wahr nehmen, was sie beruflich erwarten, 

wie sie ihr Qualifikationsniveau einschät­
zen, welche Hoffnungen oder Ängste sie 
mit der Globalisierung verbinden, welche 
Meinung sie zu Arbeitszeitthemen haben, 
welche Zukunftschancen sie der IG Metall 
einräumen oder wer erfahren möchte, ob 
Nichtorganisierte die Arbeit der IG Metall 
anders als die Mitglieder beurteilen, findet 
hier z.T. überraschende Antworten und viel­
fach unerwartete Tendenzen. 
Die Autoren des Zukunftsreports haben dann 
in einem zweiten Schritt diese Erkenntnis­
se zugespitzt, zu neuen Themenfeldern ge­
bündelt und Vorschläge zur weiteren Dis­
kussion gemacht. Diese „Zuspitzungen und 
Diskussionsanreize" (80-96) stehen im Zen­
trum der zweiten Phase, in der es unter dem 
Motto: ,Weiter denken' darum geht, diese 
Themen (von der ,Zukunft der industriellen 
Arbeit in Deutschland' über ,Arbeit und Le­
ben' bis zur ,Reformfähigkeit der Gewerk­
schaften') in der Organisation und mit der 
Öffentlichkeit zu diskutieren. Abschluss die­
ser Phase ist ein Zukunftskongress in Leip­
zig (13.-15. Juni) mit der Präsentation ei­
nes Zukunftsmanifestes. In der dritten Pha­
se .Zukunft leben' sollen schließlich die 
Schlussfolgerungen des gesamten Prozes­
ses in der IG Metall politisch-programma­
tisch umgesetzt werden. 
Dem Zukunftsreport liegt eine CD-Rom bei, 
auf der alle Erhebungsdaten der ersten Pha­
se, alle Gutachten und Berichte nachzule­
sen sind. Der Zukunftsreport kann unter 
www.igmetall.de bestellt werden. Auch wer 
Infos zum Kongress sucht, wird hier fün­
dig. Schriftliche Bestellungen für den Zu­
kunftsreport bitte richten an: IG Metall-Vor­
stand, Abt. 1. Vorsitzender, 60519 Frank­
furt/Main 

Jupp Legrand, Frankfurt 
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Verfolgung nimmt weltweit zu 
Die Zahl der ermordeten Gewerkschafter/ 
innen hat im Jahr 2000 gegenüber 1999 um 
50 Prozent zugenommen. Nach Angaben des 
Internationalen Bundes freier Gewerkschaf­
ten (IBFG) wurden im vorletzten Jahr 210 
Gewerkschafter/innen ermordet, 8245 in­
haftiert und 2931 misshandelt oder gefol­
tert. Kolumbien gilt als das gefährlichste 
Land. 153 Menschen wurden dort wegen 
ihres Engagements für Arbeitnehmerrechte 
ermordet. Seit 1998 gibt der I B F G jährlich 
eine Übersicht über die Verletzungen von 
Gewerkschaftsrechten heraus. 141 Länder 
werden in dem Bericht von 2001, der die 
Verletzungen im Jahr 2000 dokumentiert, 
aufgeführt . Die Unterdrückung der Gewerk­
schaftsrechte nehme zu, so der I B F G , nicht 
nur in Entwicklungsländern, auch in Indus­
triestaaten. 

Kontakt: www.icftu.org. 

Zukunftskongress 
Unter dem Titel ,Neue Wege wagen' zieht 
die IG Metall vom 13. bis 15. Juni 2002 in 
Leipzig eine Bilanz ihrer im Herbst 2000 
gestarteten Zukunftsdiskussion. Der Kon­
gress soll ohne die Rituale eines Gewerk­
schaftstages und ohne formale Beschluss­
fassung ein Forum für Diskussionen bieten 
sowie die Reformfähigkeit der IG Metall 
unterstreichen und Hinweise geben, wie die 
Gewerkschaften ihre Politik und ihre Pro­
grammatik modernisieren müssen, um neue 
politische Gestaltungskraft zu gewinnen. 
Kontakt: www.igmetall.de/zukunft. 

Gewerkschaften treffen sich im Netz 
ver.di, die britische Gewerkschaft C W U 
(Communication Workers Union) und der 
Dachverband UNI Europa (Union Network 
International - Europa) testen mit dem Pro­
jekt int.unity neue Wege der internationa­

len Zusammenarbeit, int.unity steht fü r 
,building up an international trade union 
Community in the net'. Es geht dabei um den 
Aufbau einer Internetplattform, auf der die 
beteiligten Gewerkschaften in einem v i r ­
tuellen Arbeitsraum' zusammenkommen 
und mit Hi l fe einer automatischen Sprach­
übersetzung kommunizieren. Über drei The­
men tauschen sich die Gewerkschaften im 
Netz aus: Gewerkschaften und Internet, Ge­
werkschaften und neue Wirtschaft, Gewerk­
schaften und europäische Betriebsräte. Die 
Federführung hat jeweils eine der gewerk­
schaftlichen Partnerorganisationen. 
Kontakt: www.intunity.org. 

• 

Internationaler Gewerkschaftspass 
Mobilität gehört für viele Beschäftigte zum 
Arbeitsalltag, sie verbringen ein oder zwei 
Jahre in einem anderen Land. Für die davon 
stark betroffenen Fach- und Führungskräf­
te hat die Gewerkschaftsinternationale Uni ­
on Network International (UNI) den so ge­
nannten UNI-Pass herausgegeben. Voraus­
setzung, den Pass zu erhalten, ist die Mi t ­
gliedschaft in einer Gewerkschaft, die UNI 
angeschlossen ist (ver.di). M i t dem U N I -
Pass kann ein Beschäftigter im Ausland be­
stimmte Dienste der dortigen, UNI ange­
schlossenen Gewerkschaft in Anspruch neh­
men. Dazu zählen u.a. Beratung in Beschäf­
tigungsfragen, Informationen über Arbeits­
und Wohnbedingungen, Einladungen zu 
kulturellen Veranstaltungen, die Einbezie­
hung in örtliche Aktivitäten oder Bildungs­
kurse. 
Kontakt: www.verdi.de und www.union-
network.org. 

Nachhaltige Wirtschaftsweise für das 
Handwerk 
Wie kann sich ein Schreinereibetrieb für 
die Zukunft fit machen und dabei nachhal-
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tig wirtschaften und produzieren? Dazu lie­
fert die Broschüre ,Auf Kurs bleiben? Das 
Schreinerhandwerk macht sich fit für die 
Zukunft' Anregungen und Stichworte. Ver­
arbeitet wurden dabei Erfahrungen und Er­
gebnisse aus dem Projekt .Ressourcen scho­
nen? Wettbewerbsfähigkeit sichern'. Unter 
diesem Motto haben Wissenschaftler/innen 
des Wuppertal Instituts zusammen mit acht 
Schreinereibetrieben Potenziale einer nach­
haltigen Wirtschaftsweise für das Handwerk 
erarbeitet. Die Broschüre richtet sich vor­
rangig an kleine und mittlere Handwerks­
betriebe und kann, gegen Übersendung ei­
nes mit 1,53 Euro frankierten D I N - A - 4 -
Rückumschlages, bezogen werden. 
Kontakt: Dorle Riechert, Wuppertal Insti­
tut, Öffentlichkeitsarbeit, Döppersberg 19, 
42103 Wuppertal. 

Häusliche Gewalt 
Das Informationszentrum (IZ) Sozialwis­
senschaften Bonn hat eine Dokumentation 
zum Stand der sozialwissenschaftlichen For­
schung zum Thema ,häusliche Gewalt' vor­
gelegt. Der von Gisela Ross-Strajhar bear­
beitete Band ,Gewalt in der Familie. Häus­
liche Gewalt gegen Partner und Kinder' ent­
hält Beschreibungen von 178 Veröffentli­
chungen und Forschungsprojekten, die sich 
mit den Ursachen und Auswirkungen von 
Gewalt in der Familie, ihrer Verbreitung 
und den vielfältigen theoretischen Erklä­
rungsansätzen befassen. Die vollständige 
Dokumentation ist als gedruckte Fassung 
für 10,00 Euro erhältlich oder kann kosten­
los aus dem Internet geladen werden. 
Kontakt: IZ Sozialwissenschaften, Lennestr. 
30, 53113 Bonn, www.gesis.org/Informati-
on/Themen/Fokus/index.htm. 

• 

Erfolg von Freiwilligeninitiativen 
Mittels Befragung hat Werner Ostendorp 14 

völlig unterschiedliche Projekte im Rah­
men einer vergleichenden Evalua t ion 
daraufhin untersucht, was den Erfolg von 
Freiwilligenorganisationen ausmacht, bzw. 
welche gemeinsamen Erfolgsfaktoren aus­
zumachen sind. Darunter befindet sich ein 
links-alternatives Bürgerradio, eine Vogel­
warte, eine Verbindung von örtlichen Sport­
vereinen oder ein tradiertes landesweites 
Sozialwerk. Die Studie mit dem Titel ,Was 
macht den Erfolg von Freiwilligeninitiati­
ven aus?' kann unter Einsendung eines 
adressierten frankierten Briefumschlages 
für 10,00 Euro (bitte beilegen) bestellt wer­
den. 
Kontakt: Schweizerische Gemeinnütz ige 
Gesellschaft, Postfach, 8042 Zürich. 

Weltgipfel in Johannesburg 
Ein neues Forum für alle, die die Vorberei­
tungen des Weltgipfels für Nachhaltige Ent­
wicklung in Johannesburg aktiv mit verfol­
gen möchten, findet sich nun im Internet. 
Gestartet haben dieses Portal das Bundes­
ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU) und das Bundes­
ministerium für wirtschaftliche Zusammen­
arbeit und Entwicklung ( B M Z ) . 
Kontakt: www.weltgipfel2002.de. 

Neuer Schwung für 
Nachhaltige Entwicklung 
Ein breites Bündnis deutscher Nichtregie­
rungsorganisationen hat sich im Vorfeld von 
Johannesburg zur bundesweiten Kampag­
ne .Globale Gerechtigkeit ökologisch ge­
stalten - Neuer Schwung für Nachhaltige 
Entwicklung' zusammengeschlossen. Ge­
meinsam wollen sie erreichen, dass Politik 
und Gesellschaft mehr Verantwortung für 
eine ökologische und sozial zukunftsfähi­
ge Entwicklung übernehmen. Der Kampag­
nenaufruf und 10 Forderungen der beteilig­
ten Umwelt- und Entwicklungsorganisatio-
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nen finden sich im Internet unter www.rio-
10.de. Bei der Projektstelle Forum Umwelt 
und Entwicklung können weitere Informa­
tionen abgerufen und eigene Vorschläge für 
gemeinsame Aktionen eingebracht werden. 
Kontakt: Forum Umwelt und Entwicklung, 
Tel.: (0228) 359704, Fax: (0228) 92399356, 
eMail : info@forumue.de, www.forumue.de. 

Samisdat 
Bei der Robert-Havemann-Gesellschaft ist 
eine interessante Publikation ,Freiheit und 
Öffentlichkeit . Politischer Samisdat in der 
D D R 1985-1989' erschienen. Mitte der acht­
ziger Jahre entwickelte sich in der DDR 
eine vielfarbige oppositionelle Untergrund­
literatur - der Samisdat. Oppositionelle ga­
ben immer mehr ,nichtgenehmigte' politi­
sche Veröffentlichungen heraus. In der von 
Ilko-Sascha Kowalczuk herausgegebenen 
Dokumentation sind Beiträge von 40 Auto­
ren versammelt. Der band in der Schriften­
reihe des Robert-Havemann-Archivs, Band 
7, I S B N 3-9804920-6-0, kostet 25,00 Euro. 
Kontakt: Robert-Havemann-Gesellschaft 
e.V., Tel. (030) 447108-10, Fax -19, eMail : 
a rch ive@ havemann-gesel lschaf t .de , 
www.havemann-gesellschaft.de. 

Maßnahmen gegen Rechtsextremismus 
K O D E X ist die Kurzbezeichnung für „Kom­
munale Datenbank gegen Gewalt, Extremis­
mus, und Fremdenfeindlichkeit". Unter 
www.kommunen-gegen-gewalt.de finden 
sich detaillierte Informationen über mehre­
re hundert Konzepte, Projekte und Aktivitä­
ten, die auf kommunaler Ebene gegen Ge­
walt, Extremismus und Fremdenfeindlich­
keit eingesetzt werden. Ein umfangreiches 
Verzeichnis mit Aktionen gegen Rechtsex­
tremismus - sortiert nach Themen, Regio­
nen sowie von A - Z findet - sich unter 
www.agrx.de. 

Bundestreffen der Tauschring­
initiativen 
Tauschringe finden zunehmend Beachtung. 
Ihr Grundprinzip ist, dass Güter und Dienst­
leistungen nicht mit Geld bezahlt, sondern 
mit anderen Gütern und Dienstleistungen 
beglichen werden und zwar nicht bloß im 
direkten Tausch zwischen einzelnen Perso­
nen, sondern auch indirekt zwischen einer 
größeren Zahl von Mitgliedern. Längst ha­
ben sich Tauschringe miteinander vernetzt. 
Vom 27. bis 29. September 2002 findet in 
Witten/Ruhr das achte Bundestreffen der 
Tauschsysteme statt. Es steht unter dem T i ­
tel ,Tauschringe in der Lokalen Agenda als 
Impulsgeber für eine soziale Ökonomie ' . 
Kontakt: Dr. Adrian Reinert, Stiftung MIT­
A R B E I T , Bornheimer Str. 37, 53111 Bonn, 
T. (0228) 60424-0, Fax: -22, eMai l : info@ 
mitarbeit.de, www.mitarbeit.de. 

exit - Wege aus der Gewalt für Kinder 
und Jugendliche 
Im Mai letzten Jahres veranstaltete terre 
des hommes die internationale Konferenz 
,exit - Wege aus der Gewalt für Kinder und 
Jugendliche'. Nun ist die Dokumentation 
zur Konferenz, an der Experten aus Europa, 
Asien, A f r i k a und Lateinamerika teilnah­
men, erschienen. Die Dokumentation ist 
gegen eine Schutzgebühr von 5,00 Euro 
erhältlich oder kann kostenlos im Internet 
heruntergeladen werden. 
Kontakt: terre des hommes, Postfach 4126, 
49031 Osnabrück, Fax: (0541) 7101196, 
eMai l : presse@tdh.de, www.tdh.de. 

Zukunft der Stadt - Stadt der Zukunft 
Die Ergebnisse der Hauptversammlung des 
Deutschen Städtetages zum Dialog über De­
mokratie und Selbstverwaltung in den Städ­
ten liegen jetzt vor. Die Publikation Z u ­
kunft der Stadt - Stadt der Zukunft ' enthält 
sämtliche Ansprachen, Vorträge und Reden 
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der teilnehmenden Politiker zu den Berei­
chen s tädt ische Pol i t ik und kommunale 
Selbstverwaltung. Die Schrift umfaßt wei­
ter die Leipziger Resolution zu den Grund­
lagen eines Leitbildes fü r die Stadt der Zu­
kunft. Die Dokumentation kostet 17,00 
Euro. 
Kontakt: www.staedtetag.de/10/veroeffent-
lichungen/schriften/index.html 

• 

Ehrenamt 
Die Querschnittsgruppe ,Arbeit und Öko­
logie' des Wissenschaftszentrums Berlin für 
Sozialforschung (WZB) hat einen interes­
santen Forschungsbericht herausgegeben. 
Von Genevieve Hesse stammt das Paper E r ­
werbslose Ehrenamtler: Botschafter einer 
sinnvollen Arbeit oder Opfer der Erwerbs­
arbeitskrise?' (P01-509). Die Publikation 
dieser explorativen Studie ist Kooperation 
zwischen dem W Z B und der Heinrich-Böll-
Stiftung entstanden. Die qualitativen Inter­
views mit Erwerbslosen sind im Rahmen 
des Berliner Forschungsprojektes Initiati­
venverbund Bürgerarbeit entstanden. Die­
ser Bericht ist gegen Einsendung einer 0,51 
Euro-Briefmarke und eines Adressenauf­
klebers in gedruckter Form erhältlich oder 
kann kostenlos im Internet heruntergela­
den werden. 
Kontakt: Pressestelle W Z B , Reichpietschu­
fer 50, 10785 Ber l in , ht tp: / /skylla.wz-
berlin.de/pdf/2001/p01-509.pdf. 

Gesundheitliche Risiken durch Drogen 
Die Broschüre ,Drug Abuse and H I V / A I D S : 
Lessons Learned' ist das Ergebnis der Zu­
sammenarbeit zwischen dem gemeinsamen 
HIV/AIDS-Programm der Vereinten Natio­
nen (UNAIDS) und dem Programm der Ver­

einten Nationen für die internationale Dro­
genbekämpfung (UNDCP) . Berichtet wer­
den praktische Erfahrungen in Mittel- und 
Osteuropa und in den zentralasiatischen 
Staaten, wo injizierender Drogenkonsum bei 
der Übertragung von H I V / A I D S eine be­
deutende Rolle spielt. 
In Kapiteln zu Feldarbeit, Entwicklungen 
in der Drogenpolitik und -Strategie sowie 
Vernetzung und Schulung wird erläutert, 
wie drogenbedingte gesundheitliche Ris i ­
ken reduziert werden können und wie die 
Übertragung von Infektionskrankheiten zu 
verhindern ist. Die Broschüre ist kostenlos 
im Internet herunterladbar. 
Kontakt: www.undcp.org. 

Weitbevölkerung 
Schnelles Bevölkerungswachstum in Ent­
wicklungsländern und Bevölkerungsabnah­
me in Industr ie ländern sind die beiden 
Trends, die die regionale Verteilung der 
Weltbevölkerung im kommenden Jahrhun­
dert entscheidend prägen werden. Zu die­
sem Ergebnis kommt der aktuelle Bericht 
,Dynamik der Weltbevölkerung 2002', den 
das Berlin Institut für Weltbevölkerung und 
globale Entwicklung gemeinsam mit der 
Deutschen Stiftung Weltbevölkerung her­
ausgegeben hat. Bis zum Jahr 2050 wird der 
Anteil der Menschen in Industrieländern 
voraussichtlich von heute 17 auf knapp 12 
Prozent weiter sinken, schätzt der Autor des 
Berichts, Carl Haub. Vor rund 50 Jahren 
lebten nahezu 30 Prozent der Menschheit in 
den heutigen Industrieländern. Der Bericht 
kostet 14,80 Euro und kann direkt beim 
Verlag bestellt werden. ( ISBN 3-930723-
71-9). 

Kontakt: eMai l : vertrieb@hamppverlag.de. 
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REZENSIONEN 

Wer oder Was sind 
Globalisierungskritiker? 

Massenproteste wie vergangenen Sommer in 
Genua oder im Winter 1999 in Seattle gegen 
transnationale Institutionen und Zusammen­
schlüsse (Weltbank, IWF, WTO und G-7) hat es 
seit den 1980er Jahren nicht mehr gegeben. Der 
Aufstand derZapatistas in Chiapas im Jahr 1994 
und der erfolgreiche Widerstand gegen das 
Multilaterale Investitionsabkommen (MAI) im 
Jahr 1997 stehen am Anfang einer teilweise 
neuen, teilweise forcierten und teilweise wie­
derbelebten Mobilisiemng gegen eine neolibe­
rale Wirtschaftsform, die seit den 1970er Jahren 
für viele Regierungen und Konzerne zum domi­
nanten Handlungsmuster geworden ist. 
Diese Mobilisierung hält seit einiger Zeit unter 
dem Begriff globalisierungskritische Bewegung 
Einzug in die politischen, wirtschaftlichen und 
feuilletonistischen Ressorts der Medien und 
beschäftigt auch immer mehr Wissenschaftler 
und Wissenschaftlerinnen. Nele Boehme und 
Heike Walk haben Forscherinnen und Forscher, 
Aktivistinnen und Aktivisten verschiedener 
Netzwerke, NGOs und Organisationen im letz­
ten Herbst auf einer Fachtagung des Forschungs­
journals Neue Soziale Bewegungen zusammen­
gebracht, um mit ihnen gemeinsam über die 
Inhalte und Aktionsformen dieser neuen sozia­
len Bewegung zu diskutieren. Daraus ist der 
vorliegende Sammelband entstanden, ergänzt 
mit einem der letzten Vorträge des im Januar 
verstorbenen Soziologen Pierre Bourdieu und 
weiteren Beiträgen von Elmar Altvater, Ulrich 
Brand, Daniel Mittler, Albrecht von Lücke und 
Gottfried Oy. 

Die Herausgeberinnen erfüllen, was sie in ih­
rem Eingangs formulierten Anspruch ankün­
digen: Der Sammelband enthält viele Informa­

tionen, Diskussionsgrundlagen und Impulse. 
Er stellt verschiedene theoretische Überlegun­
gen über die Merkmale dieser Bewegung (El­
mar Altvater, Pierre Bourdieu, Ulrich Brand, 
Dieter Rucht), über theoretische Implikatio­
nen zum Kampagnenbegriff (Christian Lahus­
en), über ihre mediale Präsenz (Albrecht von 
Lücke), über die Bedeutung des Internet (Gott­
fried Oy) und über die Spannung zwischen 
Nord- und Südnetzwerken (Ronald Köpke) vor. 
Und er lässt Aktivistinnen und Aktivisten der 
Bewegung über ihre Kampagnen und ihre in­
haltliche Arbeit zu Wort kommen (Anne Jung 
über die „Fatal Transactions"-Kampagne von 
Medico International, Kaisa Eskola und Felix 
Kolb über Attac, Friederike Habermann über 
Peoples Global Action (PGA), Daniel Mittler 
über Friends of the Earth, Jürgen Kaiser über 
Erlassjahr.de. 

Das hier präsentierte facettenreiche Spektrum 
ist keine Nabelschau. Das ist ein besonders 
interessantes Moment des Sammelbandes. Es 
führt vielmehr historische Kontinuitäten, Brü­
che und sich neu gerierende Spannungsver­
hältnisse vor Augen, die die Diskussion über 
die globalisierungskritische Bewegung unbe­
dingt bereichem. 

Das Ringen um Positionen 
Die Beiträge von Ulrich Brand und Friederike 
Habermann über das politische Grundverständ­
nis der Zapatistas zeigen die Differenz zwi­
schen nördlichen und südlichen Protestfor­
men und -Vorstellungen. Zurecht weisen Brand 
und Habermann darauf hin, dass die Bewe­
gung nicht ignorieren dürfe, was fremd und 
ungewöhnlich und nicht in ein nördlich ge­
prägtes Weltbild zu passen scheint. Wer mit 
latein- und mittelamerikanischen Gruppen 
zusammenarbeitet, wird schnell feststellen, 
verdeutlicht auch Ronald Köpke in seinem 
Beitrag über das Verhältnis von Nordkampag­
nen und Südnetzwerken, dass die Vorstellun­
gen über Globalisierung und Internationali-
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sierang zwischen beiden Hemisphären stark 
auseinandergehen können. Brand, Habermann 
und Köpke verbreiten dabei keinen Pessimis­
mus, sie mahnen aber vor einer nördlichen 
Dominanz in einer Bewegung, die den An­
spruch vertritt, eine „Globalisierung von unten" 
gestalten zu wollen. 
In dieser Hinsicht zeigen diese Beiträge ein 
starkes Problembewusstsein für die Heraus­
forderungen, der sich die globalisierungskriti­
sche Bewegung schon aktuell stellen muss, 
wenn sie künftig transnational handlungsfä­
hig sein will . Denn langfristiger Aktionismus 
ist nicht leicht zu halten, wenn innerhalb des 
Netzwerks verschiedene Aktionsformen, Mo­
tivationen und grundlegende theoretische 
Uberzeugungen kursieren und aufeinander-
prallen können. Das gilt auch für die Frage 
nach der Legitimation von Gewalt bzw. zivi­
lem Ungehorsam, in der beispielsweise Attac 
und P G A unterschiedliche Auffassungen ver­
treten, oder der Frage nach dem theoretischen 
Uberbau, die Pierre Bourdieu und Ulrich Brand 
voneinander scheidet. Uneins sind auch Attac, 
Friends of the Earth, P G A und Erlassjahr.de in 
der Frage nach der Reform oder der Abschaf­
fung der WTO. Der Sammelband enthält noch 
eine ganze Reihe weiterer Diskussionspunkte, 
so die Ausführungen von Boehme und Walk 
über den Begriff der Zivilgesellschaft, die, so 
die Autorinnen, in ihren Ursprüngen immer an 
den Nationalstaat gebunden war und ihr Han­
deln und ihre Fordemngen daran ausgerichtet 
hatte. Sie stelle daher keinesfalls eine unab­
hängige Sphäre dar, in der die Akteure und 
Akteurinnen sich jenseits staatlicher Kontexte 
gänzlich frei bewegen könnten. 
Allein die Auflistung dieser kontroversen Punk­
te zeigt, wie viele Auseinandersetzungen der 
Bewegung noch bevorstehen. Sie tut gut dar­
an, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
in die Debatten darüber mit einzubeziehen -
Attac hat mit der Gründung eines wissenschaft­
lichen Beirates bereits damit begonnen. 

Eine neue Qualität haben die transnationalen 
Proteste ohne Zweifel durch den Einsatz des 
Internets erhalten. Wie wirksam politische Ar­
beit im Cyberspace sein kann, das zeigten bei­
spielhaft die Zapatistas. Und doch sollte man 
dieses Medium, gibt Gottfried Oy zu beden­
ken, nicht überschätzen. In seinem Aufsatz 
zeichnet er knapp die noch kurze Geschichte 
des Verhältnisses zwischen den sozialen Be­
wegungen und den Neuen Medien nach. Trotz 
seiner positiven Einstellung gegenüber dem 
Internet weist Oy darauf hin, dass das Netz 
politischen Aktivismus nicht ersetzen könne. 
Das Abflauen einer Bewegung habe in der 
Vergangenheit immer auch zu einer konzepti­
onellen Krise gegenöffentlicher Medien ge­
führt. Für die Kommunikation über Proteste 
und ihre Organisation über Mailings und an­
dere virtuelle Publikationsformen seien sie aber 
von großer Bedeutung. 
Boehme und Walk ist es gelungen, in diesem 
Band möglichst viele unterschiedliche Positi­
onen zusammenzutragen, die den Diskurs über 
die globalisierungskritische Bewegung um 
wichtige Aspekte ergänzen. 

Gabriele Rohmann, Berlin 

Besprochene Literatur 
Heike WalkJNele Boehme (Hg.) 2002: Globaler 
Widerstand. Internationale Netzwerke auf der 
Suche nach Alternativen im globalen Kapita­
lismus. Münster: Westfälisches Dampfboot. 

ta 

Globalisierungskritik 
und Attac 

Beinahe täglich informieren die Medien über 
das Thema Globalisierung, sei es in Berichten, 
Reportagen oder in Rezensionen über die in den 
vergangenen Jahren zahlreich erschienenen Bü­
cher. Das Thema ist ohne Zweifel ,in' - bei 
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denen, die die Struktur der Globalisierung gut­
heißen, denen, die sie kritisieren, in der Wissen­
schaft und im Journalismus. Auch wenn der Pro­
test gegen transnationale Institutionen wie die 
Weltbank und der Internationaler Währungsfonds 
(IWF) nicht neu ist, wie der Soziologe Dieter 
Rucht nicht müde wird zu betonen, gibt es eine 
neue ,Wahrnehmungsfokussierung\ an der na­
türlich die Medien einen starken Anteil haben. 
Diese Fokussierung richtet sich in Deutschland 
seit Genua insbesondere auf das Netzwerk Attac. 
Das haben auch Christiane Grefe, Reporterin 
bei der Zeit, Mathias Greffrath, freier Autor 
und ehemals Chefredakteur der Wochenpost 
und Harald Schumann, Spiegel-Online-Redak­
teur und Koautor des Bestsellers „Die Globali­
sierungsfalle", erkannt und rasch das erste, 
umfassende Buch über Attac geschrieben. Da­
rin gehen sie in der ersten Hälfte den Ursachen 
der Globalisierungskritik nach, berichten aus­
führlich über viele der weltweiten Finanzkri­
sen seit Bretton Woods, beschreiben deren 
Zusammenhang mit den Zuständen in den be­
troffenen Ländern und konfrontieren den Le­
ser mit vielen Daten, Fakten und Erklärungen 
zu zentralen volks- und betriebswirtschaftli­
chen Begriffen. Wer kann schon aus dem Steh­
greif sagen, was Offshore-Zentren, Hedgefonds 
oder Portfolio-Anlagen sind, wer vermag in 
wenigen Worten schlüssig die zentralen Kr i ­
tikpunkte an der neoliberalen Globalisierung 
zu benennen? Den Autoren ist es gelungen, auf 
immerhin gerade mal knapp einhundert Seiten 
gut verständlich und sachlich mitzuteilen, was 
die Globalisierungskritiker wollen - wie im 
Untertitel des Bandes als Frage vorangestellt. 

Die Arm-Reich-Schere 
Dabei schockieren gerade ihre Zahlen und Ver­
gleiche über Einkommensverhältnisse und Ge­
winnspannen in den vergangenen vierzig Jah­
ren. War weltweit das durchschnittliche Pro-Kopf-
Einkommen zwischen 1960 und 1980 noch um 
83 Prozent gestiegen, so kam es zwischen 1980 

und 2000 nur noch zu einer Steigerung um 33 
Prozent. In Lateinamerika fällt die Steigerungs­
rate noch viel geringer aus, hier betrug sie im 
ersten Zeitraum 75 Prozent, im zweiten nur noch 
sechs Prozent. In Schwarzafrika ist sie sogar 
nach Aussage der Autoren in den vergangenen 
zwanzig Jahren um 15 Prozent gefallen, während 
im ersten Zeitraum die Menschen immerhin ihr 
Einkommen durchschnittlich um 30 Prozent 
wachsen sahen. Für dieses Auseinanderklaffen 
machen die Verfasser die 88 Finanzkrisen verant­
wortlich, die es weltweit seit der Öffnung der 
Finanzmärkte im Jahr 1973 gegeben und die für 
Millionen von Menschen Armut und Arbeitslo­
sigkeit zur Folge hatten. Allerdings nicht für alle, 
denn das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkom­
men des reichsten Fünftels der Erde war 1960 
dreißigmal höher als das des ärmsten Fünftels, 
heute ist es 78mal höher. Dass sich die Einkom­
mensverhältnisse seither stark verschoben ha­
ben, verdeutlicht auch dieser Vergleich um ein 
weiteres Mal . Die Grundthese ist natürlich nicht 
neu, auch eine ganze Reihe anderer Verfasser -
etwa Jean Ziegler auf dem Attac-Bundeskon-
gress im Oktober 2001 in Berlin1 - sind dämm 
bemüht, anhand diverser Statistiken die dramati­
sche ökonomische und soziale Entwicklung zu 
illustrieren. 

Interessant ist auch die nähere Betrachtung der 
großen Finanzinstitutionen IWF, Weltbank und 
World Trade Organisation (WTO), und deren 
innerer Struktur - wie die Abstimmungsver­
hältnisse der Mitgliedsländer - der die Verfas­
ser auf den Grand gehen. Obwohl diese Ein­
richtungen auf den ersten Blick wie monolithi­
sche Blöcke erscheinen mögen, hoffen die 
Autoren doch auf eine Reform, bei der der E U 
eine tragende Rolle zukommen würde. An die­
sem Punkt spannen sie den Bogen zu Attac. Sie 
sehen für das Netzwerk eine der zentralen 
Aufgaben darin, reformwillige Politiker zu 
unterstützen und durch seine Präsenz und sei­
ne öffentlichkeitswirksamen Proteste Reform­
gedanken in die Parlamente zu tragen. 
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Die Antwort: Attac 
Der Geschichte von Attac widmen die Autoren 
den zweiten Teil ihres Bandes. Dabei wechselt 
der Stil vom Bericht zur Reportage. Der Leser 
erfährt viel über die Anfänge in Frankreich, 
über prominente Netzwerkprotagonisten wie 
Bernard Cassen, Susan George (die im Band 
auch mit einem Interview vertreten ist) oder 
Jose Bove, über einzelne Gruppen wie Attac -
Rhone in Lyon oder die Pariser Zentrale. Und 
im ähnlichen Stil geht es weiter mit Attac 
Deutschland, den Anfängen, Gruppen- und 
Einzelporträts, der Beschreibung der Motiva­
tionen von ausgewählten Attac-Aktivisten und 
mit den Herausforderungen der Zukunft. Die 
Autoren thematisieren den anspruchsvollen 
und schwierigen Anspruch von Attac, in all 
seiner Heterogenität konsensfähig zu bleiben. 
Sie stehen der aktuell zentralen Kampagne 
zum Erhalt der Sozialen Sicherungssysteme 
durchaus distanziert-kritisch gegenüber, denn 
sie sehen die Gefahr, dass sich das Netzwerk in 
seinen Forderungen verzetteln könnte. Und 
sie hoffen, dass das Netzwerk das Spannungs­
verhältnis zwischen Kontinuität und Konfusi­
on, Pluralität und Beliebigkeit aushält, dass es, 
„nicht zusammenfällt wie ein verheißungsvoll 
in den Ofen geschobenes Souffle." 
Grefe, Greffrath und Schumann machen aus 
ihrer Sympathie sowohl für die globalisierungs­
kritische Bewegung, als auch für Attac keinen 
Hehl, haben es aber trotzdem geschafft, ein 
sehr informatives und dichtes Buch zu schrei­
ben. Das genügt zwar in einigen Aspekten 
nicht wissenschaftlichen Ansprüchen, enthält 
aber trotzdem viel Wissenswertes und ist dazu 
allgemeinverständlich geschrieben. 

Gabriele Rohmann, Berlin 
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CQ 

Aufbruch der 
Frauenbewegungen 

Globalisierung, transnationale Vernetzung und 
die Wechselwirkung zwischen lokaler und in­
ternationaler Politik sind Schlagworte, die ei­
nen zivilgesellschaftlichen Aufbruch und die 
damit verbundenen weltweiten Herausforde­
rungen an soziale Bewegungen und NGOs 
markieren. Der von Ilse Lenz, Michiko Mae 
und Karin Klose herausgegebene Sammelband 
setzt sich mit diesen Tendenzen auseinander 
und zeigt, wie Frauenbewegungen weltweit 
diesen Herausforderungen begegnen. Aus­
gangspunkt des Sammelbandes war eine im 
März 1998 durchgeführte Tagung über Frau­
enbewegungen in Japan und Deutschland, die 
um thematische und konzeptionelle Aspekte 
erweitert wurde, um die globale Dimension der 
international und transnational vernetzten 
,neuen' Frauenbewegung zu betonen. Die Au­
torinnen kommen aus dem Bereich der Frauen­
forschung, aus den Politik- und Sozialwissen­
schaften oder sind ausgewiesene Expertinnen 
für die internationale Frauenbewegung. 
Der Sammelband möchte, so ist dem Klappen­
text zu entnehmen, als Leitfaden dienen „im 
Labyrinth der Wechselbeziehungen von loka­
len, nationalen und internationalen Frauenbe­
wegungen und Frauenpolitik". Zugleich be­
leuchten die Beiträge, so die Herausgeber­
innen in ihrer Einleitung, das „Wechselspiel 
im globalen Mehrebenensystem" und verwei­
sen damit auf die politische Bedeutung welt­
weit vemetzter Frauenbewegungen in einer 
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sich globalisierenden Welt. Implizit wird eine 
international vergleichende Perspektive an­
gestrebt, die in drei Stufen entwickelt wird: Die 
beiden ersten Beiträge beschäftigen sich mit 
nationalen Kontexten, die wenigen deutschen 
Leserinnen vertraut sein dürften. Michiko Mae 
und Elena Zdravomyslova geben einen Ein­
blick in die Prozesse der Herausbildung femi­
nistischer Identität und Handlungsfähigkeit in 
Japan bzw. Russland. Besonders für den japa­
nischen Kontext zeigt sich, dass das Thema 
Gewalt gegen Frauen eine wichtige Rolle für 
die Herausbildung feministischer Identität und 
Handlungsfähigkeit gespielt hat. Welche Rol­
le dieses Thema auch für die internationale 
Vernetzung und die grenzüberschreitende He­
rausbildung feministischer Identitäten spielt, 
deutet Mae in ihrem Beitrag an, wenn sie zeigt, 
wie japanische Frauen die Zwangsprostitution 
koreanischer Frauen im Zweiten Weltkrieg als 
Kriegsverbrechen zur Sprache brachten und 
als Teil einer über nationale Grenzen hinaus­
greifenden Struktur von Gewalt gegen Frauen 
erkannten. 

Auch der zweite Themenblock mit einem Bei­
trag von Margrit Brückner über die deutsche 
Frauenprojektebewegung und einem Aufsatz 
von Ilse Lenz über japanische Frauennetzwer­
ke deutet nur indirekt auf die angestrebte inter­
nationale Perspektive hin, indem die Bedeu­
tung von Kommunikation, Organisation und 
Vernetzung für die nationalen Frauenbewe­
gungen in Deutschland und Japan erläutert 
wird. 
Die weiteren fünf Beiträge schließlich nehmen 
die anvisierte transnationale und internationa­
le Perspektive mehr oder weniger direkt ein. 
Helen Schwenken analysiert das transnationa­
le Potential von Migrantinnenorganisationen 
in Deutschland, die in ihrem Kampf gegen 
rassistische und sexistische Diskriminierung 
über nationale und ethnische Grenzen hinweg 
kooperieren. Regina Dackweiler bezieht sich 
auf die These von der internationalen Politik 

als Mehrebenenspiel zwischen lokaler, natio­
naler und globaler Ebene und analysiert die 
Wechselwirkung zwischen internationaler und 
nationaler Frauenbewegung am Beispiel des 
österreichischen Gewaltschutzgesetzes. Auch 
ihr Beitrag verweist auf die Bedeutung des 
Themas Gewalt gegen Frauen für die globale 
Vernetzung von Frauenbewegungen und Frau­
enpolitik. Dasselbe gilt für den letzten Beitrag 
des Sammelbandes, in dem Christa Wichterich 
die zentralen Prozesse und Ergebnisse einer 
Internationalisierung der Frauenbewegung seit 
1975 zusammenfasst. Sie betont, dass mit der 
Verortung des Gewaltthemas im Frauen- und 
Menschenrechtsdiskurs ein tendenziell uni­
versales Paradigma erarbeitet werden konnte, 
das zur Grundlage für eine spezifische Ver­
handlungskultur der transnationalen Frauen­
bewegungen in den Vereinten Nationen wurde. 
Die europäische Perspektive darf natürlich in 
einem Sammelband über das .Wechselspiel im 
globalen Mehrebenensystem' nicht fehlen. 
Bevor Christa Wichterichs historisch und glo­
bal angelegte Analyse einen Schlusspunkt setzt 
und die anvisierte internationale Perspektive 
vollendet, setzen die Beiträge von Verena 
Schmidt und von Carol Hagemann-White sich 
mit europäischen Frauenorganisationen und 
europäischer Frauenpolitik auseinander. Die 
Europäische Frauenlobby steht im Mittelpunkt 
von Verena Schmidts Analyse des Wechselver­
hältnisses zwischen Frauenpolitik und Frau­
enorganisationen in der E U . Carol Hagemann-
White entfaltet eine Vision für eine ,neue Ge­
schlechterkultur in Europa' und erläutert, dass 
die europäische Perspektive als Chance für die 
Abkehr von einem hierarchischen Politikan­
satz und für die Verwirklichung von Geschlech­
tergleichheit betrachtet werden kann. 

Empirie und konzeptionelle Zugänge 
Da die Veröffentlichung aus einer Konferenz 
über Frauenbewegungen in Deutschland und 
Japan hervorgegangen ist, bevor sie um die 
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transnationale und globale Perspektive erwei­
tert wurde, können die mit dem ambitionierten 
Titel Frauenbewegungen weltweit' geweck­
ten Erwartungen nicht ganz erfüllt werden. 
Schwerpunkt der Veröffentlichung sind Län­
derstudien zu Japan, Russland und Deutsch­
land auf der einen Seite, transnationale und 
globale Effekte der frauenpolitischen Vernet­
zung auf der anderen. Auch erklärt der Konfe­
renzursprung, warum gleich zwei Beiträge zur 
japanischen Frauenbewegung in den Sammel­
band aufgenommen wurden. Diese allerdings 
sind - ebenso wie der Beitrag zur russischen 
Frauenbewegung - für ein deutsches Publi­
kum mit besonderem Gewinn zu lesen: Die 
Beiträge von Michiko Mae und Ilse Lenz wer­
ten japanische Literatur aus, die für deutsche 
Leser ansonsten kaum zugänglich sein dürfte, 
und Elena Zdravomyslova präsentiert die ori­
ginären Ergebnisse von Interviews, die sie mit 
russischen Feministinnen geführt hat. 
So unterschiedlich wie der akademische Hin­
tergrund der Autorinnen sind auch die verwen­
deten theoretischen Konzepte, auf deren Grund­
lage die empirischen Befunde aufgearbeitet 
werden. Sie reichen von sozial-psychologi­
schen Fragestellungen bei Elena Zdravomys­
lova über Konzepte aus der Bewegungsfor­
schung bei Ilse Lenz, Helen Schwenken und 
Regina Dackweiler, demokratietheoretische 
Fragen bei Michiko Mae und Carol Hagemann-
White bis zu Analysekategorien der Internati­
onalen Beziehungen (global governance, in­
ternationale Regime), auf die sich Christa Wich­
terich in ihrem Beitrag bezieht. Die Ergebnisse 
einiger Beiträge - hier sind vor allem die von 
Margrit Brückner und Carol Hagemann-White 
zu nennen - hätten durch eine stärkere Fokus­
sierung auf theoretische Fragestellungen noch 
besser akzentuiert werden können. 
Auch die Gesamtveröffentlichung leidet et­
was an einer konzeptionellen Unscharfe, die 
der wenig aussagekräftige Buchtitel schon 
andeutet. So hätte sich eine stärkere Betonung 

von Konzepten der Bewegungsforschung in 
den einzelnen Beiträgen als roter Faden für 
den Sammelband angeboten. Auch die in der 
Einleitung hervorgehobene These von der in­
ternationalen Frauenpolitik als globalem Mehr­
ebenenspiel, die Regina Dackweiler in ihrem 
Beitrag zur Entstehung des österreichischen 
Gewaltschutzgesetzes so beeindruckend be­
legt, hätte als Klammer für den konzeptionel­
len Zusammenhalt der empirischen Studien 
stärker hervorgehoben werden können. Die 
Stärke des Bandes liegt in detailliert und kennt­
nisreich präsentierten empirischen Studien aus 
dem Bereich der Frauenforschung, wobei der 
Gesamtkonzeption ein etwas schärferes sozi­
alwissenschaftliches Profil gut getan hätte. 

Barbara Finke, Mannheim 

Besprochene Literatur 
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ANNOTATIONEN 

SYLVIA HONSBERG 

Frauenlos 
Geschlechterverhältnisse in den 
Gewerkschaften 

Hamburg: V S A 2001 

Der Gewerkschaftssekretär ist männlich, sei­
ne Sekretärin weiblich. Noch immer herrscht 
im hauptamtlichen Bereich von Gewerkschaf­
ten diese traditionelle, hierarchische Auftei­
lung der Tätigkeiten vor. Die Autorin, selbst 
lange tätig beim DGB-Landesbezirk Hessen, 
untersucht die real existierenden Geschlech­
terverhältnisse exemplarisch am Beispiel der 
Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt 
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(IG BAU). Dabei interessieren sie weniger die 
formellen, von außen sichtbaren, strukturellen 
Benachteiligungen von Frauen, sondern sie 
beleuchtet die informelle Seite der Organisati­
on und die subtilen Mechanismen und Barrie­
ren, die dazu beitragen, dass Frauen, trotz dem 
erklärten Gewerkschaftsziel von Gleichstel­
lung, Frauenförderung und Gender mainstrea-
ming, immer noch geringere Karriere- und Ein­
flussmöglichkeiten haben. Die Ergebnisse der 
Untersuchung basieren auf umfangreichen 
qualitativen Interviews mit männlichen und 
weiblichen Beschäftigten der IG Bau, die sozi­
ologisch aufbereitet und analysiert wurden. So 
zeigt die Autorin vor dem Hintergrund ge­
schichtlicher Entwicklungen und mit Hilfe der 
soziologischen Geschlechterforschung die 
männlich geprägten Organisationsstrukturen 
und -kulturen in Bezug auf Geschlechterver­
hältnisse auf. Und diese gilt es zu knacken, 
auch mittels dieser Lektüre, die zur Beobach­
tung eigener Arbeitssituationen aus Sicht der 
Geschlechterverhältnisse anregt. Lösungsvor­
schläge reißt die Autorin in ihrem Ausblick an. 
nb 

m 

ATTAC DEUTSCHLAND (HG. ) 

Eine andere Welt ist möglich! 
Dokumentation des Attac-Kongresses 
vom 19.-21.10.2001 in Berlin 

Hamburg: VSA-Verlag 2002 

Das Attac-Buch über den 1. Bundeskongress 
letzten Oktober in Berlin enthält alle dort ge­
haltenen Reden, Berichte über einige der 
mehr als 80 Workshops und Podiumsdiskussi­
onen, einen Auswahl-Pressespiegel sowie das 
Manifest 2002, das Attac Frankreich im Januar 
2002 in Paris verabschiedet hat. In 15 Ab­
schnitten werden darin sämtliche alten und 
neuen Forderungen von Attac knapp, aber deut­
lich erörtert. Auch wenn die Autorinnen das 

Manifest vorwiegend auf Frankreich fokus­
sieren, lassen sich fast alle Abschnitte auf bun­
desrepublikanische Verhältnisse übertragen 
und präsentieren eine wichtige Diskussions­
grandlage für die weitere Positionierung von 
Attac Deutschland. Der Kongressband ist nicht 
nur interessant als Nachschlagewerk für alle 
Teilnehmerinnen, sondern er dokumentiert 
auch die vielfältigen Impulse, die sämtliche 
Referentinnen und Plenen in Berlin gesetzt 
haben. 
Roh 

c a 
ECKHARD PRILLER/ANNETTE ZIMMER (HG. ) 

Der Dritte Sektor international 
Mehr Markt - weniger Staat? 

Berlin: edition sigma 2001 

Die tiefgreifenden Veränderungen von Staat, 
Markt und Familienformen als den entschei­
denden Kontextbedingungen des Dritten Sek­
tors bieten für diesen die Chance einer Neupo­
sitionierung. Er kann, so die Herausgeber, „zum 
handelnden Akteur bzw. zur unabhängigen 
Variable (werden), die Richtung und Tendenz 
der Veränderungsprozesse in den anderen Sek­
toren maßgeblich mitbestimmt" (10). Entspre­
chend steigt der Stellenwert des Dritten Sek­
tors in der politischen Diskussion. „Als Teil 
der Zivilgesellschaft nehmen Dritte-Sektor-
Organisationen politische Funktionen wahr 
und wirken direkt auf die Weiterentwicklung 
der Demokratie im nationalstaatlichen, euro­
päischen und internationalen Rahmen ein: als 
Dienstleistungsproduzenten bilden sie ein 
Gegengewicht zu globalisierten Produktions­
zusammenhängen und tragen wesentlich zur 
Wohlfahrtsproduktion vor Ort bei; als organi­
satorische Infrastruktur unserer Lebenswelt 
arbeiten Dritte-Sektor-Organisationen im 
Dienste einer Modernisierung ,von unten' in­
dem sie Sozialisationsaufgaben übernehmen 
und Raum für Selbstorganisation, individuel-
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les Engagement und kollektives Handeln bie­
ten." (11) 
Die Beiträge des Bandes greifen auf die Ergeb­
nisse des John Hopkins Comparative Non­
profit Sector Project zurück, die 1990-1999 im 
Rahmen eines internationalen empirischen 
Vergleichs des Dritten Sektors in verschiede­
nen Nationalstaaten erhoben worden sind. Teil 
1 enthält eine Zusammenfassung der internati­
onal vergleichenden Ergebnisse des John Hop­
kins-Projektes (Lester M . Salomon) und eine 
Analyse des Dritten Sektors in Europa (Helmut 
K . Anheier). Teil 2 behandelt Trends und Ent­
wicklungen des Dritten Sektors in ausgewähl­
ten Mitgliedstaaten der E U . Während in den 
meisten Ländern Westeuropas Nonprofit-Or­
ganisationen vor allem in den sozialen Dienst­
leistungen tätig sind, sind sie in Schweden v.a. 
in den Bereichen Kultur, Erholung und Interes­
senvertretung aktiv (Filip Wijkström). Die Nie­
derlande nehmen mit einer sehr hohen freiwil­
ligen Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger 
im Dritten Sektor eine internationale Spitzen­
stellung ein (Paul Decker). Weitere Beiträge 
analysieren den Dritten Sektor in Italien (Gian 
Paolo Barbette), in Großbritannien (Jeremy 
Kendali) und Frankreich (Edith Archambault). 
Teil 3 gilt dem Dritten Sektor in Deutschland. 
Die Herausgeber analysieren im Uberblick 
dessen Wachstum und Wandel, Roman Reisch 
die Bedeutung sozialer Ausbildungs- und Be­
schäftigungsinitiativen des Dritten Sektors und 
Sebastian Braun am Beispiel des Sports die 
Bedeutung des Zweiten Arbeitsmarktes im 
Dritten Sektor. Andreas Eisen behandelt die 
Rolle der Genossenschaften im Dritten Sektor: 
In Deutschland gibt es anders als in vielen 
europäischen Nachbarländern nur spärliche 
Anzeichen der Reaktivierung dieser Organi­
sationsform. Sigrid Betzelt schließlich skiz­
ziert den Reformbedarf der rechtlichen und 
ökonomischen Rahmenbedingungen des Drit­
ten Sektors, 
ak 

CLAUDIA LENZ, WALTRAUD WAIDELICH, ELISABETH 

VON DÜCKER, A N N E REICHMANN ( H G . ) 

Hauptsache Arbeit? 
Was wird... Maßstäbe, Modelle, Visionen. 

Hamburg: V S A 2001 

Gibt es einen besseren Ort für eine Veranstal­
tungsreihe zum Thema ,Arbeit' als das Muse­
um für Arbeit in Hamburg? Der vorliegende 
Sammelband dokumentiert die Ansätze, Inter­
pretationen und Vorschläge der 18 Autorinnen 
und Autoren zwischen November 1999 und 
Mai 2000. In fünf Teilen werden die Maßstäbe 
im Spektrum von Arbeit und Zeit, dem Wandel 
der Arbeits- zur Tätigkeitsgesellschaft oder 
kurz: zum ganzen Leben, skizziert. Der Band 
sammelt neben den Beiträgen der Herausge­
berinnen auf eindrucksvolle Weise die ,übli­
chen Verdächtigen': diejenigen Gesellschafts­
und Sozialwissenschafterlnnen, die sich seit 
Jahren, zum Teil schon seit Jahrzehnten, um 
eine Veränderung des verengten Verständnis­
ses von Arbeit verdient gemacht und neben 
theoretischen Analysen und Stellungnahmen 
immer wieder konstruktive Kritik und Vor­
schläge unterbreitet haben. So zeigt Eva Seng­
haas-Knobloch Maßstäbe von Arbeit auf; mit 
,Hauptsache Arbeit' beschäftigen sich Her­
bert Schui, Elisabeth Bothfeld und Uwe Pet-
zold; ,Wem gehört die Zeit?' fragen Ingrid 
Kurz-Scherf, Sibylle Raasch, Peter Grottian 
und Ulrike Heilert; die Möglichkeiten einer 
Entwicklung von der Arbeits- hin zur Tätig­
keitsgesellschaft loten Günter Schmid, Tho­
mas Mirbach/Karin Schmalriede, Gerd Mutz 
und Hilmar Kunath aus; mit Arbeit - Das ganze 
Leben! Befassen sich Adelheid Biesecker, Otto 
Ullrich, Christine Ax , Anne Reichmann und 
Claudia Lenz. Insofern ist der vorliegende B and 
für am Thema ,Zukunft der Arbeit' Interessier­
te in weiten Teilen keine Innovation - dies 
schmälert jedoch nicht im geringsten seinen 
Wert. Der Reiz des Bandes liegt im Gegenteil 
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gerade darin, dass es hier gelungen ist, die seit 
geraumer Zeit in Deutschland diskutierten Ge­
sel lschaf tsentwürfe zur ,Tätigkeitsgesell­
schaft' oder die feministische Kritik an der 
einseitigen gesellschaftlichen Wertschätzung 
der Lohn- und Erwerbsarbeit in einem einzi­
gen Buch zusammenzufassen. Damit ist nicht 
nur für diejenigen, die sich einen ersten Ein­
blick in die Komplexität der Thematik ver­
schaffen wollen, der Band eine vorzügliche 
Lektüre, 
es 

ffl 

WOLFGANG B E Y , MANFRED K L A U S , 

UWE-JENS RÖSSEL (HG.) 

Das gläserne Rathaus 
Kommunalpolitik von A bis Z 

Hamburg: V S A 2001 

Wie macht man Kommunalpolitik? Von Abfall­
gesetz bis Zweckverbandsgesetz gibt es eine 
Vielzahl an gesetzlichen Regelungen für die 
kommunale Politik, die kaum übersehbar ist. 
Das Buch will Licht in das Dunkel von Verwal­
tungskauderwelsch und Amtssprache wie Ein­
wohnergleichwert, KOSIS-Verbund oder Ver­
pflichtungsermächtigung bringen und dient 
all jenen als Leitfaden, die sich in ihrer Stadt 
oder Gemeinde politisch engagieren wollen -
aber auch für Kommunalpolitiker bietet das 
Buch eine Orientierungshilfe. Anhand von 336 
detaillierten Begriffserklärungen und Positi­
onsbestimmungen zu den zentralen Hand-
lungsfeldern der Kommunalpolitik wird diese 
aufgeschlüsselt. Die allgemein verständlich 
geschriebenen Erklärungen enthalten Quer­
verweise sowie Angaben zu den entsprechen­
den Gesetzen und zu weiterführenden Infor­
mationsmöglichkeiten, z.B. Intemetadressen. 
Der Anhang enthält Adressen der kommunalen 
Spitzenverbände und kommunalpolitischen 
Foren. Eingeleitet wird das Handbuch, heraus­

gegeben von der PDS-nahen Rosa-Luxemburg-
Stiftung, mit einem Beitrag von Gabi Zimmer 
und Uwe-Jens Rössel zu „Kommunen stärken 
- Gesellschaft von unten verändern". Denn 
das Grundgesetz und die Kommunalverfas­
sungen garantieren das kommunale Selbstbe­
stimmungsrecht - doch wer sein Recht nicht 
benutzt (oder benutzen kann, da er es nicht 
kennt), der verliert, so die Herausgeber, 
nb 
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Warnfried Dettling: Gewerkschaften und Bürgergesellschaft. Anmerkungen zu einer schwierigen 
Beziehung, FJNSB 2/2002, S. 7-12 
Warnfried Dettling erörtert in seinem Essay die Rolle und Bedeutung der Gewerkschaften in einer 
sich verändernden Umwelt. Dabei geht er mit den Gewerkschaften hart ins Gericht, weil sie, nach 
seiner Einschätzung, ihren Platz in der ,Bürgergesellschaft' bisher nicht einzunehmen bereit sind. 
Haben sie, so fragt der Autor, ihre Fähigkeit zu Gestaltung und Partizipation im politischen Raum 
eingebüßt und sind sie den neuen Formen demokratischer Beteiligung nicht gewachsen? 

Warnfried Dettling: Unions and Civil Society. Remarks on a Problematic Relationship, FJNSB 2/ 
2002, pp. 7-12 
Unions are confrontated with a changing environment. According to Dettling unions are not prepared 
to take their place in civil society. They seem to have lost their ability to participate in the restmcturing 
of politics. 

Bodo Zeuner/Mike Fichter: Zukunft der Gewerkschaften. Erkennmisse aus einer Literaturstudie, FJ 
NSB 2/2002, S. 13-28 
Die Zukunft der Gewerkschaften wird in der wissenschaftlichen Literatur kontrovers diskutiert. Der 
Beitrag referiert den Stand der Debatte. Dabei gehen die Einschätzungen über die veränderten 
Anfordemngen im Zeitalter der Globalisierung wenig auseinander, wohl aber die empfohlenen 
Strategien zur Überwindung der unbestritten restriktiven Rahmen- und Handlungsbedingungen. Die 
Autoren zeigen aber, mit fünf zentralen Perspektiven, auch Handlungsoptionen resp. Schritte aus der 
Sackgasse für die deutschen Gewerkschaften auf. 

Bodo Zeuner/Mike Fichter: Future of Unions. Results in Scientific Literature, FJ NSB 2/2002, pp. 13-28 
In social sciences the future of unions is highly debated. The article summarises the discussion. There 
is consensus that globalization is setting new tasks. However, recommondations on how to overcome 
problems vary widely. The authors present five directions the unions could take. 

• 
Sabine Krüger: Gewerkschaften und NGOs. Mit einer neuen Kooperationskultur aus der Sackgas­
se?, FJ NSB 2/2002, S. 29-39 
Ein Zusammengehen von Gewerkschaften und Bewegungen wird lange schon beschworen, warum 
aber kam es nicht dazu und was hat sich in den letzten Jahren verändert? Können Bündnisse zwischen 
NGOs und Gewerkschaften neue Handlungsoptionen für beide Seiten eröffnen oder sind es nur 
,Allianzen der Schwäche'? Der Beitrag reflektiert die Entwicklung des Verhältnisses von NGOs und 
Gewerkschaften und fragt nach dem wie und warum der Annäherung. Die Unterschiede in den 
Interessenlagen und Arbeitsweisen der ungleichen Partner kommen dabei ebenso zur Sprache wie die 
Motive, die Praxis und die Erfolgsbedingungen sozial-ökologischer Bündnisse. 

Sabine Krüger: Unions and NGOs. Establishing a new culture of Cooperation?, FJ NSB 2/2002, 
pp. 29-39 
Many call for a uniting of movements and unions, but nothing changed. Krüger discusses whether 
movements and unions together can be more than an "alliance of the weak". Differing interests and 
activites are compared. The author presents conditions of social-ecologic alliances and possible 
ways of Coming closer to each other. 
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Heinrich Tiemann: Rot-Grün und Gewerkschaften - Altes Bündnis oder Ende einer Partnerschaft 
FJNSB 2/2002, S. 40-48 
Klaus Lang: Die Mitte gewinnen - die Mehrheit nicht verlieren, FJNSB 2/2002, S. 49-57 
Zwar gibt es noch immer viele gemeinsame programmatische Schnittstellen und verbindende 
Werteorientierungen (Solidarität, soziale Gerechtigkeit, Mitbestimmung), aber in der aktuellen 
Bewertung der konkreten Tagespolitik überwiegen erhebliche Differenzen. Das untergekühlte, zum 
Teil zerrüttete Verhältnis zwischen rot-grüner Bundesregiemng und der IG Metall zeigen die beiden 
Texte von Heinrich Tiemann und Klaus Lang. Interessant ist die unterschiedliche Wahrnehmung und 
Einordnung rot-grüner Regierangspraxis. So liest sich der Beitrag von Heinrich Tiemann (Ex-IG 
Metall-Funktionär) aus dem Bundeskanzleramt wie eine reine Erfolgsstory rot-grüner Regierangs­
tätigkeit für die Arbeitnehmerinnen, während Klaus Lang für die IG Metall darin nicht mehr als 
Stückwerke erkennt und besonders ein gemeinsames Projekt zur Erneuerung der Arbeitsgesellschaft 
vermisst. Auch in der Bewertung des ,Bündnisses für Arbeit' liegen die aus Kanzleramt und 
Gewerkschaftszentrale agierenden Akteure auseinander. 

Heinrich Tiemann: Red-green Government and Unions- Old Alliance orEnd of Parnership'' FJNSB 
2/2002, pp. 40-48 
Klaus Lang: Winning the Political Center - Not Loosing the Majority, FjNSB 2/2002, pp. 49-57 
The red-green government and unions are linked by fundamental values and political programmes, 
such as solidarity, participation or social justice. However in the daily politcal debate differences 
dominate. The shattered relationship between unions and government is documented by the articles 
of Tiemann and Lang. Tiemann, who used to be in a leading position in one of the largest German 
unions (IG Metall) and now works for chancellor Schröder, points out the successes of government 
policy especially for employees. On the other hand, Lang, a leading figure in the IG Metall, critizes 
the fragmented measures and misses a concept for modemizing the labour society. The evaluation 
of the Alliance for Employment is contrary in the two articles. 

Anke Hassel: Sozialpakte. Die deutschen Gewerkschaften im Bündnis für Arbeit, FJ NSB 2/ 
2002, S. 58-67 
Anke Hassel resümiert kenntnisreich den Prozess der Bündnisverhandlungen in den vergange­
nen vier Jahren, erläutert die markanten Umschwünge in den Rahmenbedingungen und fragt 
nach den Handlungsmöglichkeiten der Gewerkschaften im Kontext Sozialer Pakte. Sie eruiert, 
ob und für welche Branchen der politische Tausch in der bundesdeutschen Variante des ,Bündnis 
für Arbeit' zwischen den Parteien des Tripartismus gelingt. Hassel reflektiert kritisch die eigene 
Verantwortung der Gewerkschaften für das Misslingen des Tauschmechanismus. Ein mögliches 
Scheitern wird auf innerorganisatorische Strukturen und differente Kräfteverhältnisse zwi­
schen Gewerkschaftsspitzen und Untergliederungen zurückgeführt. 

Anke Hassel: Social Cooperation. German Unions in the Alliance for Employment FJ NSB 2/ 
2002, pp. 58-67 
Hassel resumes how the Alliance for Employment developed during the last four years. She explains 
restrictions for the participating actors, i.e. employers, unions and government, and tries to identify 
the circumstances which would allow gains. Especially the responsibility of the unions for a possible 
failure is reflected. Important reasons are inner orgainzational stmctures and the relation between the 
union's main Organization and its subunits. 
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Wolfgang Schroeder: Arbeitgeberverbände: Kontinuität und Wandel, FJNSB 2/2002, S. 68-77 
Neben veränderten Rahmenbedingungen und nötigen internen Modernisierungsprozessen hängt 
die Stärke der Gewerkschaften auch vom Handlungsspielraum und Organisationsgrad ihrer Tarif­
partner ab. Mit Bezug auf das Modell Deutschland und das Verhältnis der Tarifparteien zueinander 
kommt Wolfgang Schroeder zu der interessanten, eigenwilligen These: Eine derzeit zu beobachtende 
Schwächung der Arbeitgeberverbände bedroht auch die Stärke der Gewerkschaften. 

Wolfgang Schroeder: Employer Associations: Continuities and Change, FJNSB 2/2002, pp. 68-77 
Besides external resctrictions and internal modernizing processes the influence of unions is 
dependent on the coherent Organization of their counterpart. On the background of the "Modell 
Germany", the corporatist interest mediation in Germany, Schroeder comes to a surprising conclu­
sion: the decline in employer Organisation is a threat to unions' influence. 

Hans-Joachim Schabedoth: Einzelgewerkschaften, der DGB und die gemeinsame Organisationsre­
form, FJNSB 2/2002, S. 78-84 
Der Deutsche Gewerkschafts Bund (DGB) kann seine Legitimation und seinen Einfluss gegenüber 
der Einzelgewerkschaften, so Hans-Joachim Schabedoth, aus der Interessenvertretung auf europä­
ischer Ebene und als anerkannte Vertretung des Rechtsschutzes beziehen. Die unter dem Dach des 
DGB ausgegliederte Rechtsschutz GmbH ist größter Anbieter der Rechtsberatung und Prozessver­
tretung und bietet die Chance, „mit gesicherten Qualitätsstandards die Leistunsgfähigkeit der 
Gewerkschaften auf diesem Gebiet zu steigern", so der Autor. 

Hans-Joachim Schabedoth: Industry Unions, the German Union Association and the Joint Restmc­
turing, FJNSB 2/2002, pp. 78-84 
The Deutsche Gewerkschaftsbund (German Union Association) is in two ways important for the 
unions in industry branches: interest representation on the European level and juridical agent. The 
legally independent subunit is the largest Organisation for legal consultance and support in trials. 

Martin Kempe: Gewerkschaften und moderne Kommunikation am Beispiel ver.di, FJ NSB 2/2002, 
S. 85-89 
Die aus fünf Einzelgewerkschaften fusionierte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di steht vor enor­
men organisatorischen Anfordemngen. Eine davon ist die Zusammenführung und Neugestaltung der 
Kommunikationsmedien und -Strukturen. Der Beitrag beleuchtet kritisch das Wollen und Werden 
des Bereichs Kommunikation im Gründungsprozess der entstandenen ver.di. Dabei werden die 
Schwierigkeiten überkommener Organisationsstrukturen und heterogener Interessen beleuchtet, 
aber auch die Vision einer integrierten Kommunikationskultur präsentiert. 

Martin Kempe: Unions and Modem Communication - the ver.di Example, FJ NSB 2/2002, pp. 85-
89 
After the uniting of five unions to the servicers union ver.di enormous organizational problems have 
to be handled. One of those is to redesign the communication structure. Kempe discusses options and 
problems of ver.di's communication unit in its normative stage: organisational stmctures and 
heterogeneous interests, but also the vision of an integrated communication culture. 
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